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EINLEITUNG 


Die  vorliegende  Schrift  verfolgt  einen  bescheidenen  und 
zugleich  wichtigen  Zweck.  Ihre  Herausgeber  wollen  eine 
Lücke  in  der  zeitgenössischen  politischen  Literatur  ausfüllen ; 
sie  wollen  den  an  der  Judenfrage  interessierten  Politikern,  — 
und  kein  Politiker  kann  heute  umhin ,  zur  Judenfrage  Stellung 
zu  nehmen,  —  ein  Dokumentenbuch  in  die  Hand  geben,  das 
der  Orientierung  über  diese  Frage  dient. 

Die  Schrift  erhebt  nicht  den  Anspruch,  etwas  Neues  zu 
bieten ;  sie  bringt  keine  Enthüllungen ,  sie  fördert  keine 
Geheimarchiven  entnommenen  Schriftstücke  an  den  Tag ;  was 
hier  zum  Abdruck  gelangt,  war  auch  ursprünglich  für  die 
Öffentlichkeit  bestimmt  und  ist  mehr  oder  weniger  bekannt. 
Und  doch  glauben  wir,  dass  nicht  wenige,  die  sich  die  Mühe 
nehmen  werden,  die  hier  zusammengetragenen  Dokumente 
zu  prüfen,  aus  dieser  Sammlung  mehr  lernen  werden,  als 
aus  umfangreichen,  tiefsinnigen  Abhandlungen  über  den 
gleichen  Gegenstand,  ja,  dass  manche  durch  diese  Schrift  die 
Judenfrage  zum  ersten  Mal  in  einem  für  sie  ganz  neuen  Lichte 
sehen  werden. 

Die  Welt  weiss  noch  immer  zu  wenig  darüber,  was  im  In- 
nern des  jüdischen  Volkes  vorgeht,  von  welchen  Ideen  es  be- 
wegt wird,  welchen  Zielen  es  nachstrebt,  welche  Hoffnungen 
es  für  seine  Zukunft  an  die  Neuordnung  der  Beziehungen  der 
Völker  zu  einander  knüpft.  Der  erste  Teil  der  Sammlung 
gibt  darüber  Aufschluss.  Aus  einer  Reihe  von  Willenskund- 
gebungen legitimierter  Vertretungskörper  vernehmen  wir  die 
Stimme  des  jüdischen  Volkes,  das  sein  Recht  auf  Leben  gel- 
tend macht. 


Das  Recht  des  jüdischen  Volkes  auf  Leben?  Gibt  es  ein 
jüdisches  Volk  und  hat  es  als  solches  Rechtsansprüche  zu  er- 
heben? Die  Dokumente  geben  darauf  die  eindringlichste  Ant- 
wort. Das  demokratisch  organisierte  jüdische  Volk  fast  aller 
in  Betracht  kommenden  Länder  hat,  wie  aus  den  Dokumen- 
ten hervorgeht,  den  Beweis  erbracht,  dass  es  an  seiner  Na- 
tionalität unerschütterlich  festhält  und  dass  es  fest  entschlos- 
sen ist,  auch  in  Hinkunft  alle  für  ihre  Erhaltung  und  Weiter- 
entwickelung erforderlichen  Opfer  zu  bringen.  Wer  es  mit 
dem  Prinzip  der  nationalen  Selbstbestimmung  ernst  meint, 
kann  auch  den  Juden,  dem  zugleich  jüngsten  und  ältesten 
der  heute  lebenden  Völker,  nicht  das  unantastbare  Recht  ver- 
weigern, sich  als  Nation  zu  erklären  und  zu  konstituieren 
und  die  Forderung  zu  erheben,  als  solche  in  die  wieder  ver- 
söhnte Familie  der  Völker  aufgenommen  zu  werden. 

Wohl  ist  im  Westen  Europas  das  Vorurteil  verbreitet, 
die  Juden  seien  eine  Religionsgemeinschaft  und  nichts  als 
eine  Religionsgemeinschaft.  Diese  Ansicht,  die  in  Bezug  auf 
die  in  den  Westländern  versprengten  Teile  des  jüdischen  Vol- 
kes, die  in  einem  gewissen  Grade  ihres  Volkstums  verlustig 
gegangen  waren  und  den  Glauben  an  die  Zukunft  ihres  Vol- 
kes verloren  hatten,  seinerzeit  eine  beschränkte  Berechtigung 
hatte,  bedeutet  den  Versuch  einer  ungeheuren  Vergewaltigung 
der  Tatsachen,  wenn  manche  Kreise,  Juden  und  NichtJuden, 
sich  noch  heute  bemühen,  sie  auf  die  in  den  anderen  Län- 
dern lebenden  Massen  des  jüdischen  Volkes  anzuwenden.  Der- 
jenige Jude,  der  von  den  Juden  als  blosser  Konfessionsgemein- 
schaft spricht,  spricht  nur  für  sich  und  bestenfalls  für  ganz 
unbeträchtliche  Gruppen  von  Personen ;  im  Namen  der  Mil- 
lionen des  jüdischen  Volkes  aber  dürfen  nur  diejenigen  spre- 
chen und  handeln,  die  von  ihm  dazu  bevollmächtigt  sind  und 
sich  über  ihr  Mandat  ausweisen  können.  Das  jüdische  Volk 
hat  sich  —  das  beweisen  die  nachstehenden  Willenskundge- 
bungen —  mit  aller  wünschenswerten  Klarheit  als  mündig 
erklärt,  und  wer  sich  heute  ohne  Auftrag  zu  seinem  Vertreter 
auf  wirft,  begeht  strafwürdigen  Unfug,  indem  er  sich  einer 
Fälschung  der  Volksmeinung  schuldig  macht  und  sich  ein 
Amt  anmasst,  zu  dem  er  nicht  auserkoren  ist. 

Es  ist  eine  einstimmige  jüdische  Forderung,  dass  die  jü- 
dische Frage  im  internationalen  Wege  geregelt  wird,  d.  h., 


dass  der  Friedensvertrag  die  jüdischen  Rechte  festsetzt  und 
gewährleistet,  und  dass  der  durch  den  Friedensakt  zu  grün- 
dende Völkerbund  über  ihre  strikte  Beobachtung,  wie  über 
die  Beobachtung  aller  anderen  internationalen  Vereinbarun- 
gen, wacht.  Die  Juden  wollen  nicht  übermächtigen  Majori- 
täten auf  Gnade  und  Ungnade  ausgeliefert  sein,  am  allerwe- 
nigsten in  den  Ländern,  wo  die  herrschende  oder  nach  der 
Herrschaft  strebende  Majorität  bereits  durch  Handlungen 
ihre  Absicht  bekundet  hat,  die  Rechte  der  Juden  oder  der 
nationalen   Minderheiten  überhaupt  zu   missachten. 

Die  geforderte  internationale  Regelung  der  Judenfrage 
bedeutet  keineswegs  ein  politisches  Novum.  Der  Wiener 
Kongress  von  1814  schrieb  die  „Verbesserung"  der  Lage  der 
Juden  im  Deutschen  Bunde  und  die  Aufrechterhaltung  ihrer 
in  einzelnen  Staaten  des  Bundes  erlangten  Rechte  vor.  Der 
Wiener  Kongress  bestätigte  auch  den  von  Holland,  England, 
Oesterreich,  Russland  und  Preussen  geschlossenen  Haager 
„Zusatzvertrag"  vom  21.  Juli  1814  über  die  Vereinigung  von 
Holland  und  Belgien,  der  keine  Aenderung  der  Bestimmun- 
gen der  Konstitutionen  beider  Länder  erlaubte,  welche  eine 
Gleichberechtigung  aller  Bürger  ohne  Unterschied  des  Glau- 
bensbekenntnisses vorschrieben.  Dieser  Vereinbarung  hatten 
die  Juden  Belgiens  ihre  Emanzipation  zu  verdanken.  Auf  der 
Aachener  Konferenz  von  1818  wurde  die  Judenfrage  auf 
Anregung  Alexander  I.  erörtert  und  die  in  einer  Denkschrift 
des  englischen  Geistlichen  Lewis  Way  niedergelegten  Ansich- 
ten über  die  Emanzipation  der  Juden  in  ihrer  „allgemeinen 
Tendenz"  als  richtig  befunden.  Die  Pariser  Konferenz  von 
1856  und  der  Pariser  Kongress  von  1858  verfügten  die  bürger- 
liche (nicht  politische)  Gleichberechtigung  der  Juden  in  den 
Provinzen  des  gegenwärtigen  Rumänien  :  der  Moldau  und  Wa- 
lachei. Am  bekanntesten  ist  der  Akt  des  Berliner  Kongresses 
von  1878,  der  die  Anerkennung  der  Selbständigkeit  Rumäniens, 
Serbiens  und  Bulgariens  von  der  Gleichberechtigung  der  Ju- 
den abhängig  machte,  eine  Bestimmung,  die  allerdings  von 
Rumänien  in  herausfordernder  Weise  stets  verletzt  wurde. 
Hier  verdient  auch  die  Konferenz  von  Algericas  (1906)  Erwäh- 
nung, die  den  Sultan  von  Marokko  zum  Schutze  der  namentlich 
im  Innern  des  Landes  verfolgten  Juden  aufforderte.  Ferner  ist 
noch  auf  die  Bukarester  Friedenskonferenz  von  1913  zu  ver- 
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weisen,  die  den  Balkankrieg  abschloss  und  auf  der  die  Frage 
der  jüdischen  Gleichberechtigung  auf  Anregung  der  offiziell 
nicht  vertretenen  Vereinigten  Staaten  berührt  wurde.  Ru- 
mänien stellte  die  Gleichberechtigung  der  Juden  im  neuer- 
worbenen Gebiete  (Dobrudscha)  in  alter  heuchlerischer  Weise 
in  Aussicht.  Der  Friedensvertrag  enthielt  jedoch  keine  dahin- 
gehenden Bestimmungen.  In  der  Frage  der  Anerkennung  des 
Bukarester  Vertrages  durch  die  Mächte  spielte  die  jüdische 
Frage  eine  Rolle,  da  das  englische  Ministerium  sich  in  einem 
Schreiben  an  das  jüdische  Conjoint  Foreign  Committee  in  Lon- 
don bereit  erklärte,  gelegentlich  der  Verhandlungen  über  die 
Zustimmung  zu  den  auf  dem  Balkan  vorgenommenen  terri- 
torialen Aenderungen  mit  den  anderen  Mächten  über  die 
Wiederbestätigung  der  die  Juden  betreffenden  Bestimmungen 
des  Berliner  Vertrages  zu  beratschlagen.  Beim  Ausbruch  des 
Weltkrieges  war  der  Bukarester  Vertrag  von  den  Mächten 
nicht  anerkannt.  Zum  Schlüsse  ist  noch  zu  erwähnen,  dass 
in  den  Bukarester  Vertrag  von  1918  bekanntlich  auf  Wunsch 
der  Zentralmächte  Bestimmungen  über  die  bürgerliche  Gleich- 
berechtigung gewisser  Kategorien  von  Juden  in  Rumänien 
eingeschaltet  wurden. 

Wir  haben  hier  also  eine  fast  ununterbrochene  Reihe  von 
Präzedenzen  für  die  Behandlung  jüdischer  Fragen  auf  grossen 
Friedenskonferenzen  seit  dem  Wiener  Kongress.  Dass  die  ge- 
genwärtige Friedenskonferenz,  welche  nicht  lediglich  die 
Schlichtung  der  Interessenkonflikte  der  kriegführenden  Staa- 
ten bezwecken  kann,  sondern  die  Beziehungen  der  Völker  zu- 
einander in  einer  Weise  regeln  will,  die  die  freie  Entwicklung 
aller  Nationalitäten  und  einen  dauerhaften  Frieden  gewähr- 
leistet ;  dass  eine  Konferenz ,  die  sich  grosse  konstruktive 
Menschheitsaufgaben  stellt,  die  Judenfrage,  die  eine  ein- 
schneidende Bedeutung  für  die  Interessen  aller  Kulturvölker 
hat,  nicht  ignorieren  kann,  liegt  auf  der  Hand. 

Nach  zwei  Richtungen  hin  bewegen  sich  die  Bestrebungen 
des  jüdischen  Volkes.  Es  knüpft  an  den  kommenden  Frieden 
die  Hoffnung,  dass  er  einerseits  die  politischen  Bedingungen 
schaffen  wird  für  die  Verwandlung  Palästinas  in  die  natio- 
nale Heimstätte  der  Juden  und  dass  er  andererseits  nicht  nur 
die  bürgerliche  und  politische  Gleichberechtigung,  sondern 
auch  die  ungehinderte  nationale  Entwicklung  der  Massen  des 


jüdischen  Volkes  in  den  Staaten,  die  neugebildet  oder  reorga- 
nisiert werden,  sicherstellen  wird.  Dass  dies  nicht  Forderun- 
gen bloss  einzelner,  wenn  auch  grosser  Parteien,  sondern  des 
jüdischen  Volkes  sind,  wird  durch  die  vorliegenden  Dokumente 
einwandfrei  bezeugt.  Die  jüdischen  Forderungen  wurden  von 
einer  Reihe  auf  Grund  demokratischer  Wahlen  zusammen- 
getretener Tagungen  in  verschiedenen  Ländern  in  überein- 
stimmender Weise  formuliert.  Wir  verweisen  namentlich  auf 
die  Resolutionen  der  russisch-jüdischen  Gemeindekonferenz, 
des  jüdischen  Vorparlaments  in  der  Ukraina,  der  Konferenzen 
des  jüdischen  Nationalrates  Ostgaliziens,  der  jüdischen  Ge- 
meinden Mährens  und  Schlesiens,  der  palästinensischen  Juden 
und  vor  allem  des  amerikanisch-jüdischen  Kongresses.  Die  im 
wesentlichen  identischen  Beschlüsse  all  dieser  Tagungen,  deren 
Mandat,  im  Namen  des  jüdischen  Volkes  zu  sprechen,  nicht 
angezweifelt  werden  kann,  sind  der  unverfälschte  Ausdruck 
des  jüdischen  Volkswillens.  Die  Prüfung  der  Dokumente  er- 
gibt mithin,  dass  die  Vorstellung,  die  jüdische  Frage  sei  nur 
eine  Frage  der  bürgerlichen  Gleichberechtigung,  auf  völlig 
irrigen  Voraussetzungen  beruht. 

Es  ist  nicht  unsere  Absicht,  die  Forderungen  des  jüdischen 
Volkes  hier  zu  begründen.  Die  Begründung  ist  zum  Teil  in 
den  Dokumenten  enthalten  oder  angedeutet.  Hier  müssen  wir 
uns  nur  auf  ein  paar  kurze  Bemerkungen  beschränken.  Was 
die  Forderungen  der  Juden  hinsichtlich  Palästinas  betrifft,  so 
weiss  jeder  gebildete  Mensch ,  dass  die  Sehnsucht  des  jüdischen 
Volkes  nach  dem  Lande  der  Väter  so  alt  ist,  wie  seine  Zer- 
streuung über  die  Länder  der  Erde.  In  früheren  Jahrhun- 
derten, wo  der  Wiederaufbau  Palästinas  durch  die  Juden  mit 
den  Mitteln  friedlicher  Zivilisation  allein  unmöglich  war,  fand 
diese  Sehnsucht  im  Messianismus  ihren  gefühlsmässigen  Aus- 
druck. In  den  letzten  Jahrzehnten,  die  einen  grossen  Um- 
wandlungsprozess  im  geistigen  und  ökonomischen  Leben  der 
Juden  herbeiführten,  wurden  die  Grundlagen  für  ein  jüdisches 
Palästina  unter  grossen  Opfern  gelegt.  Wenn  der  Zionismus, 
der  die  Energien  des  jüdischen  Volkes  für  Palästina  zu  wecken 
sucht,  vor  dem  Kriege  von  manchen  als  eine  Partei  im  Juden- 
tum angesehen  wurde,  so  hat  sich  im  Kriege  das  gesamte  Ju- 
dentum mit  wenigen  Ausnahmen  zu  seinen  politischen  Forder- 
ungen   bekannt.    Nicht    nur   im    Bewusstsein    des   jüdischen 
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Volkes,  auch  in  dem  der  Kulturmenschheit  lebt  Palästina  als 
jüdisches  Land.  Die  von  der  britischen  Regierung  inaugurierte 
Politik,  Palästina  in  das  nationale  Heim  des  jüdischen  Volkes 
zu  verwandeln,  hat  denn  auch  das  lebhafteste  wohlwollende 
Echo  in  der  gesamten  Kulturwelt  geweckt. 

Die  von  der  jüdischen  Demokratie  auf  Grund  des  natio- 
nalen Selbstbestimmungsrechtes  geforderte  nationale  Auto- 
nomie für  die  Juden  in  den  Ländern  ihrer  Massensiedlung  ist 
ein  Ziel  an  und  für  sich,  aber  gleichzeitig  auch  ein  Weg  zur 
Verwirklichung  des  Zionismus,  weil  nur  ein  Volk,  das  Herr 
seines  Schicksals  ist,  die  Mittel,  die  zur  Verwirklichung  dieser 
Aufgabe ,  der  schwierigsten ,  die  einem  Volke  in  der  Geschichte 
je  gestellt  var,  nötig  sind,  aufbringen  kann.  Es  bedeutet  ein  voll- 
kommenes Ausserachtlassen  der  geschichtlichen  Tatsachen, 
wenn  man  es  so  hinzustellen  sucht,  als  ob  die  auf  die  Erlangung 
der  Autonomie  gerichteten  Bestrebungen  der  Juden  im  Wider- 
spruch zur  geschichtlichen  Tradition  stünden.  In  Wirklichkeit 
galten  die  Juden  zu  allen  Zeiten  als  eigene  Nationalität  und  ver- 
fügten in  den  Jahrhunderten  der  Zerstreuung  über  die  Organe 
der  nationalen  Selbstverwaltung.  Der  Versuch,  das  jüdische 
Volk  seines  nationalen  Charakters  zu  entkleiden  und  es  zu 
einer  Religionsgemeinschaft  zu  degradieren,  ist  nichts  als  eine 
geschichtliche  Episode.  Hier  machte  sich  die  Auffassung  der 
französischen  Revolution,  die  Bürger-  und  Menschenrechte, 
aber  kein  Nationalitätsrecht  kannte,  geltend.  Diese  Auffas- 
sung konnte  nur  auf  jenen  Teil  der  Juden  Anwendung  finden , 
der,  wie  oben  angedeutet,  den  Zusammenhang  mit  den  Massen 
des  jüdischen  Volkes  zum  grossen  Teil  verloren  hatte.  Nie 
und  nimmer  aber  wird  sich  diese  Anschauung  bei  den  Massen 
des  jüdischen  Volkes  durchsetzen.  In  den  Ländern  des  Ostens, 
an  die  hier  hauptsächlich  gedacht  wird,  hat  die  sogenannte 
Assimilation  in  den  Massen  des  jüdischen  Volkes  keinen  An- 
hang und  wird  von  ihnen  entschieden  abgelehnt. 

Das  nationale  Minoritätsrecht  wurde  in  zwei  im  Entstehen 
begriffenen  Staaten  des  früheren  Russland  bereits  anerkannt 
und  zwar  auch  inbezug  auf  die  Juden  :  in  der  Ukraina  und 
Litauen.  Für  Russland  wurde  dieses  Prinzip  vom  Vorsitzenden 
der  konstituirenden  Versammlung  Tschernow  in  seiner  Er- 
öffnungsrede proklamiert.  Wir  verweisen  auf  die  diesbezüg- 
lichen Dokumente  im  zweiten  und  dritten  Teile  dieses  Werkes. 
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Das  von  der  Ukraina  zum  ersten  Male  in  jüngster  Zeit  zum 
Gesetz  erhobene  Prinzip  des  nationalen  Minderheitsrechtes, 
der  national-personalen  Autonomie,  ist  berufen,  bahnbrechend 
zu  wirken. 

Von  allen  neuen  Staaten  des  Ostens  ist  Polen  derjenige 
Staat,  der  sich  am  hartnäckigsten  gegen  die  Anerkennung  dieses 
Prinzips  sträubt  und  der  von  den  Juden  die  völlige  nationale 
Selbstentäusserung  als  Preis  ihrer  nominellen  bürgerlichen 
Gleichberechtigung  fordert.  Diese  Frage  ist  eine  Lebensfrage 
für  drei  Millionen  Juden.  Wie  sehr  die  Ansprüche  der  Polen 
im  Widerspruch  zu  ihrer  geschichtlichen  Ueber lieferung  ste- 
hen ,  geht  aus  den  im  dritten  Teil  veröffentlichten  Dokumenten 
über  die  Juden  im  alten  Polen  hervor.  Für  die  anderen  Doku- 
mente bedarf  es  keines  besonderen  Hinweises. 

Wir  unterbreiten  die  Dokumenten  Sammlung  der  öffent- 
lichen Meinung  der  zivilisierten  Welt  in  der  zuversichtlichen 
Hoffnung,  dass  sie  zum  Verständnis  der  Judenfrage  beitra- 
gen wird. 

Januar  1919.  Die  Redaktion. 
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Das  Baseler  Programm 


Der  in  den  80-er  Jahren  des  verflossenen  Jahrhunderts 
entstandene  Zionismus  wurde  unter  Führung  von  Theodor 
Herzl  Ende  der  90-er  Jahre  als  politische  Bewegung  organi- 
siert. Er  bestrebte  sich  vom  Anbeginn  an,  nicht  eine  Partei  im 
Judentum  zu  bilden,  sondern  die  alle  Klassen  und  Richtungen 
umfassende  Bewegung  des  jüdischen  Volkes  zu  werden. 

Bereits  vor  dem  Kriege  war  der  Einfluss  des  Zionismus 
im  Judentum  überragend,  im  Kriege  aber  hat  sich  der  grösste 
Teil  des  organisierten  jüdischen  Volkes  fast  aller  Länder,  wie 
aus  den  nachstehenden  Dokumenten  hervorgeht,  zu  seinen 
politischen  Losungen  bekannt. 

Das  im  August  1897  vom  ersten  Zionistenkongress  in 
Basel  angenommene  Programm   (Baseler  Programm)   lautet : 

„Der  Zionismus  erstrebt  für  das  jüdische  Volk  die  Schaf- 
fung einer  öffentlich-rechtlich  gesicherten  Heimstätte  in  Pa- 
lästina. 

Zur  Erreichung  dieses  Zieles  nimmt  der  Kongress  fol- 
gende Mittel  in  Aussicht : 

1.  Die  zweckdienliche  Förderung  der  Besiedelung  Palä- 
stinas mit  jüdischen  Ackerbauern,  Handwerkern  und  Gewer- 
betreibenden. 

2.  Die  Gliederung  und  Zusammenfassung  der  gesamten 
Judenschaft  durch  geeignete  örtliche  und  allgemeine  Veran- 
staltungen, nach  Massgabe  der  Landesgesetze. 

3.  Die  Stärkung  des  jüdischen  Selbstgefühls  und  Volks- 
bewusstseins. 

4.  Vorbereitende  Schritte  zur  Erlangung  der  Regierungs- 
zustimmungen, die  nötig  sind,  um  das  Ziel  des  Zionismus  zu 
erreichen." 
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Die  Forderungen  des  jüdischen 

sozialistischen 
Arbeiterverbandes  Poale-Zion. 

Der  1907  gegründete  Jüdische  Sozialistische  Arbeiter- 
verband Poale-Zion  ist  die  Organisation  der  jüdischen  Arbei- 
terschaft, die  sich  zum  Sozialismus  und  zur  zionistischen 
Lösung  der  Judenfrage  bekennt.  Der  Einfluss  des  Verbandes, 
der  bislang  die  einzige  Weltorganisation  des  jüdischen  Prole- 
tariats vorstellt,  reicht  weit  über  seinen  Organisationsrahmen 
hinaus.  Im  Kriege  nahmen  die  Poale-Zion  einen  hervorragen- 
den Anteil  an  der  Aufrüttelung  und  politischen  Organisierung 
der  Juden,  namentlich  Amerikas. 

Die  jüdischen  Forderungen  inbezug  auf  die  Diasporaländer, 
sowie  auf  Palästina  begründete  dea:  Verband  in  einer  von 
seiner  Delegation  abgef assten  Erklärung  an  das  Hol- 
la n  d  i  s  c  h-S  kandinavische  Komitee.  Die  Er- 
klärung lautete  in  ihrem  jüdischen  Teil : 

„Wir  fordern  die  internationale  Verbürgung  der  Rechte 
des  jüdichen  Volkes  im  Friedensvertrag.  Trotz  des  Verlustes 
der  nationalen  Selbständigkeit  und  der  Loslösung  vom  heimat- 
lichen Boden,  trotz  der  Zerstreuung  und  der  unaufhörlichen 
Wanderungen  sind  die  Massen  der  Juden  ein  durch  Ge- 
schichte, Sprache,  Kultur,  Sitte  und  wirtschaftliche  Sonder- 
stellung geeinigtes  Volk  geblieben,  das  für  die  Erhaltung 
seines  nationalen  Eigenlebens  die  schwersten  Opfer  bringt. 

Die  menschliche  Entrechtung  der  grossen  Judenmassen 
in  Russland  und  Rumänien  hat  jahrzehntelang  die  Tatsache 
verdunkelt,  dass  die  Judenfrage  in  ihrem  Wesen  eine  n  a- 
tionale  Frage  ist.  Die  russische  Revolution  brachte  der 
Judenheit  dieses  Reiches  die  bürgerliche  Emanzipation  und 
es  ist  zu  erwarten,  dass  die  anderen  Länder,  in  welchen  die 
Juden  der  Bürgerrechte  entbehren,  diesem  Beispiele  werden 
folgen  müssen.  Aber  im  Gegensatze  zur  französischen  hat  die 
russische  Revolution,  an  der  das  jüdische  Proletariat  einen 
so  hervorragenden  Anteil  hatte,  die  Proklamierung  der  bür- 
gerlichen   Gleichberechtigung    nicht    an    die    Bedingung    der 
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nationalen  Entäusserung  geknüpft,  und  die  bestimmte  Er- 
wartung ist  begründet,  dass  sie  auch  inbezug  auf  die  nationale 
Gleichberechtigung  der  Juden  bahnbrechend  sein  wird.  So 
tritt  die  Frage  der  nationalen  Emanzipation  der  Juden  in 
allen  Ländern  ihrer  Massensiedlung  in  den  Vordergrund. 

Die  Forderung  der  internationalen  Garantien  für  die 
Rechtsgleichheit  des  jüdischen  Volkes  ist  umso  mehr  gerecht- 
fertigt, als  die  jüdische  Frage  einen  internationalen 
Charakter  hat.  Das  Zusammenleben  von  grossen  jüdi- 
schen Massen  in  Osteuropa,  Amerika  und  Vorderasien,  der 
Einfluss  ihrer  Lage  in  einem  Lande  auf  die  in  anderen  Län- 
dern ,  ihre  nationale  Rechtlosigkeit  in  den  meisten  Staaten , 
die  Tatsache,  dass  die  jüdischen  Minderheiten  in  mehreren 
Ländern  gegen  ihren  Willen  zum  Werkzeug  nationaler  Unter- 
drückung anderer  Völker  erniedrigt  werden,  der  unaufhörliche 
Strom  von  Hunderttausenden  entwurzelter  jüdischer  Auswan- 
derer von  einem  Lande  in  das  andere,  der  katastrophale  Cha- 
rakter, den  die  jüdische  Emigration  in  Momenten  erhöhten 
politischen  und  ökonomischen  Druckes  annimmt,  —  sie  er- 
heben die  jüdische  Frage  zu  einem  internationalen  Problem. 

Die  Judenfrage  ist  somit  eine  der  nationalen  Fragen,  de- 
ren Regelung  im  Friedensvertrage  unabweisbar  geworden  ist. 
In  allen  Ländern  eine  Minderheit  bildend,  ist  unser  Volk  ohne 
diese  Bürgschaften  von  den  Gefahren  der  Zwangsassimilation 
und  der  nationalen  Atomisierung  bedroht,  die  auch  die  bürger- 
liche Gleichberechtigung  illusorisch  zu  machen  geeignet  sind. 
Das  jüdische  Volk  bedarf  andererseits  der  Organe  der  nationa- 
len Selbstverwaltung  zur  Lösung  der  einzigartigen  Probleme 
seiner  Existenz.  Im  Einklänge  mit  dem  gesamten  organisier- 
ten jüdischen  Proletariat  fordern  wir  die  personale  Na- 
tionalautonomie für  unsere  Volksgenossen  in  allen 
Ländern,  wo  sie  in  Massen  siedeln.  Diese  Forderung  bezieht 
sich  vornehmlich  auf  Nationalitätenstaaten,  wie  Russland  und 
Oesterreich,  sowie  auf  die  neuzubildenden  nationalen  Selbst- 
verwaltungsgebiete und  Staaten  (Ukraina,  Litauen,  Polen 
u.  a.). 

Wir  treten  für  die  Errichtung  eines  vereinigten,  unab- 
hängigen Polens  ein ,  müssen  aber  zugleich  Sicherheiten 
und  internationale  Bürgschaften  für  die  Rechte  der  jüdischen 
Einwohner  des  Landes  als  Bürger  und  als  Nationalität  fordern. 
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Dass  ohne  solche  Bürgschaften  das  neue  Polen  zu  einem  na- 
tionalen Grab  für  einen  grossen  Teil  unseres  Volkes  werden 
kann,  darüber  lässt  die  polnische  Gesellschaft,  die  von  den 
Juden  den  völligen  Verzicht  auf  ihr  Volkstum  verlangt,  keinen 
Zweifel  übrig.  Wir  beklagen  es  aufs  lebhafteste,  dass  auch 
die  Mehrheit  der  polnischen  Sozialisten  den  Herrenstandpunkt 
der  polnischen  Bourgeoisie  und  Schlachta  inbezug  auf  die 
Jaden  einnimmt,  und  rufen  das  Urteil  der  Internationale  an 
in  dieser  Lebensfrage  von  drei  Millionen  Juden. 

Eumänien  ist  ein  Schulbeispiel  dafür,  wie  wertlos  in- 
ternationale Vereinbarungen  zum  Schutze  schwacher  Minder- 
heiten sind,  wenn  kein  internationales  Organ  besteht,  dessen 
Intervention  erforderlichenfalls  angerufen  werden  könnte.  In 
diesem  Lande  sind  die  Juden  noch  rechtloser,  als  sie  es 
im  Kussland  des  alten  Regimes  waren.  Schamlos  traten  vor 
den  Augen  Europas  die  wechselnden  rumänischen  Regierun- 
gen und  das  Bojarenparlament  die  im  Berliner  Vertrage  feier- 
lich proklamierten  Rechte  der  Juden  mit  Füssen.  Wir  machen 
nicht  das  rumänische  Volk  für  diese  Zustände  verantwortlich, 
sondern  die  herrschenden  Klassen,  die  auch  ihr  eigenes  Volk 
niederhalten.  Wir  folgern  aber  aus  diesem  Beispiel,  dass  bei 
der  Vereinbarung  der  Selbstregierung  eines  Landes  deren  de- 
mokratische Grundlagen  festgesetzt  werden  müssen,  ebenso 
wie  der  Schutz  der  nationalen  Minoritäten.  Der  Friedenskon- 
gress  muss  wirksame  Massnahmen  ergreifen,  um  in  dem  wie- 
derhergestellten Rumänien  die  bürgerliche  und  nationale 
Gleichberechtigung  der  Juden  sicherzustellen. 

Die  Hauptquelle  aller  Leiden  des  jüdischen  Volkes  ist 
der  Verlust  seiner  historischen  Heimat  und  seine  Zerstreuung 
in  vielen  Ländern.  Die  Landlosigkeit  beraubte  das  jüdische 
Volk  der  selbständigen  Gestaltung  seines  Lebens,  brachte  sein 
Schicksal  in  eine  unerträgliche  Abhängigkeit  von  dem  Auf- 
und  Abstieg  der  Völker,  in  deren  Machtbereich  die  Juden  sie- 
deln ;  sie  ist  die  Ursache  seiner  abnormen  Existenz  und  seiner 
Ausnahmslage  unter  den  Nationen  der  Erde ;  sie  ist  vor  allem 
die  Ursache  der  ungesunden  Berufsgliederung  und  sozialen 
Schichtung  der  Juden,  der  geringen  politischen  und  sozialen 
Widerstandsfähigkeit,  der  Hemmungen  im  kulturellen  Leben 
der  jüdischen  Volksmassen,  ihrer  beständigen  Wanderungen 
und  ihrer  Ruhelosigkeit.    Es  braucht  keines  besonderen  Hin- 
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weises  darauf,  wie  sehr  diese  abnormen  Umstände  auch  die 
Entwicklung  der  jüdischen  Arbeiterklasse  beeinträchtigen. 

Die  Erkenntnis  dieser  Lage,  sowie  die  nie  unterbrochene 
geistige  Verbindung  des  jüdischen  Volkes  mit  der  alten  Hei- 
matscholle riefen  die  jüdische  Volksbewegung  ins  Leben,  die 
die  territoriale  Lösung  der  Judenfrage  er- 
strebt durch  die  Schaffung  einer  geschlossenen  jüdischen  Sied- 
lung in  Palästina.  In  der  durchgreifenden  ökonomischen  Um- 
schichtung, die  die  Zurückführung  eines  möglichst  grossen  Tei- 
les der  Juden  zur  Urproduktion  zur  Voraussetzung  hat,  erblicken 
wir  das  unumgängliche  Mittel  zur  Gesundung  des  jüdischen 
Wirtschaftslebens.  Die  Ansiedlung  der  wandernden  jüdischen 
Massen  in  Palästina  weist  ungeachtet  aller  Hindernisse  bereits 
vielversprechende  Ansätze  auf.  Sie  ist  der  Anfang  einer  jüdi- 
schen Gemeinschaft  der  Arbeit  und  Kultur,  die  mit  ihrem 
Wachstum  dazu  bestimmt  ist,  ein  Anziehungspunkt  für  die 
jüdische  Emigration  und  eine  Stätte  freier  nationaler  Ent- 
wicklung eines  in  seiner  Existenz  gesicherten  Volkes  zu  wer- 
den. Die  diesem  Volksideal  innewohnende  grosse  Lebenskraft 
offenbarte  sich  sowohl  in  der  ausserordentlichen  Opferfreudig- 
keit der  jüdischen  Volksmassen  für  die  Zwecke  des  Palästina- 
werkes, sowie  in  der  Tatsache,  dass  dieses  Ideal  dem  jüdischen 
Volke  den  Glauben  an  sich  selbst  zurückgab  und  zum  mäch- 
tigen Hebel  einer  vielverzweigten  nationalen  Kenaissancebe- 
wegung  wurde,  an  der  alle  Klassen  unseres  Volkes  beteiligt» 
sind.  Unsere  Palästina- Forderungen  sind  heute  nicht  nur 
das  nächste  Ziel  der  im  Zionismus  organisierten  Volksbewe- 
gung, sie  sind  die  Forderungen  der  grossen  Mehrheit  der  jüdi- 
schen Demokratie. 

Die  revolutionäre  Umgestaltung  der  Grundlagen  der  jü- 
dischen Volksexistenz  durch  die  Errichtung  einer  nationalen 
Heimstätte  in  Palästina  kann  nur  ein  Werk  der  Selbsthilfe  des 
jüdischen  Volkes  sein.  Was  wir  aber  von  den  anderen  Völkern 
und  namentlich  vom  internationalen  Proletariat  zu  verlangen 
berechtigt  sind,  ist  die  Beseitigung  jener  künstlichen  Hemm- 
nisse, die  den  Werdeprozess  des  jüdischen  Volkslebens  in  Pa- 
lästina erschweren  und  zu  unterbinden  drohen.  Die  Behinde- 
rung des  jüdischen  Kolonisations Werkes  widerspricht  den  de- 
mokratischen Grundsätzen  der  Freizügigkeit  arbeitssuchender 
Massen   und  des  nationalen   Selbstbestimmungsrechtes.    Das 
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Streben  des  jüdischen  Volkes  zur  nationalen  Konzentration  in 
Palästina  ist  in  vollem  Einklang  mit  den  kolonisatorischen 
Aufgaben  der  Menschheit.  Die  Erschliessung  des  dünn  be- 
völkerten, zum  grössten  Teil  brachliegenden  Landes,  das  bei 
Anwendung  moderner  Produktionsmethoden  Millionen  neuer 
Ansiedler  aufzunehmen  fähig  ist,  durch  das  landhungrige  jü- 
dische Volk  wäre  nicht  nur  eine  Lebensumwälzung  für  dieses 
selbst,  sondern  auch  ein  grosser  Gewinn  für  die  bisherige  Be- 
völkerung des  Landes  und  den  Fortschritt  der  Welt. 

Es  ist  klar,  dass  dieses  Siedlungswerk  nicht  das  mindeste 
mit  kolonialer  Eroberungs-,  Expansions-  und  Ausbeutungs- 
politik gemein  hat.  Das  jüdische  Volk,  das  keine  staatlichen 
Machtmittel  besitzt,  keine  Absatzmärkte  und  Rohstoff  mono- 
pole  für  die  Warenproduktion  eines  „Mutterlandes"  sucht, 
kann  nicht  daran  denken,  in  Palästina  Kolonialpolitik  zu  trei- 
ben und  die  Landesbevölkerung  zu  bedrängen.  Das  jüdische 
Volk  erstrebt  die  Schaffung  eines  gesicherten  Arbeitsplatzes 
für  seine  entwurzelten,  wandernden  Massen,  es  will  in  fried- 
licher Zusammenarbeit  mit  der  arabischen  Bevölkerung  die 
Produktivkräfte  des  Landes  heben.  Die  jüdische  Kolonisation 
ist  bereits  ein  bedeutungsvoller  Faktor  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  Palästinas  geworden.  Die  jüdische  Einwande- 
rung ist  Trägerin  der  vorgeschrittenen  Arbeitsmethoden,  der 
höheren  Lebenshaltung  und  der  höheren  Lohnansprüche,  sie 
kann  daher  der  arabischen  Bevölkerung  nur  dazu  verhelfen, 
ihre  primitive  Kultur-  und  Wirtschaftsstufe  zu  überwinden. 

So  steht  die  jüdische  Neubesiedelung  Palästinas  mit  den 
grossen  kolonisatorischen  Interessen  der  Menscheit  im  Zusam- 
menhang, die  auch  darum  an  der  Verwurzelung  des  einzigen 
heimatlosen  Volkes  der  Erde  in  seinem  Lande  ein  eminentes 
Interesse  hat,  da  die  Welt  nicht  zur  Ruhe  kommen  kann,  so- 
lange auch  nur  ein  Volk  seiner  Erlösung  vergeblich  harrt, 
solange  das  mit  dem  Schicksal  aller  Völker  so  eng  verknüpfte 
jüdische  Volk  der  normalen  Bedingungen  zur  Entfaltung  seiner 
nationalen  Persönlichkeit  entbehrt. 

Das  jüdische  Volk,  dessen  Söhne  auf  allen  Fronten  in  tra- 
gischem Kampfe  gegeneinander  verbluten  und  das  hinter  den 
Fronten  an  unvermeidlichen  und  vermeidlichen  Kriegsgreueln 
Entsetzliches  erlitt,  hat  das  Recht  zu  fordern,  dass  der  kom- 
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mende  Friede  auch  ihm  die  Sicherung  seines  Bestandes  und 
seiner  freien  Entwicklung  bringt. 

In  Anwendung  obiger  Grundsätze  auf  das  jüdische  Volk 
fordern  wir : 

1)  Volle  bürgerliche  Gleichberechtigung  für  die  Juden 
aller  Länder. 

Gleiche  Behandlung  der  jüdischen  Bevölkerung  der  vom 
Krieg  heimgesuchten  Gebiete  bei  ihrem  Wiederaufbau. 

2)  Freiheit  der  Einwanderung  und  Ansiedlung  der  Juden 
in  allen  Ländern. 

3)  Nationale  Selbstverwaltung  (auf  Grund  des  Personal- 
Prinzips)  und  nationale  Gleichberechtigung  in  Staat,  Provinz 
und  Gemeinde  für  die  Juden  in  den  Ländern  jüdischer  Mas- 
sensiedlung. 

4)  Sicherung  der  unbehinderten  kolonisatorischen  Betä- 
tigung der  Juden,  die  auf  die  Schaffung  einer  jüdischen  Heim- 
stätte in  Palästina  gerichtet  ist. 

Hierfür  ist  notwendig 

a)  Die  Beseitigung  aller  die  Freiheit  der  Einwanderung 
und  Kolonisation  der  Juden  beschränkenden  Massnahmen, 
weitgehende  Erleichterung  der  Naturalisation  und  freie  Wirk- 
samkeit der  Institutionen  für  die  Zwecke  der  jüdischen  Kolo- 
nisation. 

b)  Die  Schaffung  von  modernen,  demokratischen  Kechts- 
verhältnissen,  sozialpolitische  Massnahmen  für  die  Entwick- 
lung der  Produktivkräfte  des  Landes,  ferner  die  Gewährung 
von  wirtschaftlichen  Erleichterungen  und  Bürgschaften  zur 
Förderung  der  Kolonisation,  vor  allem  die  Verwendung  von 
herrenlosen  und  staatlichen  Ländereien,  sowie  der  Latifun- 
dien sowohl  zur  Ansiedlung  von  Einwanderern,  wie  für  die 
bodenlose  bezw.  landarme  ackerbautreibende  Bevölkerung  des 
Landes. 

c)  Die  Verwandlung  Palästinas  in  ein  eigenes  Selbstver- 
waltungsgebiet und  administrative  Vereinheitlichung  des  Lan- 
des. 

d)  Die  nationale  Autonomie  für  die  jüdische  Bevölkerung 
in  Palästina. 

Die  Durchführung  aller  obigen  Forderungen  soll  interna- 
tional garantiert  werden. 

Stockholm,  den  6.  August  1917."  ,* 
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Auf  den  internationalen  Sozialisten'konferenzen  in  Bern 
(Februar  1919)  und  Amsterdam  (April  1919)  wurden  obige 
Forderungen  durch  die  Forderung  nach  Aufnahme  des  jü- 
dischen Volkes  in  den  Völkerbund  ergänzt.  Die  Internationale 
Konferenz  in  Amsterdam  sprach  sich  für  diese  Forderungen 
aus.  (Vergleiche  Teil  II  dieser  Schrift) . 


Das  nationale  Programm  des 
»Bund«. 

(Nationale  Kulturautonomie.) 

Der  Allgemeine  Jüdische  Arbeiterbund  in  Litauen,  Polen 
und  Russland  ("Bund"),  ehemals  die  stärkste  Organisation 
der  jüdischen  Arbeiterschaft  im  früheren  russischen  Reiche, 
hatte  bei  seiner  Gründung  im  Jahre  1897,  die  zeitlich  mit  der 
Entstehung  des  politischen  Zionismus  zusammenfällt,  kein 
nationales  Programm.  Nationale  Forderungen  wurden  jedoch 
dem  Programm  des  „Bund"  1905  auf  der  6.  Parteikonferenz 
einverleibt.  Die  Konferenz  erklärte,  dass  den  nationalen  Kon- 
flikten nur  durch  die  Schaffung  nationaler  Kulturinstitutionen 
mit  öffentlich-rechtlichem  Charakter  vorgebeugt  werden  könne 
und  stellte  die  Forderung  nach  nationalkultureller  Autonomie 
auf  personaler  (nicht  territorialer)  Grundlage  auf.  Zu  diesem 
Zwecke  müssten  „die  die  Kulturangelegenheiten  betreffenden 
Funktionen  der  Kompetenz  der  Organe  der  lokalen  und  terri- 
torialen Selbstverwaltung  entzogen  und  den  auf  Grundlage  des 
allgemeinen  Wahlrechtes  eingesetzten  lokalen  und  zentralen 
Sonderinstitutionen  der  Nation  übertragen  werden."  Diese 
Forderung  wurde  nach  Ausbruch  der  russischen  Revolution 
durch  nachstehende,  von  der  10-ten,  im  April  1917  statt- 
gehabten „allrussischen"  Konferenz  des  „Bund"  gefasste  Re- 
solution bekräftigt : 

„Man  muss  unverzüglich,  ohne  die  Einberufung  der  kon- 
stituierenden Versammlung  abzuwarten ,  an  die  Schaffung  der 
örtlichen  Organe  der  nationalen  Kulturautonomie  des  jüdischen 
Volkes  schreiten.    Diese  Organe  müssen  im  Wege  des  allge- 
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meinen,  direkten,  gleichen,  geheimen  Wahlrechtes  aller  20- 
jährigen  Bürger,  ohne  Unterschied  des  Geschlechts,  die  sich 
als  der  jüdischen  Nationalität  angehörig  betrachten,  gewählt 
werden.  Diese  Organe  müssen  auch  die  Verwaltung  der  be- 
stehenden jüdischen  Schulen  übernehmen  und  das  Schulnetz 
erweitern.  Gleichzeitig  muss  die  Provisorische  Regierung  eine 
Verordnung  erlassen,  durch  welche  die  jüdischen  Schulen  in 
das  allgemeine  Schulsystem  eingefügt  werden  und  Jüdisch 
als  Unterrichtssprache  eingeführt  wird." 

Mit  Rücksicht  auf  die  geforderte  Kulturautonomie  sprach 
sich  die  Konferenz  in  einer  weiteren  Resolution  für  die  Beteili- 
gung am  damals  geplanten  Kongresse  der  Juden  Russlands  aus. 

Unter  „Kulturautonomie"  versteht  der  „Bund"  auch  das 
Recht,  die  Sprache  im  Amt  und  vor  Gericht  zu  gebrauchen. 

Auf  der  Internationalen  Sozialistenkonferenz  in  Bern  (Fe- 
bruar 1919)  forderten  die  Delegierten  des  „Bund"  in  Polen 
(der  „Bund"  hat  sich  infolge  des  Zerfalls  des  russischen  Reiches 
in  eine  Reihe  von  Landesorganisationen  aufgelöst)  dem  Pro- 
gramm ihrer  Partei  gemäss : 

„1)  Volle  bürgerliche  und  politische  Gleichberechtigung. 

2)  Sicherstellung  der  Schule  für  die  jüdischen  Volksmas- 
sen in  ihrer  Muttersprache.  Das  Recht,  die  eigene  Sprache 
im  Gericht  und  im  Verkehr  mit  den  staatlichen  und  kommu- 
nalen Einrichtungen  zu  benutzen,  sowie  auch  die  Pflicht  der 
Behörden,  diese  Sprache  im  Verkehr  mit  der  jüdischen  Be- 
völkerung bei  allgemeinen  Bekanntmachungen  zu  gebrauchen. 

3)  Sicherstellung  der  Freiheit  nationaler  Entwickelung 
vermittelst  Gewährleistung  einer  national-kulturellen  Auto- 
nomie." 


Der  amerikanisch -jüdische 
Kongress. 

1.  Vorgeschichte  und  Plattform. 

Bereits  in  den  ersten  Monaten  des  Weltkrieges  gelangten 
nach  Amerika  Nachrichten  über  entsetzliche  Judenverfolgun- 
gen in  Russland,  Galizien  und  kurz  darauf  auch  in  Palästina. 


Die  Juden  Amerikas  wurden  sich  bald  darüber  klar,  dass  das 
Gros  des  jüdischen  Volkes  in  Osteuropa  von  einer  immer  furcht- 
barer werdenden  Katastrophe  heimgesucht  war,  einer  Kata- 
strophe, die  alle  Schrecken  des  Mittelalters  in  den  Schatten 
stellte.  Unter  dem  Eindruck  dieser  Ereignisse  wurde  sich  die 
ökonomisch  gefestigte  und  politisch  einflussreiche  Judenheit 
Amerikas  ihrer  historischen  Aufgabe  bewusst,  den  bedrängten 
Brüdern  in  den  kriegführenden  Ländern  tatkräftigen  Beistand 
zu  leisten  und  als  Anwalt  ihrer  Hechte  aufzutreten.  Es  wurde 
einerseits  eine  finanzielle  Hilfsaktion  zugunsten  der  jüdischen 
Kriegsopfer,  die  durch  ihre  Grosszügigkeit  allgemeine  Bewun- 
derung erregte,  eingeleitet.  ImBewusstsein,  dass  der  Krieg  auch 
für  das  Schicksal  des  jüdischen  Volkes  für  lange  Generationen 
hinaus  entscheidend  sein  wird,  entstand  andererseits  die  soge- 
nannte Kongressbewegung,  welche  das  politische  Gewicht  der 
amerikanischen  Juden  in  die  Wagschale  der  internationalen 
Politik  für  die  Sicherstellung  der  jüdischen  Kechte  zu  werfen 
bezweckte.  Um  die  Frage,  ob  und  in  welcher  Form  ein  Kon- 
gress abgehalten  werden  soll,  wurde  ein  langwieriger,  hart- 
näckiger Parteikampf  geführt.  Im  Herbste  1916  einigten  sich 
die  Parteien  auf  eine  gemeinsame  Plattform ;  auf  Grund  dieser 
Plattform  wurden  dann  die  Wahlen  zum  jüdischen  Kongress 
durchgeführt.  Das  waren  die  ersten  demokratischen  Wahlen 
zu  einer  jüdischen  Tagung.  An  den  Wahlen  beteiligten  sich 
über  400,000  Männer  und  Frauen.  Als  dann  Amerika  in  den 
Krieg  eintrat,  wurde  die  Abhaltung  des  Kongresses  für  die 
Zeit  nach  Einstellung  der  Feindseligkeiten  verschoben.  Am 
15.  Dezember  1918  wurde  der  Kongress  in  Philadelphia  eröff- 
net. Der  Kongress  vertrat  alle  Eichtungen  der  amerikanischen 
Judenheit.  Wir  lassen  hier  die  obenerwähnte  Plattform  des 
Kongresses  und  seine  Beschlüsse  folgen  : 

„Kraft  der  uns  als  Executiv-Comite'  des  Amerikanisch- 
Jüdischen  Kongresses  erteilten  Vollmacht  ersuchen  wir  ein- 
dringlich die  Juden  Amerikas,  Vertreter  zu  einem  amerikani- 
schen jüdischen  Kongress  zu  wählen,  der  ausschliesslich  zum 
Zwecke  der  Feststellung  der  Methoden  zusammentreten  wird, 
durch  die  in  Zusammen  Wirkung  mit  den  Juden  der  ganzen 
Welt  für  die  Juden  in  allen  Ländern  volle  Kechte  gesichert 
und  alle  gegen   sie  gerichteten   Beschränkungsgesetze  abge- 
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schafft  werden  können.    Es  wird  verstanden,  dass  der  Aus- 
druck „volle  Hechte"  sinngemäss  einschliesst : 

1)  Bürgerliche,  religiöse  und  politische  Rechte,  und 
überdies, 

2)  wo  immer  die  verschiedenen  Völker  eines  Landes  als 
solche  Rechte  besitzen  oder  diese  ihnen  zuerkannt  werden 
sollen ,  die  Erteilung  der  gleichen  Rechte  für  das  jüdische  Volk 
des  betreffenden  Landes,  wenn  sie  von  ihm  gefordert  werden, 
wie  vom  Kongress  beschlossen  und  festgestellt  werden  soll ; 

3)  die  Sicherung  und  Beschützung  der  jüdischen  Rechte 
in  Palästina. 

Keine  Resolution  soll  bei  dem  Kongress  eingebracht,  be- 
trachtet oder  behandelt  werden,  die  auf  irgend  eine  Weise  den 
Zweck  oder  die  Tendenz  hat,  den  Kongress  als  Körperschaft 
oder  seine  Delegierten  oder  irgend  eine  der  in  ihm  vertretenen 
Gemeinden  oder  Organisationen  zu  der  Annahme,  Anerken- 
nung oder  Unterstützung  irgend  einer  allgemeinen  Theorie 
oder  Philosophie  des  jüdischen  Lebens  oder  irgend  eines 
theoretischen  Prinzips  nationalen,  ökonomischen,  politischen 
oder  religiösen  Charakters  zu  verpflichten,  oder  welche  die 
Wiederholung  eines  derartigen  Kongresses  enthält. 

Die  Einberufung  und  Abhaltung  des  Kongresses  soll  in 
keiner  Weise  die  Autonomie  irgend  einer  der  bestehenden  ame- 
rikanischen jüdischen  Organisationen  berühren.  Aber  insofern 
das  von  diesem  Kongress  gewählte  Executiv-Comite*  eine  Ak- 
tion zur  Sicherung  der  jüdischen  Rechte  unternimmt,  wie  in 
dem  Aufrufe  für  diesen  Kongress  bestimmt  ist,  soll  die  Tätig- 
keit dieses  Executiv-Comites  während  der  Dauer  seines  Be- 
stehens anerkanntermassen  den  Vorrang  haben  gegenüber 
irgend  einer  anderen  Organisation,  die  an  dem  Kongress  teil- 
nehmen wird. 

Der  Kongress  hat  ein  Executiv-Comite  zu  wählen,  das 
in  Gemeinschaft  mit  den  Juden  anderer  Länder  die  Verwirk- 
lichung der  Ziele,  für  die  der  Kongress  einberufen  wird,  an- 
streben soll ;  dieses  Comite  soll  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres 
nach  dem  Abschluss  eines  Friedensvertrages,  durch  den  der 
gegenwärtige  europäische  Krieg  beendet  werden  soll,  im  Amt 
bleiben  und  am  Ende  dieser  Zeit  oder,  wenn  nötig,  früher  den 
Kongress  wieder  einberufen  und  ihm  über  seine  Tätigkeit 
einen  abschliessenden  Bericht  erstatten." 
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(Es  folgen  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung 
des  Executiv-Comiteß  und  die  Wahlen  der  Delegierten  zum 
Kongress.) 

Das  Executiv-Comite  des  Kongresses  setzte  sich  aus  Ver- 
tretern sämtlicher  jüdischer,  sowohl  bürgerlicher,  wie  proleta- 
rischer Organisationen  der  Vereinigten  Staaten  Amerikas  zu- 
sammen. 


2.  Beschlüsse. 
Bürgerliche  und  nationale  Gleichberechtigung  in 
den  neuen  und  erweiterten  Staaten. 

Der  amerikanisch-jüdische  Kongress  ersucht  ehrerbietigst 
die  Friedenskonferenz,  in  dem  Friedensvertrag  als  Vorbedin- 
gung zur  Schaffung  neuer  oder  erweiterter  Staaten,  die  man 
ins  Leben  zu  rufen  plant,  die  ausdrückliche  Bestimmung  ein- 
zufügen, dass  folgende  Bestimmungen  als  Teil  der  Konstitu- 
tion dieser  Staaten  gemacht  werden  müssen,  bevor  diese  Staa- 
ten von  den  Signatarmächten  des  Vertrages  endgiltig  aner- 
kannt sind. 

1)  Alle  Einwohner  des  Gebietes  von einschliess- 
lich jener  Personen  und  ihrer  Familien,  die  seit  dem  1.  August 
1914  geflüchtet,  weggezogen  oder  vertrieben  wurden  und  die 
im  Laufe  von  10  Jahren  nach  Annahme  dieser  Bestimmungen 
dorthin  zurückkehren ,  sollen  in  jedem  Falle  Bürger  dieses  Ge- 
bietes sein,  wobei  jedoch  diejenigen,  die  seither  Bürger  anderer 
Staaten  geworden  sind  und  die  die  Bürgerschaft  dieser  Staaten 
beibehalten  oder  die  Bürgerschaft  eines  anstatt  dieser  Staaten 
gebildeten  Staates  annehmen  wollen,  sodass  sie  sich  von  der 

Bürgerschaft  lossagen,  dies  durch  eine  innerhalb 

"einer  bestimmten  Frist  abzugebende  Erklärung  tun  können. 

2)  In  der  Periode  von  10  Jahren  nach  Annahme  dieser 
Bestimmung  darf  kein  Gesetz  erlassen  werden,  dass  irgend 
einen  Einwohner  eines  früheren  Staates,  dem  das  Gebiet  von 

gehörte,  verhindern  soll,  seinen  Wohnsitz 

in  ........  zu  nehmen  und  damit  dort  die  Bürgerschaft 

zu  erwerben. 

3)  Allen  Bürgern  von ohne  Unterschied  der 

Rasse,   der  Nationalität  oder   des   Glaubens  müssen   gleiche 
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politische,  bürgerliche  und  religiöse  Rechte  zuteil  werden  und 
keine  Gesetze  dürfen  erlassen  oder  durchgeführt  werden,  die 
irgend  jemanden  der  Rassen-  oder  der  nationalen  Zugehörig- 
keit oder  des  Glaubensbekenntnisses  wegen  in  seinen  Rechten 
kürzen  oder  ihn  einer  Ausnahmebehandlung  oder  Beschränkun- 
gen unterwerfen  oder  irgend  jemandem  den  gleichen  Schutz 
der  Rechte  verweigern  könnten. 

4)  Das  Prinzip  der  Minorität  s  Vertretung  muss 
durch  das  Gesetz  vorgesehen  werden. 

5)  Den  Angehörigen  der  verschiedenen  nationalen  sowie 

religiösen  Körperschaften  von muss  die  autonome 

Verwaltung  ihrer  eigenen  Gemeindeinstitutio- 
nen übertragen  werden,  seien  sie  religiösen,  kulturellen,  phi- 
lantropischen  oder  anderen  Charakters. 

6)  Kein  Gesetz  darf  erlassen  werden,  das  den  Gebrauch 
irgend  welcher  Sprache  beschränkt  und  alle  bestehenden  Ge- 
setze, die  ein  derartiges  Verbot  aussprechen,  müssen  zurück- 
gerufen werden.  Ebensowenig  darf  ein  Sprachexamen*) 
eingeführt  werden. 

7)  Denjenigen,  die  irgend  einen  anderen  als  den  ersten 
Tag  der  Woche  als  ihren  Ruhetag  beobachten,  darf  nicht  ver- 
boten werden ,  ihren  weltlichen  Angelegenheiten  an  anderen 
Tagen  als  an  den,  den  sie  beobachten,  nachzugehen,  eben- 
sowenig dürfen  sie  dazu  veranlasst  werden,  Handlungen  an 
ihren  Sabbat-  und  Feiertagen  zu  unternehmen,  die  sie  als  eine 
Entweihung  dieser  Feiertage  betrachten. 

(Einstimmig  angenommen.) 


Palästina. 

a)  Zustimmung  zur  britischen   Erklärung. 

Der  Präsident  des  Kongresses  wurde  beauftragt,  durch 
das  Staatsdepartement  folgende  telegraphische  Botschaft  an 
die  britische  Regierung  zu  senden  und  Abschriften  hiervon 
der  Regierung  Frankreichs,  Italiens,  Griechenlands,  Serbiens 
und  Hollands  zugehen  zu  lassen  : 

„Der  amerikanisch-jüdische  Kongress  drückt,  im  Namen 
der    Juden    Amerikas    sprechend,    seine    Wertschätzung    der 


Als  Bedingung  für  den  Genuss  irgend  welcher  Rechte. 
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durch  Vermittlung  der  zionistischen  Organisation  an  das  jü- 
dische Volk  gerichteten  historischen  und  epochemachenden 
Erklärung  der  Regierung  seiner  Majestät  vom  2.  November 
1917  aus,  in  der  sie  die  Errichtung  einer  nationalen  Heimstätte 
für  das  jüdische  Volk  in  Palästina  guthiess  und  gelobte,  die 
grössten  Anstrengungen  zu  machen,  um  die  Erreichung  dieses 
Zieles  zu  erleichtern,  —  wobei  klar  verstanden  werde,  dass 
nichts  getan  werden  soll,  was  die  Rechte  bestehender  nicht  jüdi- 
sch er  Gemeinschaften  in  Palästina  oder  die  Rechte  und  die 
politische  Stellung  der  Juden  in  irgend  einem  anderen  Lande 
beeinträchtigen  könnte. 

Der  amerikanisch- jüdische  Kongress  drückt  ferner  seine 
Wertschätzung  aus  der  seitens  der  Regierungen  Frankreichs, 
Italiens,  Griechenlands,  Serbiens  und  Hollands  gegebenen 
Zustimmung  zu  der  britischen  Erklärung. 

Der  amerikanisch-jüdische  Kongress  gelobt  die  Mitarbeit 
der  Juden  Amerikas  zu  dem  Zweck,  dass  eine  nationale 
Heimstätte,  wie  sie  in  der  besagten  Erklärung  festgesetzt 
worden  ist,  in  einer  den  Traditionen  und  den  hohen  Idealen 
des  jüdischen  Volkes  würdigen  Weise  verwirklicht  werde." 

b)  Instruktion  für  die  Pariser  Delegation. 

Der  amerikanisch- jüdische  Kongress  beauftragt  seine  De- 
legation in  Europa,  zusammen  mit  den  anderen  jüdischen  De- 
legationen und  besonders  mit  der  zionistischen  Weltorganisation 
dahin  zu  wirken ,  dass  die  Friedenskonferenz  die  Bestrebungen 
und  die  historischen  Ansprüche  des  jüdischen  Volkes  inbezug 
auf  Palästina  anerkenne  und  erklärt,  dass  in  Übereinstimmung 
mit  der  von  den  alliierten  Regierungen  und  dem  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  gutgeheissenen  Erklärung  der  briti- 
schen Regierung  vom  2.  November  1917  dort  derartige  politi- 
sche, administrative  und  ökonomische  Bedingungen  geschaffen 
werden  sollen,  die,  unter  der  Sachwalterschaft  des  im  Auftrage 
des  zu  errichtenden  Völkerbunds  wirkenden  Gross-Britannien, 
die  Entwicklung  Palästinas  zu  einem  jüdischen  Gemeinwesen 
sicherstellen,  wobei  klar  verstanden  wird,  dass  nichts  getan 
werden  soll,  was  die  bürgerlichen  und  religiösen  Rechte  der 
nicht  jüdischen  Gemeinschaften  in  Palästina  oder  die  von  den 
Juden  in  anderen  Ländern  eingenommene  politische  Stellung 
beeinträchtigen  könnte. 

(Angenommen  mit  allen  gegen  zwei  Stimmen.) 
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Rumänien. 

In  Erwägung,  dass  die  Juden  Rumäniens  einen  wich- 
tigen Bestandteil  der  sozialen  Schichten  der  Bevölkerung  des 
Landes  bilden ; 

in  Erwägung,  dass  die  Juden  Rumäniens  der  politischen, 
bürgerlichen,  religiösen  und  nationalen  Rechte  beraubt  sind, 
obgleich  ihnen  die  gleichen  Pflichten,  einschliesslich  der  Mi- 
litärpflicht, wie  den  anderen  Einwohnern  gegenüber  dem 
Lande  auferlegt  sind; 

in  Erwägung,  dass  die  Juden  in  Rumänien  Ausnahme- 
gesetzen unterworfen  sind  und  als  Fremde  behandelt  werden, 
obgleich  sie  dort  seit  vielen  Jahrhunderten  leben ; 

in  Erwägung,  dass  Rumänien  seine  1878  vor  den  Mäch- 
ten eingegangene  feierliche  Verpflichtung,  die  Juden  zu  eman- 
zipieren, verletzt  hat; 

in  Erwägung,  dass  das  neue  Fremdennaturalisations- 
gesetz, das  gemäss  dem  Bukarester  Vertrag  erlassen  worden 
ist,  die  jüdische  Frage  Rumäniens  nicht  löst  und  infolge  der 
vom  besagten  Gesetz  vorgeschriebenen  ungerechtfertigten 
technischen  Anforderungen  auf  75  Prozent  der  Juden  keine 
Anwendung  findet :  — 

sei  hiermit  beschlossen, 

dass  der  amerikanisch- jüdische  Kongress  durch  die  Ver- 
treter der  Vereinigten  Staaten  von  der  Friedenskonferenz 
fordert,  dass  sie  die  Zukunft  der  Juden  Rumäniens  mit  sol- 
chen Schutzmassnahmen  und  angemessenen  Garantien  um- 
gibt, die  in  Hinkunft  ihre  Rechte  möglichst  sicherstellen 
sollen ;  ♦ 

dass  das  von  diesem  Kongress  eingesetzte  Exekutivorgan 
beauftragt  wird,  alle  Anstrengungen  zu  machen  und  den 
Juden  Rumäniens  jegliche  Unterstützung  angedeihen  zu  las- 
sen, damit  sie  die  von  ihnen  geforderten  Rechte  erlangen; 

dass  alle  direkten  und  verschleierten  judenfeindlichen 
Beschränkungen  in  Rumänien  abgeschafft  werden ; 

dass  den  Juden  in  Rumänien  die  vollsten  politischen, 
bürgerlichen,  religiösen  und  nationalen  Rechte  verliehen 
werden ; 

und  dass  die  Naturalisationsgesetze  formell  und  faktisch 
für  die  Juden  die  gleichen  sein  müssen,  wie  für  die  anderen 
Einwohner  Rumäniens. 
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Eine  besondere  Kesolution  betreffend  das  Kriegshilfswerk 
in  Kumänien  enthält  folgende  Forderung : 

„Es  sei  ferner  beschlossen,  dass  wir  vorschlagen,  dass  an- 
gemessene Massnahmen  ergriffen  werden  sollen,  damit  den 
Juden  Kumäniens  und  der  erworbenen  Gebiete  in  gleicher 
Weise  und  in  gleichem  Ausmasse  wie  den  anderen  Einwoh- 
nern des  Landes  die  vom  Krieg  verursachten  Schäden  ersetzt 
werden  und  dass  die  rumänische  Kegierung  ihnen  auch  sonst 
in  gleicher  Weise  und  in  gleichem  Ausmasse  Beistand  leiste 
wie  den  anderen  Einwohnern." 


Die  polnischen  Judenpogrome. 

Der  Kongress  hiess  folgendes  Antwortschreiben  an  zwei 
führende  polnische  Komitees  in  Amerika  gut  : 

An  das  Nationale  Polnische  Departement  und 
das  Polnische  Verteidigungskomitee. 
Geehrte  Herren ! 

Ihr  Brief  vom  14.  ds. ,  adressiert  an  das  Amerikanisch- 
Jüdische  Komitee  und  an  die  Zionistische  Organisation  Ame- 
rikas, ist  dem  gegenwärtig  tagenden  amerikanisch -jüdischen 
Kongress  zur  Behandlung  vorgelegt  und  einer  gründlichen 
Prüfung  unterzogen  worden.  Die  uns  aus  Schweden,  Eng- 
land, Holland  und  anderen  Ländern  zugegangenen  zahlrei- 
chen Kabelgramme  und  Berichte,  welche  die  gegen  die  Juden 
gerichteten  ernsten  Pogrome  und  Massaker  in  Polen  und  Ga- 
lizien  schildern,  sind  so  detailliert  und  entstammen  so  hoch- 
stehenden und  verantwortlichen  Quellen,  dass  wir  an  der  Ver- 
trauenswürdigkeit der  Berichte  nicht  zweifeln  können. 
Die  zugegebene,  ja  historische  Tatsache,  dass  während 
der  letzten  sechs  Jahre  ein  Boykott  von  beispielloser  Gehässig- 
keit und  Erbitterung  und  von  einem  so  gewaltigen  Umfange, 
dass  ein  ganzes  Volk  durch  ihn  in  den  Abgrund  des  Elends 
hinuntergeschleudert  werden  konnte,  unaufhörlich  gegen  die 
Juden  in  Polen  geführt  wurde,  liefert  den  moralischen  Beweis 
für  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Beschuldigungen  begrün- 
det sind.  Wir  bedauern,  dass  Sie  in  Ihren  veröffentlichten 
Erklärungen  es  für  passend  gefunden  haben,  sich  zu  leiden- 
schaftlichen,   masslosen    und    durch    nichts    gerechtfertigten 
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Schmähungen  gegen  die  Juden  Amerikas  hinreissen  zu  lassen , 
weil  sie  Nachrichten  geglaubt  haben,  denen  sie  den  Glau- 
ben nicht  versagen  konnten  und  weil  sie  dem  Entsetzen  und 
der  Empörung  Ausdruck  gegeben  haben,  von  welchen  sie  über- 
wältigt waren ,  als  sie  von  dem  unerträglichen  Joche  von  Kum- 
mer und  Leid  hörten,  das  ihren  Brüdern  auferlegt  worden  ist. 
Hätten  wir  anders  gehandelt,  wahrlich  wir  hätten  verdient, 
verachtet  zu  werden. 

Da  Sie  jedoch  als  Vertreter  von  4J-  Millionen  Polen, 
welche,  gleich  uns,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  sind,  des- 
jenigen Landes,  welches  wir  alle  lieben  und  dem  wir  alle 
in  Treue  freudig  ergeben  sind,  erklären,  dass  Sie  die  Wahr- 
heit der  Berichte  nicht  zugeben,  dass  Sie  glauben,  der  ökono- 
mische Boykott  sei  nicht  mehr  in  Kraft,  dass  Sie  Pogrome 
und  Boykott  unter  allen  Umständen  ablehnen,  dass  Sie  den 
Grundsatz  unterstützen,  dass  die  Juden  in  Polen  den  An- 
spruch auf  gleiche  Rechte  und  gleichen  Schutz  wie  irgend 
ein  Teil  des  Volkes  in  Polen  haben  und  dass  Sie  für  eine  Re- 
gierung eintreten,  welche  auf  denselben  Prinzipien  religiöser, 
politischer  und  ökonomischer  Freiheit  basiert  ist,  wie  Sie  von 
der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  gewährleistet  sind, 
so  nehmen  wir  unter  dem  Eindruck  dieser  Erklärung  Ihren 
Vorschlag  an  auf  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  wirklichen  Lage  der  Juden  Polens  und  zur 
Veröffentlichung  eines  Berichts  über  die  Ergebnisse  der  Unter- 
suchung. 

Dieser  Kongress  wird  demgemäss  zwei  jüdische  Mitglie- 
der für  die  Kommission  ernennen  und  wird  ein  Komitee  ein- 
setzen, welches  gemeinsam  mit  Ihnen  alle  Einzelheiten  zu 
regeln  hat,  einschliesslich  einer  Vereinbarung  über  die  Namen 
der  zwei  amerikanischen  Vertreter,  die  weder  Juden  noch 
Polen  sind  und  die  der  Kommission  beitreten  sollen. 

Ergebenst  Ihre"  .... 


Der  jüdische  Weltkongress. 

Es  wird  beschlossen,  dass  der  amerikanisch-jüdische  Kon- 
gress seine  europäische  Delegation  beauftragt,  sobald  Friede 
unter  den  kämpfenden  Nationen  erklärt  ist,  zusammen  mit 
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den  massgebenden  jüdischen  Körperschaften  in  anderen  Län- 
dern wirksame  Schritte  zu  unternehmen  für  die  Einberufung 
eines  jüdischen  Weltkongresses. 

Die  europäische  Delegation. 

Eine  aus  neun  Personen  bestehende  Delegation,  die  nach 
Europa  entsendet  wurde,  wurde  beauftragt,  zusammen  mit 
den  Vertretern  der  Juden  anderer  Länder  für  die  Verwirk- 
lichung der  Ziele  des  Kongresses  zu  arbeiten.  In  der  dies- 
bezüglichen Resolution  heisst  es  dann  weiter : 

„Es  wird  ferner  beschlossen,  dass  die  Delegation  nach 
Beendigung  ihrer  Arbeit  in  Europa  dem  Kongress  Bericht  er- 
statten soll  und  der  Präsident  des  Kongresses  wird  hiermit 
ersucht,  nicht  später  als  ein  Jahr  nach  Unterzeichnung  des 
Friedensvertrages  den  Kongress  zwecks  Entgegennahme  des 
Berichts  der  Delegation  einzuberufen  und  andere  Angelegen- 
heiten, die  ihm  eventuell  vorliegen  werden,  zu  behandeln. 

Es  wird  ferner  beschlossen,  dass  im  Falle  die  Delegation 
neue  Instruktionen  wünscht  oder  dass  neue  Zustände  eintre- 
ten, die  Delegation  mit  Stimmenmehrheit  den  Präsidenten 
des  Kongresses  beauftragen  kann,  eine  besondere  Tagung  des 
Kongresses  einzuberufen,  um  die  vorgelegten  Vorschläge  zu 
behandeln." 

Der  europäischen  Delegation  des  Kongresses  gehören  an : 
Richter  Julian  Mack,  Dr.  Stephen  Wise,  Louis  Marshall, 
Oberst  Harry  Cutler,  Jacob  de  Haas,  Rabbiner  B.  L.  Löwen- 
thal, Joseph  Barondess,  Dr.  Nahum  Syrkin,  Morris  Wint- 
schewsky.    Als  Sekretär  fungiert  Bernard  Gr.  Richards. 
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Stellungnahme  der  jüdischen 
Arbeiterschaft  Amerikas. 

1.  Resolution 
der  ersten  jüdischen  Arbeiterkonvention. 

(New-York,  5.  und  6.  September  1915). 
...  die  Convention  erklärt : 

1)  Ein  gemeinsames  Vorgehen  der  jüdischen  organisierten 
Arbeiterschaft  mit  anderen  Gruppen  und  Schichten  des  jü- 
dischen Volkes  ist  auf  dem  Boden  einer  Plattform  möglich, 
die  ein  Maximum  der  jüdischen  gesellschaftlichen  Kräfte  zu 
vereinigen  vermag.  Ein  derartiger  Kongress  soll  aus  demokra- 
tisch gewählten  Vertretern  jüdischer  Lokal-Organisationen 
zusammengesetzt  werden. 

2)  Die  Plattform  dieses  Kongresses  muss  lauten  :  Bür- 
gerliche, politische  und  nationale  Selbstbestimmung  für  alle 
Juden  in  allen  Ländern,  in  denen  sie  in  ihren  Rechten  be- 
schränkt sind.  Die  genauere  Umschreibung  der  Forderung 
nationaler  Rechte  und  nationaler  Selbstbestimmung  wird  den 
Juden  der  betreffenden  Länder  überlassen  :  Russlands,  Gali- 
ziens,  Rumäniens,  Palästinas  u.  s.  w. 


2.  Resolutionen  des  amerikanisch- 
jüdischen Palästina-Arbeiter-Kongresses. 

(Der    Kongress,    der    250,000   organisierte    Arbeiter    vertrat, 
wurde  vom  6. — 9.  Juni  1918  in  New-York  abgehalten.) 

1.  Palästina  soll  als  eine  international  garantierte,  unab- 
hängige,  neutrale  jüdische  Republik  erklärt  werden. 

2.  Bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  eine  jüdische  Majorität  der 
Bevölkerung  im  Lande  sein  wird,  wird  die  Souveränität  des 
Landes  der  zu  gründenden  Liga  der  Nationen,  die  auch  das 
jüdische  Volk  einzuschliessen  hat,  anvertraut,  oder  einer  inter- 
nationalen Kommission,  in  der  auch  vom  jüdischen  Volk  ge- 
wählte Repräsentanten  vertreten  sein  müssen. 
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3.  Es  ist  der  Wille  des  jüdischen  Arbeiter-Kongresses, 
dass  Palästina  auf  Grundlage  voller  bürgerlicher,  religiöser 
und  politischer  Freiheit  und  Demokratie  aufgebaut  werden 
soll,  mit  einer  vollen  lokalen  Selbstverwaltung  und  personaler 
Autonomie  für  jede  nationale  Gruppe. 

4.  Der  Palästina-Arbeiter-Kongress  spricht  sich  dafür 
aus,  dass  der  Boden  dem  jüdischen  Volke  als  nationales  Eigen- 
tum gehören  soll.  Sämtliche  natürlichen  Reichtümer  des 
Landes,  wie  Minen,  Wasserfälle,  wie  auch  alle  öffentlichen 
Einrichtungen,  wie  Verkehrsmittel,  Bewässerungsanlagen  und 
andere,  sollen  dem  Volke  gehören,  von  ihm  aufgebaut,  kon- 
trolliert und  betrieben  werden. 

5.  Es  soll  ein  Minimal-Lohn  festgesetzt  werden  für 
sämtliche  Arbeiter,  sowohl  in  öffentlichen,  wie  in  privaten 
Unternehmungen.  Es  soll  eine  Kredit-Möglichkeit  geschaffen 
werden  für  landwirtschaftliche,  industrielle  und  Verbrauchs- 
Kooperativen  und  dergleichen.  Der  Staat  soll  für  die  all- 
gemeine und  technische  Bildung  aller  Einwohner  sorgen. 

6.  Es  ist  der  Wille  des  ersten  jüdischen  Palästina- Arbei- 
ter-Kongresses, dass  so  schnell  als  möglich  ein  all  weltlich  er 
jüdischer  Kongress  einberufen  werde,  dem  die  Auf  bau- Arbeit 
in  Palästina  mit  allen  damit  verbundenen  Rechten  übertragen 
werden  soll. 

7.  Es  ist  der  Wille  des  Arbeiter-Kongresses,  dass  die 
jüdische  Arbeiterschaft  jetzt  schon  auf  den  Prozess  des  Wie- 
deraufbaues des  Landes  Einfluss  gewinnen  soll,  damit  die 
Arbeit  in  Übereinstimmung  mit  den  Prinzipien  des  Arbeiter- 
Kongresses  vor  sich  gehe.  Die  zu  wählende  Executive  des 
Arbeiter-Kongresses  ist  bevollmächtigt,  in  diesem  Sinne  zu 
handeln.  Die  Executive  wird  beauftragt,  Pläne  betreffend 
Finanz-Institute  für  kooperative  Gesellschaften,  agrarische 
und  industrielle  Unternehmungen  auszuarbeiten  und  dem 
nächsten  Kongress  zu  unterbreiten. 

8.  Der  erste  jüdische  Palästina-Arbeiter-Kongress  drückt 
seine  tiefste  Sympathie  für  die  Kriegs-  und  Friedensziele  der 
alliierten  Mächte  aus,  wie  sie  in  der  Rede  des  Präsidenten  Wil- 
son an  den  Kongress  der  Vereinigten  Staaten  vom  11.  Fe- 
bruar 1918  dargelegt  wurden  und  wie  sie  auch  von  der  Inter- 
allierten  Arbeiter-Konferenz  anerkannt  wurden. 

9.  Der  erste  jüdische  Palästina- Arbeiterkongress  nimmt 
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mit  tiefer  Freude  Kenntnis  von  der  Deklaration  Englands 
betreffs  eines  nationalen  Heimes  für  das  jüdische  Volk  in 
Palästina. 

Der  Kongress  begrüsst  mit  Freude  die  Zustimmung 
Frankreichs,  Italiens  und  der  interalliierten  sozialistischen 
Konferenz,  der  British  Labour  Party,  der  American  Federa- 
tion  of  Labour  und  anderer  grosser  politischer  Körperschaften 
zum  Angebot,  dem  jüdischen  Volke  bei  der  Gründung  eines 
jüdisch-nationalen  Heimes  in  Palästina  zu  helfen. 

10.  Der  Kongress  spricht  die  Überzeugung  aus,  dass  der 
kommende  Friedenskongress  im  Namen  aller  Völker  der  Welt 
das  Kecht  des  jüdischen  Volkes,  Palästina  als  sein  nationales 
jüdisch-nationalen  Heimes  in  Palästina  zu  helfen. 

11.  Die  jüdische  Arbeiterschaft  von  Amerika,  ver- 
sammelt auf  diesem  Kongress,  erklärt  ihre  Bereitwilligkeit, 
alle  notwendigen  Kräfte  anzuwenden,  keine  Opfer  zu 
scheuen,  um  der  grossen  Arbeit,  die  die  Weltgeschichte  und 
die  jüdische  Geschichte  uns  auferlegt  hat,  gerecht  zu  werden. 
Eingedenk  der  grossen  Verantwortung  des  gegenwärtigen  Mo- 
ments verpflichten  wir  uns,  die  Arbeit  an  der  nationalen  Be- 
freiung unseres  Volkes  und  der  Sicherung  eines  selbständigen 
jüdischen  Lebens  in  Palästina  auf  uns  zu  nehmen. 

12.  Der  Kongress  beauftragt  sein  Executiv-Komitee,  mit 
allen  sozialistischen  und  Arbeiter-Organisationen  innerhalb 
und  ausserhalb  Amerikas  in  ständigem  Kontakt  zu  stehen,  um 
deren  tatkräftige  Unterstützung  für  unsere  Sache  zu  ge- 
winnen. 

13.  Der  jüdische  Arbeiter-Kongress  beschliesst,  die  Ini- 
tiative zu  ergreifen,  um  bei  der  ersten  Möglichkeit  einen  all- 
weltlichen jüdischen  Arbeiter-Kongress  einzuberufen.  Wir 
empfehlen  der  Executive,  bald  eine  grosse,  schriftliche  und 
mündliche  Propaganda  zur  Aufklärung  der  jüdischen  Arbeiter 
über  Palästina  einzuleiten. 

14.  Der  Kongress  instruiert  das  Executiv-Komitee,  die 
Resolutionen  des  Kongresses  in  Form  eines  Memorandums  zu- 
sammenzustellen und  dasselbe  sämtlichen  Regierungen,  allen 
sozialistischen  Parteien,  dem  Internationalen  Sozialistischen 
Bureau,  dem  Internationalen  Sozialistischen  Kongress,  sowie 
auch  dem  kommenden  Friedenskongress  zu  überreichen. 
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Die  nationalen  Forderungen  der 
russischen  Judenheit. 

Das  Dekret  der  Provisorischen  Regierung  vom  21.  März 
1917  hat  alle  Ausnahmegesetze  gegen  die  Juden  in  Russland 
ausser  Kraft  gesetzt  und  diesen  die  bürgerliche  und  politische 
Gleichberechtigung  gebracht.  Die  Judenheit  Russlands  fühlte 
sich  aber  damit  keineswegs  am  Ziele  ihrer  Wünsche.  Vielmehr 
erblickten  alle  jüdischen  Parteien  in  diesem  Akt  der  revolutio- 
nären Regierung  nur  eine  Etappe  zur  vollen  Emanzipation  der 
russischen  Judenheit,  die  Erfüllung  ihres  jüdischen  Minimal- 
programms. Unter  den  Juden  Russlands  gibt  es  nämlich  keine 
eigentliche  Assimilantenpartei.  Sowohl  alle  bürgerlichen  als 
auch  alle  sozialistischen  jüdischen  Parteien  fordern  überein- 
stimmend die  nationale  Gleichberechtigung  der  Juden  und 
unterscheiden  sich  in  dieser  Hinsicht  bloss  in  ihrer  Auffassung 
vom  Ausmass  der  Kompetenz,  die  die  jüdische  Autonomie 
zu  beanspruchen  und  vom  Charakter,  den  sie  anzunehmen 
hat.  Nach  Verhandlungen  der  jüdischen  Parteien  unterein- 
ander wurde  vom  31.  Juli  bis  3.  August  1917  eine  Konferenz 
in  Petrograd  abgehalten,  die  die  Plattform  des  jüdischen  Kon- 
gresses vereinbarte,  der  die  jüdischen  Forderungen  zur  russi- 
schen konstituierenden  Versammlung  und  zum  Friedenskon- 
gress  formulieren  sollte.  Man  war  überzeugt,  dass  die  konsti- 
tuierende Versammlung  die  jüdische  Forderung  nach  national- 
personaler Autonomie  im  wesentlichen  akzeptieren  werde  und 
plante  die  Einberufung  einer  jüdischen  konstituierenden  Ver- 
sammlung auf  Grund  des  von  der  russischen  konstituierenden 
Versammlung  zu  beschliessenden  Gesetzes. 

Im  Winter  1917/18  fanden  die  Wahlen  zum  jüdischen 
Kongress  statt,  die  auf  der  Basis  des  allgemeinen,  gleichen, 
direkten  und  geheimen  Wahlrechtes  für  Männer  und  Frauen 
nach  dem  Proporzsystem  vorgenommen  wurden.  Infolge  des 
inzwischen  ausgebrochenen  Bürgerkrieges  konnte  jedoch  die 
jüdische  Bevölkerung  grosser  Teile  der  Ukraine  und  des  Kau- 
kasus sich  an  den  Wahlen  nicht  beteiligen.  Genaue  Ziffern 
über  die  Wahlergebnisse  liegen  nicht  vor.  Es  ist  nur  bekannt, 
dass  die  Zionisten  die  Mehrheit  der  Stimmen  erlangten. 
Die  weiteren  Ereignisse  machten  den  Zusammentritt  des  Kon- 
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gresses  unmöglich.  Anstatt  dessen  wurde  Anfang  Juli  1918  in 
Moskau  eine  Konferenz  der  jüdischen  Gemeinden  Zentralruss- 
lands (und  das  jüdische  Vorparlament  in  der  Ukraine  sowie 
allgemeine  jüdische  Delegiertenkonferenzen  in  anderen  Gebie- 
ten des  früheren  Eussland)  abgehalten.  Wir  lassen  hier  die 
Plattform  des  Organisationskomitees  des  jüdischen  Kongresses 
sowie  die  Beschlüsse  der  Gemeindekonferenz  folgen. 


1.  Die  Plattform  des  jüdischen  Kongresses 
in  Russland. 

Der  Aufruf  des  Organisationskomitees  des  jüdischen  Kon- 
gresses in  Russland  lautete  : 

„Bürger,  Juden!  Das  jüdische  Volk  in  Russland  steht 
jetzt  vor  einem  Ereignis,  das  nicht  seinesgleichen  hat  in  der 
jüdischen  Geschichte  seit  zwei  Jahrtausenden.  Nicht  nur  hat 
der  Jude  als  Individuum,  als  Bürger  Gleichberechtigung  be- 
kommen —  was  ja  auch  in  anderen  Ländern  geschehen  ist  — 
sondern  die  jüdische  Nation  steht  vor  der  Möglichkeit,  natio- 
nale Rechte  zu  erlangen. 

Niemals  und  nirgends  durchlebten  die  Juden  einen  so  ern- 
sten, verantwortungsvollen  Moment  wie  den  gegenwärtigen  — 
verantwortlich  vor  dem  lebenden  und  zukünftigen  Geschlecht. 

Aber  diese  Verantwortlichkeit  schreckt  uns  nicht,  denn 
wir  können  mit  vollem  Rechte  sagen,  dass  die  Juden  sich 
der  vollen  Bedeutung  der  historischen  Aufgabe,  die  uns  zu- 
fällt, wohl  bewusst  sind.  Das  zeigte  sich  klar  auf  der  Kon- 
ferenz, die  vom  18.  bis  21.  Juli  (31.  Juli  bis  3.  August)  in 
Petrograd  unter  Mitwirkung  von  Vertretern  aller  grossen  Ge- 
meinden und  aller  jüdischen  Parteien  und  Richtungen  Russ- 
lands stattfand.  Diese  Konferenz  beschloss  in  möglichst  kurzer 
Zeit  einen  Allrussisch-Jüdischen  Kongress  von  gewählten 
Vertretern  der  gesamten  russischen  Judenheit  nach  Petro- 
grad einzuberufen. 

Diese  von  jedem  Mitglied  der  Konferenz  empfundene  Ver- 
antwortlichkeit für  die  jüdische  Zukunft  in  Russland  führte 
dazu,  dass  das  Programm  des  bevorstehenden  Kongresses  ein- 
stimmig angenommen  wurde. 
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Die  Punkte  des  angenommenen  Programms  lauten  wie 
folgt: 

1.  Ausarbeitung  der  Grundlagen  der  nationalen  Selbst- 
bestimmung der  Juden  in  Kussland. 

2.  Bestimmung  der  Rechtsgarantien  für  die  nationale 
jüdische  Minderheit. 

3.  Festsetzung  der  Uebergangsformen  der  Gemeinde- 
organisation der  russischen  Judenheit. 

4.  Sicherung  der  bürgerlichen  und  nationalen  Rechte 
der  Juden : 

a.  In  dem  für  unabhängig  erklärten  Polen. 

b.  In  Palästina. 

c.  In  Rumänien. 

In  welcher  Weise  und  in  welchem  Umfange  das  jüdische 
Volk  in  Russland  sich  organisieren  muss,  welche  Ziele  die 
Juden  kraft  ihrer  Organisation  erreichen  können,  das  alles 
muss  der  bevorstehende  Kongress  bestimmen.  Das  bedeutet, 
dass  der  Kongress  die  nationalen  Rechte  zu  formulieren  haben 
wird,  deren  Verwirklichung  die  jüdische  Nation  auf  der  rus- 
sischen Konstituante  fordern  wird.  Der  Kongress  muss  die 
Rechtsnormen,  die  das  Leben  der  russischen  Judenheit  re- 
geln sollen,  und  die  Organisationsformen,  die  für  unsere  na- 
tionale Existenz  notwendig  sind,  entwerfen. 

Auf  diese  Weise  wird  der  Kongress  den  Willen  des  jü- 
dischen Volkes  und  seine  nationalen  Bestrebungen  vor  der 
ganzen  Welt  proklamieren. 

Dieser  vom  Allrussisch-Jüdischen  Kongress  ausgedrückte 
und  formulierte  Volkswille  wird  uns  die  nötige  Kraft  ver- 
leihen, um  den  Kampf  für  unsere  nationalen  Rechte  so  lange 
führen  zu  können,  bis  wir  uns  die  volle  Möglichkeit  zur  Ge- 
staltung unserer  nationalen  Existenz  erringen.  Um  den  Kon- 
gress so  zu  organisieren,  dass  er  die  Ergebnisse,  die  die  rus- 
sische Judenheit  zu  erwarten  berechtigt  ist,  verwirkliche,  hat 
die  Konferenz  ein  aus  vierzig  Personen  bestehendes  Organisa- 
tionskomitee eingesetzt,  welches  die  gesamte  für  die  Einbe- 
rufung des  grossen  in  Russland  bisher  einzigartigen  Kon- 
gresses zu  leistende  Organisationsarbeit  übernehmen  soll. 

Der  wesentliche  Teil  der  Arbeit  muss  getan  werden  und 
wird  auch  tatsächlich  getan  da,  wo  die  kompakten  jüdischen 
Massen  wohnen.    Deshalb  reicht  unsere  Arbeit  hier  im  Zen- 
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trum  bei  weitem  nicht  aus,  wenn  wir  nicht  überall  unter  euch 
das  klare  Bewusstsein  der  ganzen  historischen  Tragweite  dieser 
Organisationsarbeit  finden. 

Wir  beginnen  diese  Arbeit  im  Glauben,  dass  jeder  Jude 
sowie  jede  Gruppe,  Organisation  oder  Partei,  welcher  Klasse 
oder  Richtung  sie  auch  angehören,  wo  und  unter  welchen 
Bedingungen  sie  sich  auch  befinden  mögen,  alles  was  in  ihren 
Kräften  liegt,  tun  werden,  um  uns  zu  helfen,  den  Kongress 
so  zu  organisieren,  dass  er  wirklich  den  Willen  und  das 
Streben  des  Volkes  zum  Ausdruck  bringt. 

Wir  glauben,  dass  jeder  selbstbewusste  Jude  es  einsieht, 
dass  die  Fragen,  die  dem  Kongresse  zur  Beurteilung  und 
Beschlussfassung  vorgelegt  werden,  und  die  Ergebnisse,  zu 
denen  er  führen  muss,  die  allerwichtigsten  dringendsten  Le- 
bensinteressen eines  jeden  Juden,  sowie  der  jüdischen  Ge- 
samtheit in  Russland,  berühren. 

Jeden  einzelnen  Juden,  der  in  genügendem  Masse  das 
bürgerliche  und  politische  Bewusstsein  für  den  gegenwärtigen 
historischen  Moment  besitzt,  rufen  wir  zu  :  Tretet  an  die  grosse 
nationale  Organisationsarbeit  heran  ! 


2.  Beschlüsse  der  Moskauer  Gründungs- 
konferenz des  russisch-jüdischen 
Gemeindebundes. 

(Abgehalten  Anfang  Juli  1918  in  Moskau  bei  Beteiligung 
von    149    Delegierten,    die    40    Gemeinden    Zentralrusslands 

vertraten). 

Bezüglich  der  Verfassung  der  Gemeinde  fasste  die  Konfe- 
renz folgende  Beschlüsse : 

„Die  Gemeinde  ist  das  lokale  Organ  der  Selbstverwaltung 
des  jüdischen  Volkes.  Als  öffentlich-rechtlicher  juristischer  Per- 
son unterstehen  ihr  in  den  Grenzen  ihrer  Kompetenz  die  An- 
gelegenheiten der  jüdischen  Bevölkerung. 

Der  Gemeinde  gehören  alle  Juden  an,  die  im  betreffenden 
Orte  wohnen. 
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Die  lokale  Selbstverwaltung  des  jüdischen  Volkes  wird 
durch  den  Gemeinderat  ausgeübt,  der  von  der  lokalen  jü- 
dischen Bevölkerung  im  Wege  allgemeiner  (ohne  Unterschied 
des  Geschlechts)  gleicher,  direkter,  geheimer  Wahl  nach  dem 
Proporzsystem  für  die  Dauer  von  zwei  Jahren  gewählt  wird. 
Das  aktive  und  passive  Wahlrecht  besitzen  alle  20-jährigen 
Juden ,  die  im  betreffenden  Orte  nicht  weniger  als  einen  Monat 
bis  zur  Wahl  wohnen. 

Der  Gemeinderat  vertritt  die  jüdische  Gemeinde  vor  der 
Staatsmacht  und  den  Organen  der  Selbstverwaltung. 

Alles,  was  die  Staatsmacht  hinsichtlich  der  jüdischen 
Bürger  unternimmt,  geschieht,  insofern  die  betreffenden  An- 
gelegenheiten in  die  Kompetenz  der  Gemeindeautonomie  ge- 
hören, durch  den  Gemeinderat.  Die  Summen,  die  der  Staat 
und  die  Organe  der  lokalen  oder  Semstwoverwaltungen  oder 
andere  Institutionen  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des 
jüdischen  Volkes  bestimmen,  müssen  den  Gemeinden  über- 
wiesen werden." 

Unter  den  Richtlinien  für  das  Finanz-  und  Steuersystem 
der  Gemeinden  befinden  sich  die  Bestimmungen,  dass  der 
Staat  und  die  Selbstverwaltungen  den  entsprechenden  Teil 
der  Ausgaben  für  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  jü- 
dischen Bevölkerung  zu  decken  haben  und  dass  unter  den 
eigenen  Einnahmen  der  Gemeinde  die  progressive  Einkom- 
mensteuer die  Haupteinnahmequelle  bilden  muss.  Ferner  wurde 
bestimmt,  dass  die  Fleisch-  und  Lichtsteuer,  um  deren  Ab- 
schaffung die  jüdische  Bevölkerung  Jahrzehnte  hindurch  ver- 
geblich angekämpft  hat,  in  der  demokratisierten  Gemeinde 
nicht  geduldet  werden  dürfen. 

Bezüglich  der  jüdischen  Kriegsopfer  wurde  u.  a.  folgende 
Resolution  gef  asst : 

„Die  Konferenz  ist  der  Ansicht,  dass  auf  die  Tagesordnung 
des  internationalen  Friedenskongresses  die  Frage  der  von 
Seiten  der  betreffenden  Staaten  zu  leistenden  Hilfe  für  den 
Wiederaufbau  der  Wirtschaft  der  von  dem  Kriege  heimge- 
suchten Bevölkerung  und  die  Erstattung  ihrer  Schäden  ge- 
setzt werden  muss.  Die  Konferenz  schlägt  dem  zukünftigen 
Zentralorgan  vor,  die  Frage  zu  prüfen,  wie  eine  nationale  An- 
leihe für  den  im  vorigen  Punkte  angegebenen  Zweck  durch- 
zuführen ist.** 
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Die  Forderungen  der  Juden 
Litauens. 

Der  von  den  Deutschen  eingesetzte  Landesrat  für  Li- 
tauen, der  sich  später  den  Namen  „Staatsrat"  beigelegt  hat, 
verhielt  sich  lange  ablehnend  zu  den  Wünschen  der  das  Land 
bewohnenden  nichtlitauischen  Nationalitäten.  Als  aber  das 
alte  deutsche  Regime  zusammengebrochen  und  das  Land  von 
allerlei  Gefahren  bedroht  war,  da  suchte  der  Staaterat  einen 
Ausgleich  mit  den  anderen  Nationalitäten.  Dieser  Ausgleich 
kam  mit  den  Juden  auf  Grund  eines  von  allen  jüdischen  Par- 
teien aufgestellten  Programms  zustande,  das  der  Staatsrat 
restlos  akzeptierte.  Daraufhin  wurden  jüdischerseits  drei  Mit- 
glieder ins  Ministerkabinett  entsandt.  Das  innerpoli- 
tische nationale  Programm  der  verschie- 
denen jüdischen  Parteien  Litauens  ist 
im  wesentlichen  identisch.  Eine  vom  5. — 8. 
Dezember  1918  abgehaltene  zionistische  Konferenz  stellte  fol- 
gende (vom  Staatsrat  akzeptierte)  Ausgleichsbedingungen  auf  : 

1.  Die  Konferenz  begrüsst  den  Ausbau  Litauens  als 
eines  freien  demokratischen  Staates  auf  Grund  der  vollen 
Gleichheit  und  der  national-personalen  Selbstverwaltung  der 
Völker. 

2.  Die  gegenwärtige  Taryba  (Staatsrat)  als  eine  Anstalt , 
die  nicht  auf  demokratischer  Grundlage  gewählt  ist  und  kann 
nicht  als  die  legitime  Vertreterschaft  der  Landesbevölkerung 
gelten. 

3.  Da  aber  die  dringendste  Forderung  des  Augenblicks 
die  Aufrechterhaltung  von  Euhe  und  Ordnung  im  Lande  wie 
auch  die  rasche  Einberufung  der  Gründungsversammlung  auf 
Grund  des  allgemeinen,  gleichen,  geheimen  und  direkten 
Proportional- Wahlrechtes  für  Männer  und  Frauen  ist,  so  an- 
erkennt die  Konferenz,  dass  die  Taryba  das  Recht  und  die 
Pflicht  hat,  die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  auf  sich  zu  nehmen. 

4.  Bis  zur  Einberufung  der  Konstituante  halten  wir  die 
sofortige  Einberufung  einer  demokratischen  Konferenz  mit 
proportionaler  Vertretung  aller  Völker  des  Landes  für  zweck- 
mässig. 
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5.  Die  Beteiligung  jüdischer  Vertreter  an  der  gegen- 
wärtigen Taryba  finden  wir  nur  unter  folgenden  Bedingungen 
zulässig : 

a)  Die  Taryba  pflichtet  unserer  Meinung  über  die  Gren- 
zen ihrer  Kompetenz  bei; 

b)  Die  Taryba  erklärt,  dass  sie  bereit  ist,  allen  Völkern 
im  Lande  proportionale  Vertreterschaft  zu  gewähren ; 

c)  Die  Taryba  erklärt,  dass  sie  der  Gründung  von  jü- 
dischen Gemeinden,  sowie  der  Einberufung  eines  jüdischen 
Kongresses  in  Litauen  und  der  Schaffang  besonderer  Organe 
unserer  national-personalen  Autonomie  in  Litauen  kein  Hin- 
dernis in  den  Weg  legen  wird. 

6.  Die  jüdischen  Vertreter  in  der  Taryba  und  in  der 
provisorischen  Regierung  sollen  durch  eine  Konferenz  von 
Abgeordneten  der  jüdischen  Gemeinden  gewählt  werden.  Da 
aber  die  Teilnahme  von  Juden  an  der  Landesverwaltung 
dringend  notwendig  ist,  findet  die  zionistische  Konferenz  den 
provisorischen  Eintritt  der  Juden  in  die  Taryba  und  ihre 
Exekutive  für  möglich,  mit  der  Massgabe,  dass  die  Voll- 
machten dieser  Juden  mit  der  Eröffnung  des  Gemeindekon- 
gresses automatisch  erlöschen. 


Die  Forderungen 
der  ukrainischen  Juden. 

Der  Zerfall  Grossrusslands  hatte  zur  Folge,  dass  auch  die 
jüdisch-nationale  Bewegung  in  der  Ukraine  ihren  selbstän- 
digen Weg  ging.  Die  erste  Regierung  der  Ukraine,  die  sog. 
Zentrairada,  erliess  am  9.  Januar  1918  ein  Gesetz  über  die 
Autonomie  der  nationalen  Minderheiten,  zu  welchen  auch  die 
Juden  gezählt  wurden  (vgl.  Teil  III).  Dieses  Gesetz  wurde 
am  8.  Juli  1918  von  der  Hetman-Regierung  ausser  Kraft 
gesetzt.  Dagegen  protestierte  der  jüdische  Nationalrat  als  Re- 
präsentanz aller  jüdischen  Parteien. 

Am  3.  November  1918  trat  in  Kiew  das  Vorparlament  der 
ukrainischen  Juden  zusammen,  welches  von  den  jüdischen 
Gemeinden  beschickt  wurde.  Die  bürgerlichen  Zionisten 
hatten  die  Majorität.  Auf  der  Tagesordnung  standen  sowohl 
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die  inneren  Fragen  der  ukrainischen  Judenheit,  als  auch  die 
Stellungnahme  zur  Friedenskonferenz.  Die  Friedensforde- 
rungen wurden  mit  Stimmenmehrheit  beschlossen. 


Der  Protest  des  jüdischen   Nationalrates 

gegen  die  Vernichtung  der  jüdischen 

Autonomie  in  der  Ukraine. 

„In  der  Überzeugung,  dass  a)  die  national-personale  Auto- 
nomie die  einzige  Garantie  für  das  friedliche  Zusammenleben 
aller  Völker  und  für  die  freie  Entwicklung  der  Ukraina  über- 
haupt und  ihrer  nationalen  Minoritäten  insbesondere  bietet ; 
b)  der  Beschluss  vom  8.  Juli  über  die  Aufhebung  des  Gesetzes 
vom  9.  Januar  1918  ein  Resultat  der  gegenwärtigen  zeit- 
weiligen politischen  E-eaktion  darstellt,  die  wichtigste  Errun- 
genschaft der  grossen  russischen  Eevolution,  die  nationale 
Freiheit,  vernichtet,  das  alte  Regime  der  nationalen  Unter- 
drückung zugunsten  der  herrschenden  Gruppen  wieder  her  stellt 
und  die  elementaren  Bürgerrechte  der  jüdischen  Bevölkerung 
in  der  Ukraina  gefährdet;  c)  dieser  Beschluss  der  jüdischen 
Bevölkerung,  die  im  Verein  mit  allen  anderen  Völkern  der 
Ukraine  für  nationale  Freiheit  gekämpft  hat,  die  Möglichkeit 
nimmt,  die  Organe  ihrer  nationalen  Selbstverwaltung  auf 
öffentlich-rechtlichen  Grundlagen  zu  errichten  und  die  demo- 
kratisch erwählte  Vertretung  der  jüdischen  Nation  zu  schaffen — 
drückt  der  jüdische  Nationalrat,  das  höchste  jüdische  Reprä- 
sentativorgan, seinen  scharfen  Protest  gegen  die  Gewalttat 
der  Regierung  aus  und  erklärt,  dass  keine  Zerstörungskräfte 
und  keine  Angriffe  der  Reaktion  das  jüdische  Volk  in  seinem 
unermüdlichen  Kampf  für  seine  nationale  Autonomie  zurück- 
halten werden." 


Die  Forderungen  der  ukrainischen  Juden 
an  den  Friedenskongress. 

„Namens  dreier  Millionen  Juden  in  der  Ukraine  verlangt 
die  Jüdische  Nationalversammlung  von  der  Friedenskonfe- 
renz : 
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1)  Die  Anerkennung  einer  einheitlichen  jüdischen   Nation. 

2)  Die  Aufnahme  der  einheitlichen  jüdischen  Nation  in 
den  Völkerbund  als  gleichberechtigtes  Mitglied. 

3)  Die  Sicherung  —  durch  internationale  Garantien  —  der 
notwendigen  Bedingungen  für  die  Wiederherstellung  eines 
nationalpolitischen  Zentrums  in  der  geschichtlichen  Heim- 
stätte des  jüdischen  Volkes  —  in  Palästina. 

4)  Die  Sicherung  durch  die  Verfassungen  der  Einzelländer 
und  durch  internationale  Garantien  unter  der  Kontrolle 
des  Völkerbundes : 

a.  der  bürgerlichen  und  nationalen  Rechte  der  jüdischen 
Bevölkerung  sowie  des  Rechtes  auf  freie  Religions- 
ausübung und  eigene  Feiertags-  und  Sabbatruhe ; 

b.  der  nationalpersonalen  Autonomie  in  allen  Ländern, 
wo  die  jüdische  Bevölkerung  in  dichten  Massen  wohnt, 
sowie  auch  in  den  anderen  Ländern,  wo  die  jüdische 
Bevölkerung  entsprechende  Forderungen  stellen  wird. 

5)  Wiederherstellung  der  durch  den  Krieg  ruinierten  jüdi- 
schen Wirtschaften. 

Für  die  Verwirklichung  der  obigen  Aufgabe  verlangt  die 
jüdische  Nationalversammlung  die  Zulassung  einer  Repräsen- 
tanz des  jüdischen  Volkes  zur  Friedenskonferenz  neben  den 
Vertretern  anderer  Nationen." 

Die  von  der  Nationalversammlung  erwählten  Delegierten 
sind:  Uissisehkin,  Achad-Haam,  Rabbiner  Ahronsohn,  Grusen- 
berg und  Kreinin.  Die  sozialistischen  Fraktionen  beteiligten 
sich  nicht  an  der  Wahl  der  Delegation. 


Die  Forderungen  der  Juden 
Ostgaliziens. 

Am  18.,  19.  und  20.  Dezember  1918  fand  in  Stanislau 
der  erste  jüdische  Nationalräte  tag  für  Ostgalizien  statt,  der 
von  den  jüdischen  Ortsnationalräten  der  von  den  Ukrainern 
beherrschten  Gebiete  Ostgaliziens  beschickt  war. 

Die  Zusammenkunft  fasste  folgende  Beschlüsse : 


43 

a)  Die  jüdischen  Forderungen  an  die 
Friedenskonferenz. 

a)  Der  Ostgalizische  Jüdische  Nationalrat  nimmt  für  das 
jüdische  Volk  das  Selbstbestimmungsrecht  voll  in  Anspruch 
und  \erlangt,  dass  die  bevorstehende  Weltfriedenskonferenz 
dem  jüdischen  Volke  die  Ausübung  dieses  Rechtes  voll  und 
ganz  sichert. 

b)  Demzufolge  verlangt  der  Ostgalizische  Jüdische  Na- 
tionalrat im  Interesse  des  jüd.  Volkes  die  sofortige  entspre- 
chende Beteiligung  der  Juden  an  der  Verwaltung  des  Landes. 

c)  Im  nationalen  Streite  zwischen  beiden  das  Land  be- 
wohnenden slawischen  Völkern  wahrt  das  jüdische  Volk  nach 
wie  vor  volle  Neutralität. 

d)  Des  weiteren  beschliesst  der  Ostgalizische  Jüdische 
Nationalrat,  Vertreter  Ostgaliziens  zur  Weltfriedenskonferenz 
zu  entsenden  und  denselben  folgende  allgemeine  Direktiven 
zu  erteilen  : 

I)  Die  Vertreter  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Dele- 
gierten der  Juden  aller  Länder  sich  zusammenschliessen,  ge- 
meinsam auftreten  und  gemeinsam  handeln. 

II)  Die  Vertreter  der  Juden  Ostgaliziens  haben  die  Palä- 
stina-Forderungen der  Weltjudenschaft,  wie  sie  die  zionistische 
Weltorganisation  durch  ihre  Delegierten  vertreten  wird,  tat- 
kräftig zu  unterstützen. 

III)  Die  Vertreter  der  Juden  Ostgaliziens  haben  weiter 
für  die  Forderungen  der  Juden  aller  Länder  und  insbesondere 
der  Nachbarländer:  Polen,  Rumänien,  Russland  und  Ungarn 
mit  allem  Nachdruck  einzutreten. 

IV)  Die  Vertreter  der  Juden  Ostgaliziens  haben  eine  n  a- 
tionalpersonale  Autonomie  auf  'breitester  demokra- 
tischer Basis  in  vollem  Ausmasse  für  die  Juden  im  Rahmen 
ihrer  staatlichen  Zugehörigkeit  zu  erwirken,  unter  Anwendung 
desselben  Grundsatzes  auch  auf  die  neuentstehenden  Staaten. 

V)  In  Bezug  auf  die  politische  Gestaltung  des  Landes 
hat  der  Vollzugsausschuss  des  Ostgalizischen  Jüdischen  Natio- 
nalrates nach  Fühlungnahme  mit  den  massgebenden  Faktoren 
den  Delegierten  die  nötigen  Direktiven  zu  erteilen. 

VI)  Die  Vertreter  haben  sich  für  die  Schaffung  eines  all- 
gemeinen Völkerbundes  einzusetzen  und  die  Aufnahme 
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der    Juden    als    gleichberechtigtes    Volksmit- 
glied in  diesen  Bund  zu  erwirken. 

VII)  Die  Vertreter  haben  die  Schaffung  eines  inter- 
nationalen Tribunals  zu  fordern  und  demselben  sich 
souverän  anzuschliessen ,  welchem  Tribunal  die  Wahrung  der 
Beschlüsse  der  Eriedensweltkonferenz  und  insbesondere  die 
Sicherung  der  restlosen  Durchführung  der  Beschlüsse  zu  oblie- 
gen hätte. 

VIII)  Die  Vertreter  haben  sich  für  die  internatio- 
nale Haftbarmachung  derjenigen  Staaten  und  ihrer 
verantwortlichen  Regierungen  einzusetzen,  welche  wirtschaft- 
lichen Boykott  und  Gewalttätigkeiten  (Po- 
grome) gegen  nationale  Minderheiten  dulden,  resp.  densel- 
ben nicht  mit  aller  Autorität  entgegentreten  —  unter  sofortiger 
Anwendung  dieser  Grundsätze  auch  auf  die  ganze  abgelaufene 
Kriegszeil . 

IX)  Die  Vertreter  der  Juden  Ostgaliziens  haben  weiter 
die  Wiedergutmachung  sämtlicher  seitens  der  Juden  erlitte- 
nen Kriegsschäden  in  welcher  Form  immer  zu  fordern 
und  den  raschen  Wiederaufbau  der  zerstörten  Wohnstätten 
und  wirtschaftlichen  Existenzen  auf  Kosten  der  Allgemeinheit 
zu  verlangen  und  durchzusetzen. 

e)  Inbezug  auf  die  innerstaatliche  Politik  sind  die  Lei- 
sätze  sub  d)  sinngemäss  anzuwenden. 


b)  Die  jüdische  Autonomie. 

(Vom  Permanenz-Ausschuss  des  Nationalratstages  vor- 
geschlagene Thesen,  die  mit  geringen  Abänderungen  vom 
Plenum  angenommen  wurden.)*) 

1)  Die  Grundlage  der  Organisation  des  jü- 
dischen Volkes  bilden  die  jüdischen  Volksge- 
meinden ,  welche  auch  die  Agenden,  Rechte  und  Pflichten 
der  bestehenden  Kultusgemeinden  zu  übernehmen  haben. 

2)  Die  jüdische  Volksgemeinde  ist  die  öffentlich-recht- 
liche Vereinigung  aller  in  einer  oder  mehreren  Ortschaften 
wohnenden  Juden. 


*)  Die  Abänderungen  sind  uns  leider  nicht  bekannt. 
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3)  Der  Umfang  lind  der  Wirkungskreis  der  Volksgemein- 
den werden  durch  die  Nationalkammer  bestimmt. 

4)  Die  Nationalkammer  geht  aus  allgemeinen,  di- 
rekten, gleichen,  geheimen  und  proportionellen  Wahlen  der 
jüdischen  Bevölkerung  ohne  Unterschied  des  Geschlechts 
hervor. 

Alle  in  das  Landesparlament  gewählten  jüdischen  Abge- 
ordneten haben  Sitz  und  Stimmrecht  in  der  Kammer. 

5)  Die  Nationalkammer  ist  die  aus- 
schliessliche Repräsentanz  der  Juden,  ver- 
tritt die  Juden  in  politischer  Beziehung  und  hat  die  Steuer- 
hoheit. 

6)  In  die  Kompetenz  der  Kammer  fallen  insbesondere  die 
autonome  Regelung  der  national-politischen,  konfessionellen, 
kulturellen  Angelegenheiten,  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Sonderinteressen  der  Juden,  wie  auch  die  Bestellung  der  Voll- 
zugsorgane. 

7)  Die  Regelung  des  jüdischen  Schulwesens  wird  einem 
speziellen  Schulgesetze  vorbehalten,  wobei  die  Benützung  an- 
dersnationaler Schulen  unter  Wahrung  der  Reziprozität  den 
Juden  gesichert  wird. 

8)  Das  Organ  der  Nationalkammer  ist  der  Nationalrat 
(Nationalausschuss) ,  aus  dessen  Mitte  zur  Wahrung  der  jüdi- 
schen Interessen  Mitglieder  mit  Sitz  und  Stimme  in  die  Staats- 
regierung zu  designieren  sind. 

9)  Die  Wahlen  in  alle  mit  anderen  Nationalitäten  gemein- 
samen Korporationen  erfolgen  auf  Grund  der  National- 
kataster. 

10)  Die  von  der  Nationalkammer  zu  bestimmende  N  a- 
tionalsprache  der  Juden  wird  zu  einer  Landes- 
sprache erhoben.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  wird  die  jüdi- 
sche Sprache  als  Landessprache  betrachtet. 

Alle  gesetzlichen  Beschränkungen  inbezug  auf  die  jüdische 
und  hebräische  Sprache,  sowie  auch  auf  die  Schriftzeichen  sind 
aufzuheben. 

11)  In  sämtlichen  öffentlichen  Aemtern  und  Institutionen 
müssen  jüdische  Funktionäre  der  Zahl  und  Stellung  nach  ent- 
sprechend vertreten  sein. 

12)  Die  Bestätigung  obiger  Thesen  bleibt  der  einzuberu- 
fenden jüdischen  Konstituante  vorbehalten. 
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Denkschrift  des  jüdischen  Natio- 
ralrates  an  den  deutsch -öster- 
reichischen Staat 

(Aufang  November  1918). 

Zur  Vertretung  der  Interessen  des  jüdischen  Volkes  haben 
sich  in  allen  Gebieten  des  ehemaligen  österreichischen  Staates 
jüdische  Nationalräte  gebildet.  Die  Konstituierung  des  jüdi- 
schen Nationalrates  für  den  deutsch-österreichischen  Staat  hat 
am  4.  November  a.  c.  stattgefunden. 

Der  jüdische  Nationalrat  für  Deutsch-Oesterreich  als  Ver- 
treter der  in  diesem  Staat  als  Minderheit  lebenden  jüdischen 
Nation  begrüsst  die  Schaffung  des  freien  Volksstaates  Deutsch- 
Oesterreich  und  gibt  seiner  Ueberzeugung  Ausdruck,  dass  die- 
sem freien  Staate  eine  segensreiche  Entwicklung  bestimmt  ist, 
die  durch  einträchtiges  Zusammenwirken  aller  seiner  Bürger 
bewirkt  wird.  Die  Staatsbürger  jüdischer  Nationalität  werden 
bestrebt  sein,  alle  ihre  produktiven  Kräfte  in  den  Dienst  dieses 
freien  Staates  zu  stellen. 

Das  jüdische  Volk,  das  bisher  überall  eine  unterdrückte 
Minderheit  bildete,  dessen  primitivste  nationale  Eechte  nicht 
geachtet  wurden,  und  dem  infolge  des  Mangels  an  einer 
öffentlich  anerkannten  nationalen  Organisation  die  Möglich- 
keit fehlte,  sein  nationales  Leben  selbständig  und  unter 
eigener  Verantwortung  zu  regeln,  hofft  in  dem  neuen  freien 
Volksstaat  auch  die  Möglichkeit  „einer  freien  Entfaltung  zu 
finden.  Der  jüdische  Nationalrat  als  Vertreter  der  Interessen 
des  jüdischen  Volkes  erbietet  sich,  der  Regierung  Vorschläge 
zu  machen,  in  welcher  Weise  ein  reibungsloses  und  freund- 
schaftliches Zusammenleben  der  deutschen  und  jüdischen  Be- 
völkerung in  diesem  Staate  zu  bewerkstelligen  wäre.  An 
einem  solchen  friedlichen  Zusammenleben  ist  nicht  nur  das 
jüdische  Volk,  das  unter  der  bisherigen  Unterdrückung  und 
nationalen  Entrechtung  masslos  gelitten  hat,  sondern  auch 
der  deutsch-österreichische  Staat  interessiert,  denn  das  bis- 
herige Verhalten  des  früheren  Zwangsstaates  gegenüber  der 
jüdischen  Bevölkerung,  insbesondere  die  auf  der  ganzen  Welt 


47 

bekanntgewordenen  Zurücksetzungen  und  die  feindseligen 
Kundgebungen  gegen  die  Juden,  haben  nicht  zur  Hebung  des 
Ansehens  des  Staates  beigetragen. 

In  der  Demokratie  des  deutsch-österreichischen  Staates 
soll  das  anders  werden.  Im  Laufe  des  Krieges  ist  bei  allen 
Demokratien  der  Welt  die  Ueberzeugung  zum  Durchbruch 
gekommen,  dass  die  Judenfrage  nur  durch  die  Anerkennung 
der  Juden  als  Nation,  für  welche  das  allen  Völkern  zu- 
gebilligte 

Selbstbestimmungsrecht 
ebenfalls  gelten  muss,  zu  lösen  ist.  Der  Geschäftsträger  der 
zionistischen  Organisation  in  Kopenhagen  ist  von  der  eng- 
lischen Botschaft  aufgefordert  worden,  sich  über  den  Beitritt 
des  jüdischen  Volkes  zu  dem  geplanten  Völkerbund  zu  äus- 
sern. Präsident  Wilson  und  seine  Alliierten  haben  zugesagt, 
die  von  den  Vertretern  des  jüdischen  Volkes  aufgestellte  For- 
derung nach  einer 

nationalen  Heimstätte  in  Palästina 
mit  allen  Kräften  zu  unterstützen.  Insbesondere  hat  der  gross- 
britannische Minister  des  Aeusseren  Mr.  Balfour  in  einem 
Schreiben  an  Lord  Rothschild  erklärt,  dass  die  englische  Re- 
gierung bereit  ist,  diesen  Plan  zu  unterstützen.  Seitens  der 
genannten  Mächte  wurde  auch  der  Auffassung  Ausdruck  ge- 
geben, dass  das  jüdische  Volk  in  allen  Ländern,  wo  es  als 
Minderheit  lebt,  den  Anspruch  auf  Sicherung  seiner  natio- 
nalen Minderheitsrechte  hat.  Dieselbe  Stellung  hat  auch  das 
holländisch-skandinavische  Komitee  der  sozialdemokratischen 
Partei  in  seinem  Stockholmer  Friedensmanifest  eingenom- 
men, in  welchem  die  Erfüllung  der  nationalen  Forderungen 
des  jüdischen  Volkes  als  ein  Punkt  der  Friedensforderungen 
der  internationalen  Socialdemokratie  angeführt  wird. 

Durch  die  allgemeine  Anerkennung  des  Selbstbestimmungs- 
rechtes der  Nationen  und  dessen  Garantie  durch  den  Völker- 
bund ist  gleichzeitig  eingeräumt,  dass  auch  die  jüdische  Frage 
—  unbeschadet  des  Umstandes,  dass  die  Juden  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  als  Staatsbürger  leben,  —  internationalen 
Charakter  hat  und  der  Kontrolle  der  Völkergemeinschaft  un- 
terworfen ist.  Zur  Wahrung  seiner  Rechte  hat  das  jüdische 
Volk  daher  den  Anspruch  auf  eine  Vertretung  beim  Friedens- 
kongresse erhoben,  der  zweifellos  Erfüllung  finden  wird. 
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Unsere  Forderungen. 
I. 

Demgemäss  fordert  der  jüdische  Nationalrat  für  Deutsch- 
Oesterreich  von  der  Regierung  des  deutsch-österreichischen 
Staates 

Anerkennung  der  jüdischen  Nation  und  Ge- 
währleistung des  freien  Bekenntnisses  zu  derselben  im  deutsch- 
österreichischen  Staate. 

Der  jüdische  Nationalrat  gibt  seiner  Ueberzeugung  Aus- 
druck, dass  der  auf  den  Grundsätzen  der  Demokratie  und 
Freiheit  errichtete  deutsch-österreichische  Staat,  der  das 
Selbstbestimmungsrecht  der  Völker  anerkannt  hat,  seinen 
jüdischen  Bürgern  dieses  primitive  Recht  nicht  verweigern 
kann.  Es  kann  nicht  in  den  Intentionen  des  Staates  liegen, 
dass  den  freien  Bürgern  ein  Gewissenszwang  auferlegt  werde. 

II. 

Der  jüdische  Nationalrat  verlangt  ferner  für  das  jüdische 
Volk  in  Deutsch-Oesterreich  gewisse  Minderheitsrechte,  die 
dem  besonderen  Charakter  und  der  eigentümlichen  Lage 
dieses  Volkes  angepasst  sind.  Darum  fordern  wir 

die  Selbstverwaltung  in  allen  Angelegenheiten , 
welche  die  jüdische  Nation  allein  angehen,  insbesondere  die 
Selbstverwaltung  in  allen  kulturellen  Angelegenheiten  ein- 
schliesslich des  Erziehungswesens. 

Zur  Ausübung  dieser  Selbstverwaltung  sollen  alle  Juden 
in  den  Orten,  in  denen  sie  in  genügender  Zahl  leben,  eine 

Jüdische  Volksgemeinde 
bilden,  die  zur  Führung  der  Geschäfte  auf  Grund  des  all- 
gemeinen, gleichen,  direkten  und  geheimen  Wahlrechtes 
aller  vollberechtigten  männlichen  und  weiblichen  Personen 
einen  Gemeindevorstand  wählt.  Vereinzelt  lebende  Juden 
werden  zu  einer  Gemeinde  zusammengefasst,  deren  Leitung 
die  oberste  Behörde  für  die  jüdischen  Volksangelegenheiten  im 
Staate  bildet. 

Der  Kompetenzkreis  der  Gemeinden  wäre  im  Einzelnen 
bei  ihrer  Errichtung  noch  im  gemeinsamen  Einvernehmen 
festzusetzen,  worüber  der  jüdische  Nationalrat  Vorschläge  zu 
erstatten  sich  vorbehält.  Die  jüdische  Volksgemeinde  ist  das 
einzige  staatliche  Organ  in  jüdischen  Angelegenheiten.     Ihr 
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obliegt  es  daher  die  aus  diser  gesetzlichen  Neuordnung  sich 
ergebenden  Fragen  der*  bisherigen  Kultusgemeinden  zu  ord- 
nen. Ferner  besorgt  die  Volksgemeinde  die  Verwaltung  der 
kulturellen  Angelegenheiten  und  des  Erziehungswesens.  Das 
ist  so  zu  verstehen,  dass  die  Volksgemeinden  das  Erecht  erhal- 
ten sollen,  Schulen,  Erziehungs-  und  Bildungsanstalten  zu  er- 
richten, deren  Kosten,  soweit  sie  das  allgemeine  Schulbudget 
entlasten,  durch  Ueberweisung  des  entfallenden  Anteiles  aus 
den  territorialen  Mitteln  an  die  Gemeinde  zu  decken  sind. 
Insolange  die  jüdische  Gemeinde  noch  nicht  in  der  Lage  ist, 
alle  Schüler  in  eigenen  Schulen  unterzubringen,  bleibt  den 
Schülern  das  Recht  gewährt,  die  öffentlichen  Schulen  ohne 
Einschränkung  zu  besuchen.  Ueberhaupt  ist  für  die  Errich- 
tung dieser  vorgesehenen  Institutionen  eine  Uebergangszeit 
erforderlich,  für  die  die  Grundsätze  einverständlich  fest- 
zusetzen sind. 

Die  Mittel  für  die  der  jüdischen  Gemeinschaft  dienenden 
Institutionen  sind  durch  die  Verleihung  eines  Besteuerungs- 
rechtes an  die  jüdischen  Gemeinden  über  die  Gemeinde- 
mitglieder zu  beschaffen. 

III. 

Der  jüdische  Nationalrat  verlangt  ferner  für  das  jüdische 
Volk  absolute  und  uneingeschränkte  bürgerliche  Gleich- 
berechtigung, ungehemmte  Freizügigkeit  und  Zulassung 
zu  allen  öffentlichen  Diensten  und  Aemtern  für  alle  seine  Mit- 
glieder ungeachtet  ihrer  Volkszugehörigkeit. 

IV. 

Ferner  fordert  der  Nationalrat  für  das  jüdische  Volk  die 
Sicherung  einer  entsprechenden  Vertretung  in  den  terri- 
torialen Repräsentativkörpern  und  Behörden. 

Da  das  jüdische  Volk  nicht  geschlossen  auf  einem  Ter- 
ritorium, sondern  zerstreut  unter  der  übrigen  Bevölkerung 
lebt,  hat  es  alle  jene  Angelegenheiten  und  Tätigkeitszweige, 
deren  Ausübung  an  ein  Territorium  geknüpft  ist,  mit  der 
anderen  Bevölkerung  gemeinsam.  Es  muss  daher  in  den  ver- 
fassunggebenden, gesetzgebenden  und  verwaltenden  Körper- 
schaften zum  Schutze  seiner  Angehörigen  und  zum  Schutze 
seiner  nationalen  Rechte  vertreten  sein.  Auf  welchem  Wege 
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diese  Sicherung  im  Rahmen  der  Staatsverfassung  zu  bewirken 
ist,  bleibt  einer  späteren  Vereinbarung  vorbehalten. 

Der  jüdische  Nationalrat  als  Vertreter  des  jüdischen 
Volkes  in  Deutsch-Oesterreich  erklärt,  dass  die  Juden  gute 
Bürger  dieses  Staates  sein  wollen.  Da  sie  als  ein  Teil  des 
gesamten  jüdischen  Volkes  sprechen,  dessen  Gruppen  in  allen 
Staaten  und  unter  allen  Völkern  leben,  glauben  sie  besonders 
geeignet  zu  sein,  ein  Element  der  Annäherung  der  Völker  zu 
bilden,  sowohl  in  den  kommenden  Zeiten  des  Friedens,  als 
auch  bei  der  Wiederherstellung  der  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Verbindungen  zwischen  den  bisher  feindlichen  Völkern. 

Bei  der  Bedeutung,  die  der  öffentlichen  Meinung  in  der 
heutigen  demokratischen  Welt  zukommt,  würde  diese  Funk- 
tion jedoch  erheblich  gefährdet  werden,  wenn  durch  das  Ver- 
halten der  Bevölkerung  dieses  Staates  der  Anschein  erweckt 
würde,  dass  hier  eine  ungerechte  Behandlung  des  jüdischen 
Volkes,  Verhetzungen  gegen  die  Juden  oder  ihre  Zurück- 
setzung geduldet  werden. 

Der  jüdische  Nationalrat  gibt  seiner  Ueberzeugung  Aus- 
druck, dass  die  deutsch-österreichische  Regierung  die  An- 
schauung teilen  wird,  dass  nur  ein  friedliches,  von  gegen- 
seitigem Misstrauen  und  Uebelwollen  freies  Verhältnis 
zwischen  allen  Bevölkerungsteilen  eine  gedeihliche  Entwick- 
lung des  Staatswesens  verbürgt,  die  im  Stande  ist,  die  schwe- 
ren Wunden,  die  der  Krieg  geschlagen  hat,  zu  heilen  und  ein 
Emporblühen  des  gemeinsamen  Vaterlandes  herbeizuführen. 

Das  Präsidium 
des  jüdischen  Nationalrates  für  den 
deutsch-österreichischen  Staat. 


51 

Denkschrift  des  Jüdischen  Natio- 
nalrates in  Prag  an  die  Regie- 
rung des  tschecho-slovakischen 

Staates. 

Die  nationalbewusste  Judenschaft  des  tschechischen  Staa- 
tes hat,  mit  Rücksicht  auf  die  von  der  ganzen  Welt  angenom- 
menen Grundsätze  des  Präsidenten  Wilson, 

einen  jüdischen  Nationalrat 

errichtet,  der  sich  gestattet,  dem  Narodni  Vybor  des  tschecho- 
slowakischen Staates  das  folgende  Memorandum  zu  überrei- 
chen, in  dem  er  seine  Anschauungen  und  Forderungen  in 
Kürze  mitteilt. 

Mit  dem  Sieg  der  Idee  von  der  Selbstbestimmung  der  Völ- 
ker wurden  auch  die  gerechten,  geschichtlichen  Ansprüche  der 
Juden  verwirklicht. 

Für  die  englische  Regierung  hat  am  2.  November  1917 
der  Minister  des  Aeusseren  Balfour  erklärt,  dass  er  die 
Juden  als  Nation  betrachtet  und  dass  er  ihre  auf  Errichtung 
einer  nationalen  Heimstätte  in  Palästina  gerichteten  Bestre- 
bungen unterstützen  wird,  ohne  dass  hierdurch  die  staats- 
bürgerlichen Rechte  der  Juden  in  ihren  bisherigen  Wohnsitzen 
verkürzt  werden  dürften. 

Dieser  Erklärung  haben  sich  durch  eine  Kundgebung  des 
Ministers  Pichon  die  französische  Regierung,  dann  Präsi- 
dent Wilson,  die  italienische,  die  serbische  und 
die  griechische  Regierung,  sowie  die  Londoner  So- 
zialistenkonferenz angeschlossen. 

Das 

jüdische  Zentrum  in  Palästina 

ist  begründet.  Da  jedoch  Palästina  breite  Schichten  des  jüdi- 
schen Volkes  erst  im  Laufe  der  fortschreitenden  Kolonisation 
des  Landes  und  im  Gefolge  der  beruflichen  Gliederung  seiner 
jüdischen  Bevölkerung  aufnehmen  wird,  und  da  auch  Palä- 
stina nach  den  gegenwärtigen  Berechnungen  im  besten  Falle 
nach   langjähriger  Entwicklung  höchstens  etwa  4   Millionen 
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Bewohner  aufzunehmen  vermag,  werden  grosso  Teile  dos  14 
Millionen-  Volkos  auch  weiterhin  in  ihren  gegenwärtigen 
Wohnsitzen  als  nationale  Minderheiten  siedeln.  Dieses 
Schicksal  teilt  das  jüdische  Volk  mit  anderen  Nationen.  Wir 
erinnern  an  die  in  Amerika  lebenden  Tschechen,  die  auch  nach 
Begründung  des  tschechoslowakischen  Staates  amerikanische 
Bürger  mit  vollem  Bürgerrocht  bleiben  werden. 

Nationen,  die  auf  Grund  des  Selbstbestimmungsrechtes 
eben  ihre  Freiheit  errungen  haben,  werden  sicher  bestrebt 
sein,  die  Ausübung  dieses  Rechtes  auch  den  unter  ihnen  leben- 
den Juden,  als  einer  Minderheitsnation,  zu  erleichtern. 

Wir  Nationaljuden  geben  zu,  dass  einzelne  Juden  sich 
dem  tschechischen  oder  deutschen  Volk  so  vollständig  ange- 
schlossen haben,  dass  sie  imstande  sind,  sich  an  dem  inneren 
Leben  der  betreffenden  Völker  zu  beteiligen.  Wir  bekämpfen 
diese  Einzelnen,  die  sich  derart  assimiliert  haben,  nicht,  denn 
wir  achten  jede  wahrhafte  Ueberzeugung.  Wir  bekämpften 
und  bekämpfen  nur 

eine  fluktuierende,  unaufrichtige 
Assimilation, 
an  der  nicht  dem  unglücklichen  jüdischen  Volk  die  Haupt- 
schuld zuzuschreiben  ist,  vielmehr  dessen  Zersplitterung  und 
auch  dem  Umstand,  dass  die  österreichische  Regierung  (be- 
sonders unter  magyarischem  Einfiuss)  sich  stets  der  Anerken- 
nung der  Juden  als  Nationalität  entgegengestellt  hat.  Die 
österreichischen  und  ungarischen  Regierungen  versuchten 
stets,  die  Juden  zu  Werkzeugen  der  Unterdrückung  kleiner 
Völker  zu  missbrauchen,  wogegen  wir  Zionisten  immer  nach- 
drücklich protestiert  haben.  Der  Jüdische  Nationalrat  sieht 
die  Gesundung  der  innerpolitischen  Verhältnisse  und  die  Her- 
beiführung klarer  und  offener  Beziehungen  zwischen  dem  jüdi- 
schen und  tschechischen  Volk  als  das  erste  Ziel  seines  Stre- 
bens  an.  An  der  Erreichung  dieses  Zieles  hat  das  tschechische 
Volk  ein  gleiches  Interesse  wie  das  jüdische;  denn  der  neue 
tschechische  Staat  bedarf  zu  seiner  freien  Entwicklung,  wie 
sie  unser  aller  Wunsch  ist,  der  Ruhe  im  Innern,  und  die  Ach- 
tung, die  sich  die  tschechische  Demokratie  durch  eine  ge- 
rechte Lösung  der  Judenfrage  bei  allen  Völkern  erwerben 
wird,  wird  auch  die  internationale  Bedeutung  des  tschechi- 
schen Staates  erhöhen. 
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Mit  Rücksicht  auf  dies  alles  fordern  wir: 
1.  Anerkennung  der  jüdischen  Nationalität 
und  die  Freiheit,  sich  zu  ihr  im  tschechischen  Staate  zu  be- 
kennen. Niemand  soll  gezwungen  werden,  sich  zur  jüdischen 
Nationalität  zu  bekennen,  aber  niemandem,  der  sich  zu  ihr  be- 
kennen will,  darf  dies  offiziell  oder  inoffiziell  gewehrt  werden. 

2.  Volle  bürgerliche   und  öffentlich-recht- 

liche Gleichberechtigung 
der  Juden  mit  der  übrigen  Bevölkerung. 

3.  Die  nationalen  Minderheitsrechte 

der  Juden  beziehen  sich  allerdings  nicht  auf  jene  Forderungen , 
die  ihnen  gemeinsam  mit  der  übrigen  Bevölkerung  sind.  In 
dieser  Richtung  sind  unsere  Bedürfnisse  iden- 
tisch mit  den  Interessen  der  übrigen  Bürger. 
Eine  Sonderstellung  der  Juden  in  Dingen  der  Landesverteidi- 
gung, der  Staatspolitik,  des  Rechtswesens,  des  Staatsdienstes, 
des  gewerblichen  oder  beruflichen  Lebens  würde  uns  als  ein 
Versuch  erscheinen,  das  alte  Ghetto  wiederzuerrichten ,  den 
wir  als  ein  Erbe  des  Mittelalters  mit  allen  Mitteln  bekämpfen 
würden.  Wir  sagen  dies  nur  um  der  Vollständigkeit  willen, 
in  der  vollen  und  freudigen  Ueberzeugung ,  dass  es  zu  solchen 
Versuchen  nicht  kommen  wird. 

Wir  fordern 

kulturelle  Selbstverwaltung 
in  innerjüdischen  Fragen,  zu  denen  vor  allem  die  jüdische 
Erziehung,  die  Pflege  der  hebräischen  Sprache  und  unserer 
Beziehungen  zu  unserem  Zentrum  in  Palästina  sowie  auch 
die  Arbeit  der  jüdischen  Gemeinden  in  Fragen  der  sozialen 
Fürsorge  gezählt  werden  müssen.  Dort,  wo  dies  die  Verhält- 
nisse ermöglichen,  sollen  auf  modernen  (keineswegs  konfes- 
sionellen) Grundlagen  jüdische  Volks-  und  Mittel- 
schulen errichtet  oder  Schulen  einer  anderen  Nationalität 
in  jüdische  Schulen  umgewandelt  werden.  Der  Entwurf  eines 
solchen  Schulplanes  wird  von  uns  demnächst  vorgelegt 
werden. 

Was  unsere  Minderheitsrechte  anlangt,  erklären  wir  als 
unsere  Forderungen  : 

a)    Die  Demokratisierung   der   gegenwärti- 
gen Kultusgemeinden.     (Gesetz  vom  21.  März  1890. 
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Nr.  57  R.  G.  Bl.)  Das  bisherige  Klassenwahlrecht  soll  auf- 
gehoben und  in  der  Gemeindeordnung,  deren  Entwurf  wir  uns 
noch  vorzulegen  gestatten  werden  und  die  den  besonderen 
mährischen  Verhältnissen  Rechnung  tragen  wird,  soll  das  all- 
gemeine, gleiche,  direkte  und  geheime  Wahlrecht  zum  G-esetz 
für  die  jüdische  Gemeinde  erhoben  werden,  deren  Arbeit  vor 
allem  nationalkulturell  sein  wird.  Mit  der  Kundmachung  eines 
derartigen  Gesetzes,  das  voll  dem  Geist  der  neuen  staatlichen 
Ordnung  entspricht,  wird  die  tschechische  Regierung  sich  in 
höchstem  Masse  um  die  Gesundung  der  Verhältnisse  verdient 
machen. 

b)  Zugleich  ist  es  notwendig,  dass  die  Kompetenz 
der  jüdischen  Gemeinden  in  der  oben  bezeichneten 
Richtung  erweitert  und  ihr  das  Recht  zuerkannt  wird, 
ihren  Angehörigen  Steuern  vorzuschreiben. 

c)  Alle  auf  Grund  des  allgemeinen  Wahlrechts  errichte- 
ten jüdischen  Gemeinden  sollen  eine  gemeinsame  Ver- 
tretung mit  dem  Sitze  in  Prag  wählen. 

d)  Insofern  kulturelle  Bestrebungen  mit  staatlichen  Fi- 
nanzmitteln unterstützt  werden,  soll  auch  den  jüdischen  Kul- 
turinstitutionen in  angemessener  Weise  Rechnung  getragen 
werden. 

Wir  haben  oben  im  allgemeinen  angedeutet,  wozu  uns 
unser  nationales  Gewissen  und  der  Ernst  des  geschichtlichen 
Augenblicks  drängen.  Wir  hoffen  und  sind  davon  überzeugt, 
dass  unsere  Forderungen  von  den  berufenen  Vertretern  des 
tschechischen  Volkes  mit  gleicher  Offenheit,  mit  gleich  gutem 
Willen  und  Vertrauen  werden  geprüft  werden,  als  wir  sie  vor- 
tragen. 

Mit  derselben  Offenheit  gestatten  wir  uns  auf 
den  vergiftenden  Einfluss  des  wachsenden 

Antisemitismus 
aufmerksam  zu  machen.  Wir  tun  dies  umso  mehr,  als  trotz 
der  Warnungen  einzelner  Führer  und  anderer  hervorragender 
Persönlichkeiten  des  tschechischen  Volkes  diese  kulturlose  Be- 
wegung im  Volke  verbreitet  wird.  Obwohl  wir  nicht  bezwei- 
feln, dass  die  berufenen  Faktoren  des  tschechischen  Volkes 
imstande  sein  werden,  im  entscheidenden  Augenblick  den 
Gang  der  Ereignisse  zu  bestimmen,  betrachten  wir  es  als 
unsere  Pflicht,   darauf  aufmerksam  zu  machen,   dass  es  zu 
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Begebenheiten  kommen  könnte,  denen  ebenso,  wie  im 
Sinne  der  Humanität,  im  Interesse  der  tsche- 
chischen Demokratie  vorgebeugt  werden 
m  u  s  s.  In  dieser  Angelegenheit  sehen  wir  als  einziges  Mittel 
an,  dass  die  Führer  des  tschechischen  Volkes  wie  auch  die 
tschechische  Presse  zurzeit  die  breiten  Schichten  des  Volkes 
darüber  belehren,  dass  es  nötig  ist,  die  Beziehungen  zwischen 
dem  tschechischen  und  dem  jüdischen  Volk  im  Wege  der 
Verständigung,  keineswegs  aber  gewaltsam,  zu  regeln.  Ins- 
besondere wird  es  nötig  sein,  der  Vorstellung  entgegenzutre- 
ten, als  wäre  mit  der  Errichtung  des  tschechoslowakischen 
Staates  die  Vertreibung  der  Juden  oder  eine  Beschränkung 
ihrer  bürgerlichen  Hechte  verbunden. 

Als  die  einzige  Art,  die  unserer  nationalen  Ehre  ent- 
sprechen und  gleichzeitig  das  tätige  Eingreifen  antisemitischer 
Elemente  in  die  ruhige  Entwicklung  des  gegenseitigen  Ver- 
hältnisses beschränken  würde,  sehen  wir  eine  offizielle  Kund- 
gebung des  löblichen  Narodni  Vybor  an,  mit  der  dieser  unsere 
folgenden  Forderungen  annehmen  würde  : 

1.  Anerkennung  der  jüdischen  Nationali- 
tät und  Freiheit  des  Bekenntnisses  zu  ihr, 

2.  volle  bürgerliche  Gleichberechtigung 
der  Juden  und 

3.  nationale  Minderheitsrechte  für  das 
jüdische  Volk,  Demokratisierung  und  Ver- 
einigung der  jüdischen  Gemeinden. 

Wir.  bitten,  der  löbliche  „Närodni  Vybor" 
möge  unserem  Wunsche  entsprechen. 

Gleichzeitig  gestatten  wir  uns  mitzuteilen,  dass  wir  eine 
Abschrift  dieses  Memorandums  der  Zentrale  der  Zionistischen 
Weltorganisation  in  Kopenhagen  mit  dem  Ersuchen  zu- 
gesendet haben,  darüber  die  tschechoslowakische  National- 
regierung in  Paris  zu  unterrichten. 

Mit  grösster  Hochachtung 

Der   jüdische   Nationalrat. 

Dr.  Ludwig  Singer  m.  p., 

Obmann. 

1.  Obmann- Stellvertreter.  2.  Obmann- Stellvertreter. 

Karl  Fischel  m.  p.  Dr.  Max  Brod  m.  p. 

Prag,  den  28.  Oktober  1918. 
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Die    Forderungen    der    Landes- 
verbände der  jüdischen  Gemein- 
den Mährens  und  Österreichisch- 
Schlesiens. 

(Resolution,  angenommen  von  der  am  30.  Oktober  1918  statt- 
gehabten Generalversammlung  des  Landesverbandes  der  israe- 
litischen Kultusgemeinden  Mährens.) 
„Als  Angehörige  eines,  eine  untrennbare  Einheit  bilden- 
den 14  Millionen-Volkes  verlangen  die  Juden  vom  Friedens- 
kongress,  zu  dem  ihre  Vertreter  zuzuziehen  sind : 

1)  Die  Anerkennung  als  Nation  und  demgemäss  die  Zu- 
erkennung  aller  Rechte,  die  den  einzelnen  Nationen  zustehen, 
in  deren  Mitte  sie  leben,  ferner  als  Staatsbürger  jener  Staaten, 
in  welchen  sie  wohnen,  die  volle  und  politische  Gleichberech- 
tigung ohne  Rücksicht  auf  ihre  Umgangssprache ;  der  Verband 
spricht  gleichzeitig  aus,  dass  die  jüdische  Glaubensgemein- 
schaft nach  wie  vor  alle  Juden  ohne  Unterschied  der  Um- 
gangssprache umfasst. 

2)  Die  Errichtung  einer  nationalen  Heimstätte  für  das 
jüdische  Volk  in  Palästina,  Gewährung  weitgehender  Rechte 
zum  Aufbau  eines  jüdischen  Gemeinwesens  daselbst  unter 
eigener  Verantwortlichkeit  und  internationaler  Garantie." 

Auch  der  Antrag,  sich  bei  der  Bildung  des  Jüdischen  Na- 
tionalrats zu  beteiligen,  wurde  angenommen  und  das  Landes- 
verbandspräsidium in  Mährißch-Ostrau  beauftragt,  sich  dies- 
bezüglich mit  der  zionistischen  Organisation  in  Verbindung 
zu  setzen. 


Am  10.  November  1918  fasste  der  Landesverband  der 
israelitischen  Gemeinden  Schlesiens  eine  Resolution,  die  wört- 
lich mit  der  mährischen  übereinstimmt. 
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Die  Forderungen  des  Jüdischen 
Nationalrates  in  der  Bukowina. 

Am  14.  Oktober  1918  fand  in  Czernowitz  eine  Konferenz 
der  Vertreter  sämtlicher  jüdischer  Parteien  der  Bukowina 
statt.  Nach  ausführlicher  Aussprache  wurde  vollständige  Eini- 
gung der  Parteien  erzielt  und  die  Gründung  eines  Jüdischen 
Nationalrates  für  die  Bukowina  beschlossen.  Die  Konferenz 
er  Hess  folgendes  Manifest  an  die  Juden  der  Bukowina : 

„An  das  jüdische  Volk ! 
Eine  neue  Ordnung  bereitet  sich  in  der  Welt  und  vor 
allem  in  Osteuropa  vor.  Alle  Völker  verlangen  das  Recht, 
ihre  Angelegenheiten  selbst  zu  bestimmen  und  sich  ein 
freies,  nationales  Leben  zu  sichern.  Wenn  alle  Nationen 
ihr  Haus  bestellen,  dürfen  die  Juden  nicht  müssig  bleiben. 
Jetzt  ist  die  Stunde,  in  der  auch  wir  unsere  nationalen 
Rechte  durchsetzen  müssen,  soll  die  Geschichte  nicht  über 
uns  hinweggehen." 

Es  folgen  die  Leitsätze,  denen  wir  folgendes  entnehmen  : 

„Die  Neuordnung  in  allen  Nationalitätenstaaten  hat  auf 
der  Grundlage  des  freien  Selbstbestimmungsrechtes  jeder  Na- 
tion zu  erfolgen.  Demgemäss  proklamiert  die  jüdi- 
sche Nation  ihr  Selbstbestimmungsrecht  und 
wird  ihre  Konstituierung  gemäss  der  Besonderheit  ihrer 
Siedlung  auf  der  Grundlage  des  Personalitätsprinzips  durch 
die  einzuberufende  Nationalversammlung,  deren  Aner- 
kennung als  jüdische  Konstituante  sie  fordert,  vor- 
nehmen." 

Es  folgen  die  Bestimmungen  über  die  jüdische  Konsti- 
tuante in  der  Bukowina,  das  Verhältnis  zu  den  Mehrheits- 
nationen und  die  ausserpolitischen  Forderungen.  Das  Mani- 
fest schliesst  mit  den  Worten : 

„Indem  wir  diese  Forderungen  erheben,  appellieren  wir 
an  die  Mehrheitsnationen,  mit  denen  wir  in  Frieden  und 
Freundschaft  leben  wollen,  unsere  Rechte  zu  achten  und  jene 
Vereinbarungen,  die  aus  der  gemeinsamen  Siedelung  notwen- 
dig werden,  im  Geiste  der  Versöhnlichkeit  zu  treffen.    Vor 
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allem  aber  rufen  wir  euch  auf,  ihr  sollt  die  Leitsätze  euch  zu 
eigen  machen,  sollt  in  Massenversammlungen  für  ihre  Durch- 
führung demonstrieren  und  dürft  nicht  ruhen,  bis  die  Forde- 
rungen sich  durchgesetzt  haben.  Lange  genug  waren  wir 
die  Enterbten  unter  den  Nationen,  Häftlinge  im  Ghetto  und 
Opfer  der  Pogrome,  gut  genug,  um  als  „andere"  Verstössen, 
verachtet  und  verfolgt  zu  werden,  jedoch  nicht  gut  genug, 
um  als  „andere"  auch  unser  Haus  selber  bestellen  zu  dürfen. 
Sogar  die  Nationalität  bestreitet  man  uns.  Wir  sind 
eine  Nation,  diejüdische  Nation,  und  als 
solche  erheben  wir  unsere  Forderung.  An 
euch  liegt  es,  wieviel  Kecht  und  Anerkennung  wir  erringen. 
Auf  denn  und  gelobet  alle,  die  Energie,  die  man  uns  Juden 
nachsagt,  in  den  Dienst  der  grossen  Sache  zu  stellen.  Auf 
zum  Kampf  für  das  Selbstbestimmungsrecht 
der  jüdischen  Nation  !" 

Gezeichnet  war  der  Aufruf :  Für  die  Jüdische  Landes- 
partei :  Eeichsratsabgeordneter  Dr.  Benno  Straucher,  Land- 
tagsabgeordneter Dr.  Max  Fokschaner,  Landtagsabgeordneter 
Dr.  Neumann  Wender,  Handelskammerpräsident  Wilhelm 
Tittinger,  Bernhard  Flemminger.  Für  die  Jüdische  sozialde- 
mokratische Landesorganisation :  Dr.  Jakob  Pistin  er,  Markus 
Kaswan,  Dr.  Berthold  Friedmann,  Wilhelm  Ippen,  Dr.  Mo- 
ritz Oberländer,  Nathan  Tropper.  Für  die  Zionistische  Lan- 
desorganisation:  Dr.  Mayer  Ebner,  Dr.  Benjamin  Fuchs,  Dr. 
Salomon  Kassner,  Dr.  Markus  Krämer,  Prof.  Israel  Schleier, 
Siegmund  Weissglas.  Für  die  Landesorganisation  der  Jüdi- 
schen Sozialistischen  Arbeiterpartei  Poale-Zion  :  Meier  Eos- 
ner, Leib  Buchbinder,  Feiwel  Sternberg,  Chaim  Lecker,  Je- 
huda  Steinmetz,  Hersch  Essner. 


Nationale  Forderungen 
ungarischer  Juden. 

Am  15.  Dezember  1918  fand  in  Temesvar  eine  Sitzung 
des  dortigen  jüdisch-nationalen  Bundes  unter  Teilnahme  der 
Vertreter  sowohl  der  Orthodoxen  wie  der  Neologen  und  der 
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Status  quo-Gemeinden  statt.  Die  Gemeinde  Vertreter  erklärten 
sämtlich,  an  der  Arbeit  des  jüdisch-nationalen  Bundes  teil- 
nehmen zu  wollen.  Das  Programm,  auf  das  sich  die  Teil- 
nehmer an  der  Temesvarer  Tagung  einigten,  lautet  folgender- 
massen  : 

1.  Die  Judenheit  Ungarns  konstituiert  sich  als  nationale 
Organisation  und  fordert  für  sich  die  Sicherung  der  nationalen 
Minderheitsrechte . 

2.  Zur  Sicherung  der  nationalen  Minderheitsrechte  muss 
ein  jüdisch-nationaler  Kataster  dienen.  Auf  Grund  dieses  na- 
tionalen Katasters  wünschen  die  Juden,  so  wie  die  übrigen 
Nationalitäten,  die  gesetzliche  Vertretung  im  Verhältnis  zu 
der  Seelenzahl  der  Juden  in  der  Gesetzgebung,  Regierung  und 
Verwaltung. 

3.  Ein  entsprechender  Teil  der  kulturellen  Ausgaben  des 
staatlichen  Budgets  ist  dem  jüdisch-nationalen  Bunde  aus- 
zufolgen, welcher  über  deren  Verwendung  im  autonomen 
Wirkungskreise  verfügt. 

4.  An  der  Spitze  des  jüdisch-nationalen  Bundes  steht 
eine  gewählte  Kommission,  welche  sich  als  einzige  politische 
Repräsentanz  des  Gesamtjudentums  des  Landes  betrachtet. 

5.  Der  jüdisch-nationale  Bund  wird  nach  einer  demokra- 
tischen, im  nationalen  Geiste  gehaltenen  Umgestaltung 
trachten. 

6.  Der  jüdisch-nationale  Bund  ist  allein  berufen,  in  allen 
das  jüdische  Volk  betreffenden  politischen,  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Fragen  zu  entscheiden ;  konfessionelle  Fragen 
und  kulturelle  Differenzen  gehören  nicht  in  den  Wirkungs- 
kreis des  jüdisch-nationalen  Bundes. 

7.  Der  jüdisch-nationale  Bund  macht  sich  die  Forderung 
des  Gesamtjudentums  zu  eigen,  dass  in  Palästina  eine  jüdisch- 
nationale Heimstätte  gegründet  werden. 


Die  Juden  in  Polen. 

Die  politischen  Bestrebungen  der  Juden  in  Polen,  die 
einen  integrierenden  Bestandteil  des  Ostjudentums  bilden,  sind 
mit    denen    der    Juden    in    den    Nachbarländern    (Ukraine, 
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Russland  und  Litauen)  identisch.  Die  führenden  politischen 
Parteien  unter  den  Juden  in  Polen  sind  die  bürgerlichen 
Zionisten,  die  Volkspartei,  die  Poale-Zion  und  der  „Bund". 
Alle  diese  Parteien  stehen  auf  dem  Boden  der  nationalen 
Autonomie.  Die  Assimilantengruppe,  die  wegen  eines  pluto- 
kratischen  Wahlrechtes  die  Verwaltung  der  jüdischen  Ge- 
meinden in  Händen  hatte,  hat  keinen  Anhang  unter  den 
Volksmassen.  Das  hat  sich  namentlich  bei  den  Wahlen  zum 
konstituierenden  Landtag  gezeigt,  bei  den  die  Assimilan ten- 
partei  kein  Mandat  erringen  konnte.  (Die  paar  Assimilan ten 
in  der  Nationalversammlung  sind  von  der  Regierung  für  das 
Gebiet  von  Ostgalizien  ernannt) .  Unter  dem  strengen  Regime 
der  Kriegs-  und  Okkupationsperiode  war  die  Abhaltung  all- 
gemeiner jüdischer  Tagungen  unmöglich.  Ihren  festen  Willen 
zur  nationalen  Gleichberechtigung  hat  jedoch  die  jüdische  Be- 
völkerung Polens  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  (in  un- 
zähligen Volksversammlungen,  bei  Wahlen  u.  s.  f.)  in  klarer 
Weise  zum  Ausdruck  gebracht.  Im  früheren  sogenannten  pol- 
nischen Staatsrat  und  in  dem  polnischen  Landtag  haben  die 
Vertreter  der  jüdischen  Demokratie  die  jüdischen  Forderungen 
nach  nationaler  Selbstbestimmung  verkündet,  Protest  gegen 
die  Verletzung  der  elementarsten  Grundsätze  des  Selbstbe- 
stimmungsrechtes in  bezug  auf  die  Juden  sowie  gegen  die 
systematischen  Judenverfolgungen  und  Pogrome  Einspruch 
erhoben.  Auf  die  obenstehenden  Kundgebungen  und  Ent- 
schliessungen  der  jüdischen  Parteien  und  allgemeinen  jü- 
dischen Tagungen,  die  auch  für  Polen  ihre  volle  Gültigkeit 
haben,  verweisend,  geben  wir  hier  aus  der  Fülle  des  Materials 
zwei  Dokumente  wieder,  welche  die  allgemeine  Stimmung  der 
jüdischen  Bevölkerung  Polens  widerspiegeln. 


Manifest  des  Jüdischen  Nationalrates 

für  Westgalizien. 

An  das  Jüdische  Volk! 

Die  Völker  zerbrechen  ihre  Ketten.  Jede  Nation  kämpft 
für  ihr  Selbstbestimmungsrecht,  für  die  volle  Freiheit  ihrer 
nationalen  Entwicklung.    In  diesem  Momente  der  Völkerbe- 
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freiung  erlangt  auch  das  befreite  Polen  seine  staatliche  Un- 
abhängigkeit. In  allen  polnischen  Gebieten  wird  die  bisherige 
politische  Ordnung  auf  neue  Grundlagen  gestellt. 

Verbunden  mit  dem  Boden,  auf  dem  wir  leben  und  ar- 
beiten, wollen  wir  als  Bürger  des  polnischen  Staate«  an  der 
Gestaltung  einer  besseren  Zukunft  der  ganzen  Bevölkerung 
des  Staates  mitwirken.  Auch  das  jüdische  Volk  durchlebt 
einen  historischen  Moment.    Wir  sind  eine  Nation. 

Als  Nation  fordern  wir  für  uns  das  Recht, 
frei  über  unser  nationales  Los  zu  bestimmen. 
Um  dieses  Eecht  zu  verwirklichen,  rufen  wir  den 

Jüdischen   Nationalrat 
ins  Leben,  der  in  seiner  Tätigkeit  folgende  Grundsätze  zur 
Richtschnur  haben  wird : 

1)  Wir  fordern,  dass  das  von  der  Weltdemo- 
kratie anerkannte  Selbstbestimmungsrecht 
im  polnischen  Staate  auf  die  jüdische  Nation 
angewendet   werden   soll. 

Wir  fordern  deshalb  :  das  jüdische  Volk  soll  als  nationale 
Minderheit  die  nationale  Autonomie  erhalten.  Auf 
dieser  Grundlage  wird  sich  das  jüdische  Volk  als  Nation  kon- 
stituieren. Die  öffentlich-rechtliche  Vertretung  der  jüdischen 
Nation  wird  eine  Repräsentanz  sein,  die  aus  der  auf  Grund 
des  fünffachen  Wahlrechts  aller  erwachsenen  Männer  und 
Frauen,  die  in  dem  jüdischen  Kataster  registriert  sind,  vor- 
genommenen Wahl  hervorgeht. 

Im  Rahmen  der  nationalen  Autonomie  streben  wir  nach 
Befriedigung  der  national-kulturellen  Bedürfnisse  der  jüdi- 
schen Bevölkerung,  nach  der  Sicherung  ihres  Rechtes  als 
nationale  Minderheit  eine  Vertretung  einzusetzen,  welche  sie 
vor  dem  Staat  und  vor  den  Völkern,  gehörig  vertreten  soll. 

2)  Die  Garantie  für  die  Verwirklichung  und  Aufrechter- 
haltung des  Selbstbestimmungsrechtes  der  jüdischen  Nation 
sehen  wir  vor  allem  in  einer  sozialen  und  politischen  Ordnung 
des  polnischen  Staates,  die  auf  wahrhaft  demokratischen 
Grundlagen  beruht.  Für  das  jüdische  Volk  fordern  wir  na- 
mentlich die  Sicherung  seiner  vollen  politischen  und  bürger- 
lichen Gleichberechtigung,  eine  proportionale  Vertretung  in 
allen  gesetzgebenden  und  öffentlichen  Körperschaften,  denen 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  gesamten  Bevölkerung 
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des  Staates  obliegen  und  endlich  die  Abschaffung  aller  gesetz- 
lichen und  administrativen  Begrenzungen  gegen  die  Juden 
auf  ökonomischem,  politischem  und  nationalem  Gebiet. 

Juden,  wir  fordern  Euch  zu  gemeinsamer  Arbeit  auf 
Grundlage  der  erwähnten  Prinzipien  auf !  Demonstriert  in 
Massenversammlungen  für  diese  Ideale.  Wollen  wir  an  das 
polnische  Volk  appellieren,  dass  die  gegenseitigen  nationalen 
Beziehungen  im  Staate  durch  eine  Verständigung  von  Volk 
zu  Volk  in  einer  Weise  geregelt  werden,  die  jede  Ursache  zu 
Konflikten  und  Feindschaft  für  immer  beseitigt.  Wir  wollen 
nicht  eher  ruhen,  als  bis  unsere  Forderungen  befriedigt  sind, 
als  bis  wir  das  nationale  Selbstbestimmungsrecht  erkämpft 
haben.  Juden,  unterstützt  mit  allen  Kräften  den  Jüdischen 
Nationalrat!  Der  Jüdische  Nationalrat  soll  Euer  Führer  in 
dem  Streben  nach  Verwirklichung  des  nationalen  Selbstbe- 
stimmungsrechtes sein. 

Krakau,  den  4.  November  1918. 

Das  Exekutivkomitee  der  Jüdischen  Sozialdemokratischen 

Partei. 

Das  Exekutivkomitee  der  Zionistischen  Organisation. 

Das  Exekutivkomitee  der  Jüdischen  Sozialistischen 

Arbeiterpartei  Poale-Zion. 


Erklärung  der  polnisch-jüdischen 
Vorkonferenz. 

Vom  26.  bis  zum  30.  Dezember  1918  tagte  in  Warschau 
eine  Konferenz  der  Juden  Polens,  die  einen  provisorischen  jü- 
dischen Nationalrat  ins  Leben  rief  und  ihn  mit  der  Aufgabe 
betraute,  einen  Kongress  der  Juden  Polens  einzuberufen.  Die 
Konferenz,  an  der  sich  500  Delegierte  der  jüdischen  Gemeinden 
und  der  jüdischen  Organisationen  verschiedener  Art  beteilig- 
ten, erliess  eine  politische  Deklaration,  die  sich  auch  mit  den 
Pogromen  befasste.  In  der  Deklaration  wird  darauf  hingewie- 
sen, dass  die  von  Polonisationstendenzen  beherrschte  Juden- 
politik der  polnischen  Gesellschaft  letzten  Endes  in  eine  Po- 
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litik  der  Vernichtung  ausarten  und  zu  den  Judenpogromen 
führen  musste. 

Gegen  die  öffentliche  Meinung  Polens  wird  der  Vorwurf 
erhoben,  dass  sie  sich  den  Verbrechen  gegenüber  schweigend 
verhielt  oder  die  gemarterten  Juden  mit  schamlosen  Verleum- 
dungen überhäufte.  Sogar  die  Volksregierung,  von  der  die 
Juden  eine  gerechte  Stellungnahme  erwartet  hatten,  habe  sich 
der  Verleumdungskampagne  nicht  widersetzt  und  selbst  nach 
dem  Lemberger  Gemetzel  der  Judenhetze  nicht  Einhalt  ge- 
tan.  In  der  Erklärung  heisst  es  dann  weiter : 

„Die  erste  jüdische  Vorkonferenz  in  Polen  erklärt  feier- 
lich : 

Indem  sie  gegen  die  täglich  an  den  Juden  verübten  Ge- 
walttaten, gegen  die  blutigen  Pogrome  und  besonders  gegen 
das  Lemberger  Massaker,  sowie  gegen  das  zum  Zwecke  der 
Rechtfertigung  des  Lemberger  Verbrechens  eingeführte 
Geiselsystem  vor  der  ganzen  Welt  Protest  einlegt,  stellt  die 
Vorkonferenz  fest :  Die  Judenfrage  kann  im  polnischen  Staate 
nur  durch  die  Anerkennung  der  Juden  als  nationale  Minorität 
gelöst  werden  unter  Gewährleistung  des  entsprechenden  Rech- 
tes, ihr  Leben  in  Polen  auf  autonomer  Grundlage  aufzubauen. 
Den  Juden  Polens  als  einem  Teil  des  von  den  Westmächten 
und  der  Weltdemokratie  bereits  anerkannten  jüdischen  Volkes 
steht  das  Recht  der  Selbstbestimmung  und  Selbstverwaltung 
zu.  Auf  dem  Standpunkte  der  Unabhängigkeit  des  polnischen 
Staates  verharrend  und  entschlossen,  an  seinem  Aufbau  mit- 
zuwirken, drückt  die  Vorkonferenz  ihre  feste  Überzeugung 
aus,  dass  nur  den  Weg  des  Rechtes  und  der  Gerechtigkeit 
einschlagend,  der  polnische  Staat  seine  Pflichten  der  jü- 
dischen Nationalität  gegenüber  erfüllen  kann." 


Die  Forderungen  der  jüdischen 
Arbeiterschaft  Englands. 

(Aus  den  Beschlüssen  der  allgemeinen  Konferenz  der  jü- 
dischen Arbeiter  in  England,  abgehalten  in  London  im  Som- 
mer 1918.    Die  Konferenz  setzte  einen  jüdischen  nationalen 
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Arbeiterrat  für  Großbritannien  ein  und  stellte  ihm  die  Auf- 
gaben :) 

In  England  eine  jüdische  nationale  Arbeiterpolitik  zu 
führen,  die  den  Interessen  der  jüdischen  Massen,  insbe- 
sondere der  jüdischen  Arbeiterschaft  entsprechen  soll,  den 
Kampf  für  Demokratie  und  die  nationale  und  sozialistische 
Aufklärung  der  Arbeiterschaft  zu  organisieren ; 
In  der  Internationale  für  die  Verwirklichung  folgender 
jüdischer  Forderungen  zu  wirken : 

a.  Schaffung  einer  nationalen  Heimstätte  für  das  jüdi- 
sche Volk  unter  internationalem  Schutz  und  interna- 
tionalen Garantien ; 

b.  nationale  Autonomie  in  den  Ländern  jüdischer  Mas- 
sensiedlung ; 

c.  politische  und  bürgerliche  Gleichberechtigung  in  allen 
Ländern ; 

An  der  Entwicklung  der  jüdischen  Siedlung  in  Palästina 
auf  demokratischer  und  sozialistischer  Grundlage  mitzu- 
arbeiten ; 

Eine  Verbindung  mit  jüdischen  Arbeiterorganisationen 
anderer  Länder,  die  ähnliche  Ziele  verfolgen,  anzustre- 
ben. 


Die   Forderungen  der  holländi- 
schen Juden. 

Am  17.  Februar  1918  fand  in  Amsterdam  eine  Demon- 
strationsversammlung der  Juden  Hollands  statt,  an  der  Dele- 
gierte des  Niederländischen  Zionistenbundes,  der  Jüdischen 
Territorialistischen  Organisation  (ITO) ,  der  Holländischen 
Abteilung  der  Alliance  Israelite  Universelle,  der  jüdischen 
Kultusgemeinden ,  einiger  100  Vereine,  ferner  viele  Rabbiner, 
Kultusvorsteher.  Senatoren  und  andere  teilnahmen.  Nach 
eingehenden  Referaten  nahm  die  Versammlung  folgende  Re- 
solution an : 

„Im  Hinblick  auf  die  unter  der  heutigen  politischen  Kon- 
stellation erhobenen  Forderungen  der  organisierten  Juden  be- 
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züglich  der  Emanzipation  der  Juden,  der  Gewährung  van  na- 
tionalen Rechten  in  Nationalitätenstaaten  und  der  nationalen 
Konzentration  des  jüdischen  Volkes  in  Palästina,  sowie  im 
Hinblick  auf  das  allerorts  bekundete  Bestreben,  allen  Völkern 
beim  Friedensschluss  Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen, 
spricht  die  Versammlung  von  in  Holland  wohnhaften  Juden, 
die  durch  ein  Comite\  bestehend  aus  Vertretern  des  „Nieder- 
ländischen Zionistenbundes"  und  der  holländischen  Abteilung 
der  „Allianoe  Israelite  Universelle"  und  der  „Jewish  Territorial 
Organisation"  einberufen  wurde,  als  ihre  Forderung  aus,  dass 
der  ständigen  Zurücksetzung  und  Bedrückung  der  Juden  und 
dem  Unrecht,  das  ihnen  jahrhundertelang  zugefügt  wurde,  ein 
für  alle  mal  ein  Ende  gemacht  werde. 

Sie  richtet  an  die  holländische  Regierung  das  dringende 
Ersuchen,  dass  diese,  ihrer  jahrhundertelangen  U eberlief erung 
getreu,  ihren  Einfluss  zugunsten  der  Juden  geltend  mache 
und  sich  dafür  einsetze,  dass  bei  einer  Friedenskonferenz  — 
jedenfalls  aber  beim  Abschluss  des  Friedens  — ,  nach  Anhö- 
rung der  zuständigen  Vertreter  der  organisierten  Juden,  die 
Judenfrage  in  vollem  Umfang  gelöst  und  diese  Regelung  mit 
allen  notwendigen  Bürgschaften  ausgestattet  werde. 

Sie  appelliert  an  alle  Juden  in  Holland,  in  diesem  histori- 
schen Augenblick  ihre  Solidarität  zu  bekunden." 


Forderungen 


der  palästinensischen  Juden. 

(Aus  der  Denkschrift  des  provisorischen  Nationalaus- 
schusses der  palästinensischen  Juden,  welcher  nach  der  Okku- 
pation des  Landes  durch  die  Ententetruppen  gebildet  wurde. 
Die  Denkschrift  war  an  die  zionistische  Organisation  ge- 
richtet.) 

.  .  .  Einer  Kolonisations-Gesellschaft,  die  mit  der  Sanktion 
der  Mächte  errichtet  wird,  sollen  die  folgenden  Rechte  gewährt 
werden  : 

1.  Das  Recht,  die  Einwanderung  der  Juden  aus  allen 
Ländern  nach  Palästina  zu  organisieren  und  letzteres  Land  für 
ihre  Aufnahme  und  Unterbringung  vorzubereiten. 
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2.  Der  Besitz  aller  türkischen  Krön-  und  Regierungs- 
ländereien  sowie  aller  unbewohnten,  herrenlosen,  unbestell- 
ten, wüsten  oder  brachliegenden  Ländereien. 

3.  Alle  der  ottomanischen  Regierung  vorbehaltenen 
Rechte  auf  Gewährung  von  Eisenbahn-  und  anderen  Konzes- 
sionen in  Palästina. 

4.  Das  ausschliessliche  Recht,  alle  unterirdischen  und 
sonstigen  natürlichen  Schätze  und  Kräfte  auszunutzen. 

5.  Das  ausschliessliche  Recht  auf  Anlage  von  Eisenbah- 
nen, Häfen  und  Bewässerungs werken. 

6.  Die  Verwaltung  der  ottomanischen  Regierungs- Agrar- 
bank und  das  ausschliessliche  Recht  auf  Gründung  neuer 
Agrarkredit-Institute. 

7.  Das  Vorkaufsrecht  bei  allen  Transaktionen  inbezug  auf 
Land,  Bodenschätze,  natürliche  Kräfte,  Verkehrs-  oder  Trans- 
portmittel oder  bezüglich  irgend  einer  Institution  zur  Ausbeu- 
tung der  vorgenannten  Zweige. 

8.  Das  ausschliessliche  Recht  auf  Gewährung  von  Kon- 
zessionen für  alle  und  jeden  der  obengenannten  Zwecke. 

9.  Das  allgemeine  Recht,  irgendein  Besitztum  zu  kaufen, 
besitzen,  mieten,  pachten  oder  verkaufen  und  irgendwelche 
öffentliche  Arbeiten  zu  unternehmen,  irgendein  für  die  Er- 
schliessung des  Landes  sowie  für  die  Entwicklung  seiner  Land- 
wirtschaft, seines  Handels  oder  seiner  Industrie  notwendiges 
Unternehmen  einzurichten 

Jede  nationale  oder  religiöse  Gruppe  in  jeder  Stadt,  Ort- 
schaft, Kolonie  oder  Dorf  soll  als  nationale  Gemeinde  ange- 
sehen werden  und  sich  voller  Autonomie  in  allen  ihren  inneren 
Angelegenheiten  erfreuen ,  nämlich  : 

a.  in  religiösen  Angelegenheiten,  einschliesslich  Heirat, 
Scheidung  und  Erbfolge 

b.  in  Fragen  der  Elementar-,  Mittelsohul-  und  Universi- 
tätsbildung 

c.  in  Fragen  der  Rechtsprechung  zwischen  Angehörigen 
der  Nationalität 

d.  in  Fragen  sozialer  Hilfe  und  Wohlfahrt. 

Eine  solche  „nationale  Gemeinde"  umfasst  alle  Angehö- 
rigen der  betr.  Nationalität  an  dem  entsprechenden  Ort. 

Nationale  Gemeinden  besitzen  das  Recht  der  Besteuerung, 
das  Recht,  in  allen  das  Land  und  Volk  betreffenden  Fragen 
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an  die  Regierung  heranzutreten,  und  das  Recht,  sich  zu  Ver- 
bänden zusammenzuschliessen. 

In  allen  Aemtern  der  palästinensischen  Regierung,  ein- 
schliesslich der  Gerichtshöfe,  werden  Hebräisch  und  Ära 
bisch  als  gleichberechtigt  behandelt,  und  alle  ausgesandten 
Dokumente,  sowie  von  der  Regierung  gebrauchten  Wahrzei- 
chen sollen  sowohl  in  hebräischer  wie  in  arabischer  Sprache 
sein.  Wenn  die  Mandatarmacht  es  wünscht,  soll  ihre  eigene 
Sprache  die  gleichen  Rechte  haben  wie  Hebräisch  und  Ara- 
bisch. 

Dem  Anspruch  des  jüdischen  Volkes  auf  Errichtung  eines 
jüdischen  Heimes  in  Palästina  soll  Rechnung  getragen  werden, 
indem  das  Land  den  offiziellen  Namen  „Erez  Israel"  erhält, 
indem  die  blauweisse  Fahne  als  Landesfahne  anerkannt  wird, 
und  indem  der  Sabbath  und  die  jüdischen  Feiertage  als  offi- 
zielle Ruhetage  gelten,  ohne  dass  die  religiösen  Rechte  der 
NichtJuden  beeinträchtigt  werden.  Eine  besondere  Abteilung 
unter  einem  Minister  für  arabische  Angelegenheiten  ver- 
waltet die  arabischen  „heiligen  Stätten"  (Wakuf ) .  Der  von 
der  Mandatarmacht  einzusetzende  Generalgouverneur  wahrt 
die  Rechte  und  die  Gleichberechtigung  aller  Bewohner  des 
Landes. 

Die  hauptsächlichste  Verwaltungsstelle  im  Lande  ist  ein 
Exekutivkomitee,  das  von  der  Mandatarmacht  aus  einer  dem 
Unterstaatssekretär  für  Erez  Israel-Angelegenheiten  vorzule- 
genden Kandidatenliste  zusammengestellt  wird.  Die  Manda- 
tarmacht erhält  das  Vetorecht  gegen  die  Wahl  der  einzelnen 
Kandidaten. 

Die  dem  General gouverneur  unterstehende  Exekutive  er- 
hält legislative  und  administrative  Macht  in  allen  auf  die  Re- 
gierung Palästinas  bezüglichen  Angelegenheiten,  ausgenom- 
men die  folgenden  : 

a.  militärische  und  auswärtige  Angelegenheiten,  die  der 
Entscheidung  der  Mandatarmacht  unterstellt  bleiben, 

b.  die  heiligen  Stätten  der  NichtJuden, 

c.  religiöse,  Erziehungs-  und  Gemeindeangelegenheiten. 
Der  Generalgouverneur  erhält  Vetorecht  gegenüber  jeder 

Entscheidung  der  Exekutive ,  doch  kann  im  Falle  eines  solchen 
Vetos  das  Komitee  bei  der  Regierung  appellieren 
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Die  Forderungen 

der  zionistischen  Organisation 

an  die  Friedenskonferenz. 

1.  Erklärung  des  Kopenhagener  Büros, 
(erlassen  Ende  Oktober  1918.) 

Der  Augenblick  ist  näher  gerückt,  da  die  Grundlagen  für 
einen  dauernden  und  gerechten  Frieden  gelegt  werden  sollen. 
Ein  solcher  kann  aber  nur  dann  Zustandekommen,  wenn  die 
gerechten  Forderungen  aller  Nationen,  der  kleinen  wie  der 
grossen,  erfüllt  werden  und  wenn  für  eine  jede  Nation  die 
Möglichkeit  geschaffen  wird,  sich  bei  Entfaltung  aller  ihr 
innewohnenden  Kräfte  und  Fähigkeiten  in  den  Dienst  der 
Menschheit  zu  stellen. 

Auch  das  jüdische  Volk  erhebt  in  dieser  historischen 
Schicksalsstunde  seine  Forderungen. 

In  dem  Friedensinstrument  muss  ihm  gesichert  werden: 

1.  Die  Festsetzung  Palästinas  in  den  durch  geschichtliche 
Üiberlieferung  und  durch  politische  und  ökonomische  Not- 
wendigkeiten bestimmten  Grenzen  als  nationale  Heim- 
stätte des  jüdischen  Volkes,  sowie  die  Schaffung  der  für 
den  ungehinderten  Aufbau  dieser  Heimstätte  notwendigen 
Vorbedingungen . 

2.  Die  volle  und  tatsächliche  Gleichberechtigung  der  Juden 
in  allen  Ländern. 

3.  Die  nationale  Autonomie  auf  kulturellem,  sozialem  and 
politischem  Gebiet  für  die  jüdische  Bevölkerung  der  Län- 
der jüdischer  Massensiedelung,  sowie  aller  anderen  Län- 
der, falls  deren  jüdische  Bevölkerung  Anspruch  auf  sie 
erhebt. 

Wir  fordern  die  zionistischen  Verbände  in  allen  Ländern 
auf,  diese  Forderungen  des  jüdischen  Volkes  vor  den  Regie- 
rungen und  der  öffentlichen  Meinung  des  Landes  zu  vertreten, 
deren  Durchführung  im  Friedensvertrag  mit  allem  Nachdruck 
zu  verlangen  und  hierdurch  die  politischen  Bemühungen  der 
Gesamtorganisation  wirksam  zu  unterstützen. 

An    dem    Tage    des    Friedensschlusses,    durch    den    die 
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Menschheit  sich  der  Verwirklichung  des  jüdischen  Ideals  der 
Völkerversöhnung  und  des  ewigen  Friedens  nähern  will,  muss 
das  2000-jährige  Martyrium  des  jüdischen  Volkes,  das  als  eine 
Schuld  auf  dem  Gewissen  aller  Nationen  lastet,  gesühnt  und 
wiedergutgemacht  werden. 

Das  jüdische  Volk  muss  in  den  Bund  der  freien  Nationen 
als  gleichgestelltes  Glied  eintreten. 

Die   Zionistische   Organisation 
Kopenhagener  Büro 

Dr.    Victor  Jacobson. 


2.  Denkschrift  an  die  Friedenskonferenz. 

Am  10.  Februar  1919  wurde  der  Friedenskonferenz  in 
Paris  eine  zionistische  Denkschrift  überreicht,  welche  die 
jüdischen  Forderungen  inbezug  auf  Palästina  begründet. 

Das  Dokument  war  von  folgenden  Persönlichkeiten  unter- 
zeichnet :  Lord  Walter  Rothschild,  Nahum  Sokolow  und  Dr. 
Chaim  Weizman  (für  die  Zionistische  Organisation  Englands) , 
J.  Eosow  (für  die  Zionistische  Organisation  Russlands) ,  Ju- 
lian Mack,  Stephen  Wise,  Frieden wald,  Frau  Fels,  Robinson, 
de  Haas  (für  die  Zionistische  Organisation  Amerikas) ,  und 
ferner  wieder  von  Sokolow  und  Weizman  im  Namen  der 
Juden  Palästinas. 

Am  27.  Februar  erschien  eine  zionistische  Delegation, 
bestehend  aus  den  Herren  N.  Sokolow,  M.  Ussischkin,  Ch. 
Weizman  und  Spire  vor  dem  Zehnerrat  der  Friedenskonferenz. 
Der  Delegation  gehörte  auch  Professor  Silvain  Levy  an,  der 
auf  Wunsch  der  französischen  Regierung  als  Vertreter  der 
französischen  Juden  miteingeladen  war.  Das  zionistische  Me- 
morandum an  die  Friedenskonferenz  ist  noch  nicht  ver- 
öffentlicht. Über  die  von  den  Zionisten  vor  dem  Zehnmänner- 
rat vertretenen  Forderungen  teilte  Weizman  dem  Londoner 
„Jewish  Chronicle"  folgendes  mit : 

„Wir  haben  von  der  Friedenskonferenz  verlangt : 
I.  dass  sie  den  historischen  Anspruch  des  jüdischen  Volkes 

auf  Palästina  und  das  Recht  der  Juden,  in  Palästina  ihre 

nationale  Heimstätte  wieder  zu  errichten,  anerkennt. 
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II.  dass  die  Grenzen  Palästinas  entsprechend  einer  bei- 
gefügten Karte  festgesetzt  werden  sollen, 

III.  dass  der  souveräne  Besitz  Palästinas  dem  Völkerbund 
übertragen  und  Grossbritannien  als  Mandatar  des  Völ- 
kerbundes mit  der  Verwaltung  beauftragt  wird, 

IV.  dass  dies  Mandat  folgenden  besonderen  Bedingungen 
unterworfen  sein  soll : 

a)  Palästina  muss  unter  solche  politische,  administrative 
und  wirtschaftliche  Bedingungen  gestellt  werden,  dass 
die  Errichtung  der  jüdischen  nationalen  Heimstätte 
gesichert  wird,  und  dass  später  die  Schaffung  eines 
autonomen  Gemeinwesens  (autonomous  Common- 
wealth) ermöglicht  wird,  wobei  zu  verstehen  ist,  dass 
nichts  getan  werden  soll,  was  die  religiösen  oder  bür- 
gerlichen Hechte  bestehender  nichtjüdischer  Gemein- 
schaften in  Palästina  oder  die  Rechte  und  die  poli- 
tische Stellung  der  Juden  in  irgend  einem  anderen 
Lande  beeinträchtigen  könnte. 

b)  Zu  diesem  Zweck  soll  die  Mandatarmacht  unter 
anderem : 

1.  die  jüdische  Einwanderung  und  geschlossene  An- 
siedelung fördern,  wobei  die  begründeten  Rechte 
der  gegenwärtigen  nicht  jüdischen  Bevölkerung 
gleichmässig  gewahrt  werden  sollen  ; 

2.  bei  allen  solchen  Massnahmen,  die  jeweils  zur 
Ausführung  der  Bestimmungen  des  Mandats  not- 
wendig befunden  werden,  die  Mitwirkung  eines 
Rates  annehmen,  der  die  Juden  Palästinas  und  die 
Judenheiten  der  Welt  repräsentiert  und  der  zwecks 
Entwicklung  der  jüdischen  nationalen  Heimstätte 
in  Palästina  gebildet  werden  soll ;  ferner  diesen 
Rat  mit  der  Organisation  des  jüdischen  Erziehungs- 
wesens in  Palästina  betrauen.  Dieser  Rat  muss 
eine  gemeinnützige  Körperschaft  sein,  die  keine 
gewinnbringenden  Geschäfte  macht; 

3.  diesem  Rat  den  Vorrang  einräumen  bei  der  Ver- 
gebung aller  Konzessionen,  welche  für  öffentliche 
Arbeiten  oder  für  die  Entwicklung  der  natürlichen 
Hilfsquellen  des  Landes  beschlossen  werden. 

c)  Die  Mandatarmacht  soll  im  weitesten   Ausmasse  die 
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lokale     Selbstverwaltung,     die     unter     den     Landes- 
bedingungen möglich  ist,  fördern. 

d)  Für  alle  Zeiten  soll  in  Palästina  die  vollste  Freiheit 
des  religiösen  Glaubens  und  der  Religionsübung  für 
alle  Glaubensbekenntnisse  gesichert  sein.  Ferner  soll 
dort  kein  Unterschied  der  Einwohner  auf  Grund  von 
Religion  oder  Rasse  in  Hinsicht  auf  Untertanenschaft 
oder  bürgerliche  und  politische  Rechte  bestehen. 

e)  Die  Friedenskonferenz  soll  Bestimmungen  betreffend 
die  Kontrolle  der  heiligen  Stätten  treffen." 


3.  Beschlüsse  der  Londoner  Konferenz, 
die  Diaspora  betreffend. 

Die  in  London  vom  24.  Februar — 12. März  1919  statt- 
gehabte zionistische  Konferenz,  an  der  sich  mit  Ausnahme 
Deutschlands,  Deutschösterreichs,  Bulgariens  und  der  Türkei 
die  zionistischen  Organisationen  fast  aller  Länder,  sowie  der 
Jüdische  Sozialistische  Arbeiterverband  Poale-Zion  und  die 
Organisation  der  orthodoxen  Zionisten  „Misrachi"  beteiligten, 
formulierte  die  jüdischen  Forderungen  an  die  Friedenskonfe- 
renz inbezug  auf  die  Diasporaländer  wie  folgt : 

1)  Die  Konstitution  aller  neugebildeten,  erweiterten  oder  re- 
organisierten Staaten  soll  einen  Artikel  enthalten ,  der  den 
Juden  die  vollständige  bürgerliche  Gleichberechtigung  ge- 
währleistet. 

2)  In  allen  neuen  Staaten  sollen  die  Juden  als  nationale 
Gemeinschaft  anerkannt  werden. 

3)  In  allen  neuen  Staaten  sollen  den  Juden  nationale  Rechte 
inbezug  auf  Sprache,  Schule  und  Vertretung  in  den  poli- 
tischen und  Verwaltungs-Körperschaften  gewährleistet 
werden,  und  zwar  in  dem  von  dem  jüdischen  Nationalrate 
des  betreffenden  Landes  geforderten  Ausmasse. 

4)  Eine  Vertretungs-Körperschaft  soll  von  der  jüdischen  Be- 
völkerung jedes  Landes  gewählt  werden. 

5)  Die  Friedenskonferenz  soll  die  jüdische  Nation  als  ein 
Mitglied  des  Völkerbundes  anerkennen  und  in  dessen  Lei- 
tung Vertreter  zulassen,  die  vom  jüdischen  Weltkongress 
zu  ernennen  sind. 
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6)  Die  Friedenskonferenz  soll  das  Recht  der  Juden  auf  fol- 
genden Schadenersatz  anerkennen  : 

a)  Ersatz  —  unter  internationaler  Kontrolle  —  der 
Kriegsschäden  im  Verhältnis  zu  den  allgemein  er- 
littenen Kriegsschäden. 

b)  Ersatz  für  in  Pogromen  erlittene  Schäden,  die  von 
denjenigen  Staaten  gedeckt  werden  sollen,  in  denen 
Pogrome  stattgefunden  haben. 


Die  Forderungen  der  Jüdischen 
Orthodoxie. 

Vom  21. — 26.  Februar  1919  tagte  in  Zürich  eine  von  der 
Organisation  Agudas-Israel  einberufene  Konferenz,  die  von 
der  jüdischen  Orthodoxie  mehrerer  Länder  beschickt  war. 
Die  von  der  Konferenz  angenommenen  Friedensresolutionen 
lauten : 

a)  Betreffs  Palästinas: 

1.  Das  jüdische  Volk  erwartet  vom  Friedenskongress  die 
grundsätzliche  Anerkennung  Palästinas  als  des  Landes  Israels, 
wo  es  berufen  ist,  seinen  nationalen  Aufgaben  gemäss  Lehre 
und  Gesetz  der  Gottesoffenbarung  zu  verwirklichen. 

2.  Das  jüdische  Volk,  dem  die  Besiedelung  Palästinas 
während  der  Dauer  der  Zerstreuung  stets  eine  religiöse  Pflicht 
war,  beansprucht  das  Eecht,  im  heiligen  Lande  unter  dem 
Schutze  des  Völkerbundes  oder  seiner  Mandatare  ein  jüdisches 
Gemeinwesen  auf  breitester  Basis  durch  planmässige  Ein- 
wanderung und  Ansiedlung  zu  errichten,  und  zwar  unter  Be- 
dingungen, welche  die  selbständige  Entfaltung  seiner  religiös- 
nationalen Kultur  auf  gesunden  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Grundlagen,  sowie  in  freundschaftlicher  Verständigung  mit 
der  nichtjüdischen  Bevölkerung  Palästinas  ermöglichen. 
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b)  Betreffs  der  übrigen  Länder: 

1.  Gewährleistung  der  Sicherheit  von  Leben  und  Eigen- 
tum der  jüdischen  Bevölkerung  auf  Grund  internationaler 
Rechtsgrundsätze. 

Gewährleistung  gleichberechtigter  Berücksichtigung  der 
durch  den  Krieg  vorzugsweise  geschädigten  jüdischen  Wirt- 
schaftsgebiete beim  Wiederaufbau  aus  internationalen  Mitteln. 

2.  Volle  tatsächliche,  bürgerliche,  politische  und  wirt- 
schaftliche Gleichberechtigung,  sowie  unbeschränkte  Reli- 
gionsübung. 

3.  Gewährleistung  des  Rechts  auf  Bildung  staatlich 
anerkannter  jüdischer  Gemeindewesen.  Für  die  staatsrecht- 
lichen Formen  der  Gemeinschaftsbildung  müssen  die  An- 
sprüche und  die  Bedürfnisse  der  jüdischen  Bevölkerung,  die 
in  verschiedenen  Ländern  verschieden  sind,  sowie  die  beson- 
deren Verhältnisse  jedes  Landes  massgebend  sein. 

Im  besonderen  fordern  wir  Schutz  des  Sabbath  und 
Selbstbestimmungsrecht  der  Eltern  auf  dem  Gebiet  des  Schul- 
wesens. 


Kundgebungen  der  Juden 
anderer  Länder. 

Im  Geiste  der  oben  wiedergegebenen  Resolutionen  die 
Diaspora  und  Palästina  betreffend  sprachen  sich  auch  die 
Juden  anderer  Länder  in  Massenmeetings  und  Delegierten- 
konferenzen aus.  Wir  nennen  hier  insbesondere  den  Kongress 
der  kanadischen  Juden,  welcher,  aus  allgemeinen 
Wahlen  hervorgegangen,  Resolutionen  fasste,  die  sich  mit 
denen  des  amerikanisch-jüdischen  Kongresses  decken. 

Ferner  sind  zu  erwähnen  der  Kongress  der  Juden  Ar- 
gentiniens, die  jüdische  Gemeindekonferenz  Grie- 
chenlands, die  Tagung  der  türkischen  Juden ,  die 
Konferenz  der  jüdischen  Gemeinden  Estlands,  sowie  die  Kund- 
gebungen der  Juden  Brasiliens,  Uruguays,  der  S  1  o- 
vakei,  Südafrikas,  Australiens  u.  a. 
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Die  Forderungen  der  jüdischen 
Delegationen  an  die  Friedenskonferenz. 

An  Ihre  Excellenzen 

den  Herrn  Präsidenten  und  die  Herren  Delegierten 

der  Friedenskonferenz. 

Das  Komitee  der  Jüdischen  Delegationen  bei  der  Frie- 
denskonferenz, welches  im  Namen  der  verschiedenen  unter- 
zeichneten Organisationen  handelt  und  für  neun  Millionen 
Juden  plaidiert,  hat  die  Ehre,  Ihnen  nachstehende  Vorschläge 
zu  unterbreiten,  die  den  Schutz  der  verschiedenen  nationalen, 
religiösen,  ethnischen  und  sprachlichen  Minderheiten  Bulga- 
riens, Estlands,  Finnlands,  Griechenlands,  Litauens,  Polens, 
Eumäniens,  Kusslands,  Tschecho-Slovakiens,  der  Ukraine, 
Jugoslaviens  und  anderer  Länder  Ost-  und  Zentral-Europas 
bezwecken  und  bittet  um  deren  Einverleibung  in  die  verschie- 
denen Verträge,  welche  den  Gegenstand  Ihrer  Unterhandlun- 
gen bilden,  wobei  es  sich  das  Eecht  vorbehält,  all  diejenigen 
Modifikationen  vorzuschlagen,  welche  mit  Bücksicht  auf  die 
besonderen  Bedingungen,  die  in  manchen  der  angeführten 
Länder  bestehen,  notwendig  werden  könnten. 


I übernimmt  den  alliierten  und  assoziierten 

Mächten  gegenüber  nachstehende  Verpflichtungen,  denen  es 
(sie)  den  Charakter  internationaler  Verpflichtungen  zuerkennt, 
welche  der  Jurisdiktion  des  Völkerbundes  unterstehen  : 

1)    Ohne  irgend  welches  Beweis-  oder  andere  Verfahren 

anerkennt  und  erklärt als  vollberechtigte 

Bürger : 

a)   alle  in  dem  durch  diesen  Vertrag zuerkannten 

Gebiete  geborenen  Personen,  die  bisher  in  einem  anderen 
Lande  nicht  naturalisiert  worden  sind  und  die  seit  dem 
1.  August  1909  zu  irgend  einem  Zeitpunkt  in  diesem 
Gebiete  wohnhaft  oder  ansässig  gewesen  sind  oder  die  seit 
besagtem  Zeitpunkt  ihre  Verbindungen  mit  diesem  Gebiet 
durch  den  Besitz  eines  von  der  gegenwärtigen  oder  frühe- 
ren Staatsmacht  ausgestellten  Passes  aufrecht  erhalten 
haben  : 
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b)  alle  Personen,  welche  dieses  Gebiet  am  ersten  August  1914 
bewohnt  haben  ; 

c)  alle  Personen,  welche  hinfort  in geboren  werden 

und  seiner  (ihrer)  Jurisdiktion  unterstehen.  Jeder,  der  zu 
den  Kategorien  a)  und  b)  gehört,  kann  innerhalb  zweier 
Jahre  nach  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages  für 
seine  frühere  Staatangehörigkeit  optieren. 

2) erklärt,  dass  alle  seine  (ihre)  Bürger  ohne 

Unterschied  der  Gehurt,  der  Rasse,  der  Nationalität,  der  Spra- 
che oder  der  Religion  gleiche  bürgerliche,  religiöse  und  politi- 
sche Rechte  gemessen  werden  und  verpflichtet  sich,  das  Le- 
ben, die  Freiheit  und  das  Eigentum  aller  seiner  (ihrer)  Ein- 
wohner zu  schützen  und  ihnen  die  Freiheit  der  Religion  und 
ihres  Kultus  zu  sichern. 

3)  Keines  der  angeführten  Rechte  darf  geschmälert  wer- 
den ;  niemand  darf  auf  Grund  seiner  Rasse,  seiner  Nationalität 
oder  seiner  Religion  durch  das  Gesetz  oder  in  anderer  Weise 
einer  Ausnahmebehandlung,  Entrechtung  oder  Beschränkung 
unterworfen  werden,  noch  darf  ihm  der  gleiche  Schutz  des  Ge- 
setzes verweigert  werden.  Alle  hiermit  in  Widerspruch  ste- 
henden Gesetze,  Dekrete  und  Verordnungen  werden  abge- 
schafft. 

4)  Das  Recht  einer  Person,  sich  mündlich  oder  schriftlich 
der  Sprache  oder  der  Sprachen  einer  nationalen  Minderheit 

in im  Handel,  im  Privatverkehr,  auf  öffentlichen 

Versammlungen  und  in  der  Presse,  sowie  vor  den  verschiede- 
nen Gerichtshöfen  zu  bedienen,  darf  nicht  beschränkt  werden  ; 
keine  nationale  Minderheit  darf  gehindert  werden,  sich  ihrer 
Sprache  in  ihren  Schulen  oder  anderen  Institutionen  zu  be- 
dienen, noch  darf  einem  Akt  oder  einem  Dokument  mit  Rück- 
sicht auf  die  Sprache,  in  welcher  das  Schriftstück  abgefasst 
ist,  die  Rechtsgültigkeit  abgesprochen  werden.  Die  Schulen, 
welche  sich  der  Sprache  einer  nationalen  Minderheit  bedienen , 
gemessen,  vorausgesetzt,  dass  ihr  Lehrplan  die  allgemeinen 
Erziehungsansprüche  erfüllt,  die  gleichen  Rechte,  wie  die  an- 
deren Schulen  gleichen  Grades.  Alle  inbezug  auf  die  Sprache 
bestehenden  Beschränkungen  werden  abgeschafft. 

5)  anerkennt  die  verschiedenen  nationalen  Min- 
derheiten seiner  (ihrer)  Bevölkerung  als  besondere  autonome 
Organismen,  welche  als  solche  das  gleiche  Recht  haben,  ihre 
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Schulen  und  ihre  religiösen  Erziehungs-,  Wohltätigkeits-  und 
sozialen  Institutionen  zu  gründen,  zu  verwalten  und  zu  über- 
wachen. 

Jeder  kann  durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  aus  der 
Minderheit,  der  er  angehört,  ausscheiden. 

Im  Sinne  der  Artikel  dieses  Kapitels  bilden  die  Juden 
in eine  nationale  Minderheit,  die  alle  hier  bezeichne- 
ten Rechte  besitzt. 

6) stimmt  zu,  dass,  insofern  die  Errichtung 

und  der  Unterhalt  von  Schulen  und  anderer  Religions-,  Er- 
ziehungs^, Wohltätigkeits-  oder  sozialer  Institutionen  vom 
Budget  des  Staates,  des  Departements,  der  Gemeinde  u.  s.  w. 
aus  öffentlichen  Mitteln  bestritten  werden,  an  jede  nationale 
Minderheit  ein  dem  Verhältnis  ihrer  Zahl  zur  Zahl  der  Ge- 
samtbevölkerung entsprechender  Teil  dieser  für  das  betreffende 
Gebiet  bestimmten  Mittel  abgeführt  werden  soll.  Darüber 
hinaus  steht  es  den  Organen  jeder  nationalen  Minderheit  frei, 
deren  Angehörigen  obligatorische  Steuern  aufzuerlegen. 

7) erkennt  jeder  nationalen  Minderheit  das 

Recht  zu,  einen  durch  das  Verhälnis  ihrer  Zahl  zur  Gesamt- 
bevölkerung jedes  Wahlkreises  bestimmten  Anteil  an  der  Bil- 
dung der  verschiedenen  Wahlkörperschaften  des  Staates,  der 
Departements,  der  Gemeinden  u.  s.  w.  zu  haben.  Diese  Ver- 
treter sind  durch  unabhängige  Wählerkollegien  oder  in  an- 
derer gleichwertiger  Weise  zu  wählen,  welche  diesen  Minder- 
heiten eine  verhältnismässige  nationale  Vertretung  sichert. 

8)  die  Personen,  welche  einen  anderen  Tag  als  den 
Sonntag  zum  Ruhetag  haben,  können  nicht  gezwungen  wer- 
den, an  diesem  Tage  oder  an  ihren  anderen  Feiertagen  eine 
Arbeit  zu  verrichten,  welche  gegen  ihre  Religionsgesetze  ver- 
stösst,  ebensowenig  dürfen  sie  daran  gehindert  werden,  an 
Sonntagen  oder  an  anderen  Feiertagen  ihren  Geschäften  nach- 
zugehen. 

9)  ...  anerkennt,  dass  die  oben  definierten  Verpflichtun- 
gen hiermit  seinen  (ihren)  Grundgesetzen  als  eine  Erklärung 
von  Rechten  einverleibt  werden,  die  weder  durch  ein  Gesetz, 
noch  durch  eine  Verordnung  oder  eine  amtliche  Handlung 
beschränkt  oder  aufgehoben  werden  können,  und  dass  alle  Ge- 
setze, Verordnungen  oder  amtlichen  Handlungen,  die  diesen 
Verpflichtungen  zuwiderlaufen,  null  und  nichtig  sind.    Keine 
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der  oben  stehenden  Verpflichtungen  darf  ohne  Zustimmung 
des  Völkerbundes  geändert  werden. 

II.  Jeder  der  Signatare  des  gegenwärtigen  Vertrages, 
von  dem  dieses  Kapitel  einen  Teil  bildet,  sowie  jede  durch 
die  Verletzung  oder  Nichteinhaltung  einer  der  Bestimmungen 
dieses  Kapitels  betroffene  Nationalität  ist  berechtigt,  vor  dem 
Völkerbund  oder  vor  einem  Tribunal,  das  vom  Völkerbund  er- 
richtet werden  sollte,  auf  einem  Wege,  der  vorgeschrieben  wer- 
den wird,  Klage  zu  führen. 

Genehmigen  Sie,  Herr  Präsident  und  Herren  Delegierte, 
den  Ausdruck  unseres  Vertrauens  in  Ihren  Gerechtigkeitssinn 
und  die  Versicherung  unserer  ausgezeichneten  Hochachtung. 

Im  Namen  des  Komitees  der  jüdischen  Delegationen  bei 
der  Friedenskonferenz,  das  aus  Vertretern  der  nachstehenden 
Länder  und  Organisationen  zusammengesetzt  ist : 

Amerika,  Vereinigte  Staaten  : 

Jüdischer  Kongress  von  Amerika. 
Amerika,  Kanada: 

Jüdischer  Kongress  von  Kanada. 
Ostgalizien  : 

Jüdischer  Nationalrat. 
Italien  : 

Komitee  der  Gemeinden,  Zionistische  Föderation,  Rab- 
biner-Föderation . 
Palästina : 

Konstituierende  jüdische  Versammlung. 
Polen  : 

Jüdischer  Nationalrat. 
Rumänien  : 

Offizielle  Publikationen   der  Zionistischen   Föderation, 
Union  der  einheimischen  Israeliten  und  Poale-Zion- 
Union. 
Russland : 

Jüdischer  Nationalrat. 
Tscheeho-Slovakei : 

Jüdischer  Nationalrat. 

Ukraine : 

Jüdische  Nationalversammlung. 


Vizepräsidenten  : 
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Organisationen : 

Amerikanisches  Jüdisches  Komitee,  Bnei  Brith,  Zioni- 
stische Organisation. 
Schriftliche  Mandate: 

Griechenland  (Saloniki),  Siebenbürgen  und  Bukowina. 

Präsidium  des  Comites: 
Präsident :  Julian  W.  Mack 

Louis  Marshall 
Leon  Reich 
Israel  Rosoff 
Nahum  Sokolow 
Menahem  Ussischkin 
Mitglied  des  Präsidiums :  Harry  Cutler 

Generalsekretär :  Leo  Motzkin 

Paris,  10.  Mai  1919. 


Begründung. 

Obenstehende  Vorschläge  bezwecken ,  der  Bevölkerung  der 
jüngst  geschaffenen  oder  erweiterten  Staaten  Europas  durch 
entsprechende  verfassungsmässige  Bürgschaften  und  die  Sank- 
tion des  Völkerbundes  folgende  Rechte  sicherzustellen  : 

1.  Bürgerliche,  religiöse  und  politische  Freiheit  der  Ein- 
zelpersonen ; 

2.  Das  Recht  der  nationalen  Minderheiten  auf  Organi- 
sation und  Entwicklung; 

3.  Gleichstellung  der  Einzelpersonen  und  der  nationalen 
Minderheiten. 

1.  Für  die  Sicherstellung  der  Rechte  erster  Gruppe  ist 
es  wesentlich,  dass  der  Vertrag  die  Bürgerrechte,  wie  sie  im 
Paragraph  1  definiert  sind,  selbst  verleiht;  sonst  würden,  wie 
dies  nach  1878  geschehen  ist,  grosse  Massen,  welche  gerechten 
Anspruch  auf  diese  Rechte  haben,  ihrer  beraubt  werden. 

Die  Geschichte  der  Behandlung  der  Juden  in  Rumänien 
ist  in  dieser  Beziehung  ein  typisches  Beispiel.  Im  Laufe  von 
40  Jahren  hat  Rumänien  willkürlich  die  Rechte  missachtet, 
die  der  Berliner  Vertrag  ihnen  sichern  wollte  und  in  dieser 
Periode  hat  es  ihre  Unterdrückung  unausgesetzt  verschärft. 
Während  die  Mächte  bestimmt  hatten,   dass  alle  Juden  in 
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Rumänion  en  bloc  Bürger  werden  sollen,  sind  bisher  von  den 
250.000  Juden  Rumäniens  höchstens  1000  naturalisiert  wor- 
den, und  zwar  jedes  Mal  durch  einen  besonderen  Akt  der 
Gesetzgebung,  den  einzigen  statthaften  Vorgang  der  Na- 
turalisierung. Ein  jüngstes  Gesetz,  dass  ihnen  angeblich  die 
Bürgerrechte  verleiht,  ist  nichts  als  ein  Betrug.  Dieses  Gesetz 
fordert  gleichfalls  die  individuelle  Naturalisierung,  an  die  es 
unerfüllbare  Bedingungen  knüpft,  und  seine  Wirksamkeit  ist 
auf  die  Zeit  von  drei  Monaten  beschränkt. 

Die  in  den  Paragraphen  2  und  3  aufgezählten  Rechte  sind 
das  Minimum  dessen,  was  erforderlich  ist,  damit  die  Ein- 
wohner der  in  Rede  stehenden  Länder  ihre  Freiheit  unbehel- 
ligt geniessen  können. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  der  auf  die  Sprachenrechte 
in  den  Ländern,  in  denen  heterogene  Volksteile  leben,  be- 
zügliche Paragraph  4,  da  diese  Volksteile  fortfahren,  an  ihrer 
eigenen  Sprache  leidenschaftlich  zu  hängen,  so  dass  die  Ver- 
weigerung des  Rechtes,  sich  ihrer  zu  bedienen,  für  sie  Zu- 
rücksetzung und  Entrechtung  bedeuten  würde. 

2.  Die  Paragraphen  5,  6  und  7  enthalten  die  wesent- 
lichen Bürgschaften  für  die  Rechte  der  nationalen  Minder- 
heiten. Die  in  Frage  kommenden  Länder,  welche,  ungleich 
den  Ländern  Westeuropas,  keine  homogene  ^Bevölkerung  auf- 
weisen, waren  stets  als  Staat  konstituierte  Nationalitäten- Ver- 
bände, und  sie  müssen  es  auch  stets  bleiben,  falls  Zusammen- 
stössen  und  Kriegen  vorgebeugt  werden  soll. 

Wenn  den  denselben  Staat  zusammensetzenden  Nationali- 
täten die  nationalen  Minderheitsrechte  nicht  gesichert  werden 
sollten,  so  würde  das  ihrer  Auslieferung  an  die  Mehrheits- 
nationalitäten gleichkommen.  Das  würde  unvermeidlich  nicht 
nur  zur  Vernichtung  der  Minderheit,  sondern  zu  einem  dauern- 
den Kriegszustand  führen,  der  wiederum  ganz  Europa  und 
selbst  Amerika  in  mörderische  Konflikte  verwickeln  würde. 

Ohne  diese  Minderheitsrechte  würden  die  Juden,  die 
Ukrainer,  die  Litauer  und  andere  Volksteile  in  den  neuen  Staa- 
ten Polen,  Rumänien  u.  s.  w.  der  Gefahr  der  Vernichtung 
ihrer  alten  Kultur,  des  Unterganges  ihrer  Schulen  und  der 
Unterdrückung  ihrer  Sprache  ausgesetzt  sein.  Mit  einem 
Wort,  sie  würden  gezwungen  sein,  ihre  vollständige  Auflösung 
mit  Resignation  hinzunehmen. 
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Die  auf  die  Erziehung  und  die  Religion  bezüglichen 
Rechte,  welche  im  Paragraph  5  spezifiziert  sind,  verlangen 
zu  ihrer  Sicherung,  dass  die  verschiedenen  interessierten  Min- 
derheiten, wie  es  der  Paragraph  6  vorsieht,  einen  verhältnis- 
mässigen Anteil  aus  den  öffentlichen  Mitteln  erhalten,  welche 
für  die  im  besagten  Paragraphen  bezeichneten  Zwecke  ver- 
wendet werden.  Anderenfalls  würden  die  in  der  Minderheit 
befindlichen  Gruppen  verpflichtet  sein,  mit  ihren  Steuern  zum 
Unterhalt  der  Schulen  und  anderen  Unterr  ich  taust  alten  der 
Majorität  beizutragen  und  zugleich  aus  Sorge  um  ihre  natio- 
nale Erhaltung  den  Unterhalt  ihrer  eigenen  Schulen  und  Un- 
terrichtsanstalten aus  Privatmitteln  bestreiten  müssen. 

Aber  die  Paragraphen  5  und  6  allein  können  nicht  Si- 
cherheit und  Schutz  der  bezeichneten  individuellen  und  na- 
tionalen Hechte  gewährleisten,  da  diese  Kechte  unter  derarti- 
gen Umständen  von  der  Ausübung  des  Eechtes  der  Minderheit 
auf  eine  nationale  Vertretung  abhängen,  wie  sie  der  Para- 
graph 7  vorsieht.  Nur  durch  diese  Garantie  könnten  die  an- 
deren geforderten  Eechte  mit  friedlichen,  gesetzmässigen  Mit- 
teln wirksam  verteidigt  und  aufrecht  erhalten  werden.  Diese 
Massnahme  wird  unter  den  Bürgern  einen  wahrhaft  patrioti- 
schen Sinn  entwickeln  und  das  den  Krieg  heraufbeschwörende 
gegenseitige  Misstrauen  beseitigen. 

Der  Artikel  8  betrifft  einen  Gegenstand,  der  sowohl  vom 
Standpunkt  der  religiösen  Freiheit,  als  ebenso  von  dem  der 
ökonomischen  Gleichheit  von  höchster  Wichtigkeit  ist.  Er  be- 
zieht sich  auf  das,  was  man  die  Sabbath -Frage  zu  nennen 
pflegt  und  soll  auf  diejenigen  Anwendung  finden,  welche  einen 
anderen  Euheteg  als  Sonntag  beobachten.  Die  Juden  bilden  zum 
Beispiel  ungefähr  14  Prozent  der  Bevölkerung  Polens.  Sie  be- 
obachten den  Samstag.  Wollte  man  sie  hindern,  ihren  Ge- 
schäften an  den  Sonntagen  nachzugehen,  so  würden  sie  da- 
durch um  ein  Sechstel  ihrer  ökonomischen  Kraft  gebracht  wer- 
den, wodurch  sie  in  ihrem  Existenzkampf  ernstlich  geschwächt 
werden  würden.  Es  ist  überdies  ein  Erfordernis  der  Gerech- 
tigkeit, dass  die  Juden  nicht  gezwungen  werden,  den  Tag  zu 
entweihen,  den  sie  und  ihre  Vorfahren  Jahrhunderte  lang  als 
heiligen  Tag  betrachtet  haben. 

Die  Errichtung  des  Völkerbundes  bietet  den  so  verliehe- 
nen Rechten  eine  internationale  Sanktion   Dabei  wird  es  einen 


81 

internationalen  Gerichtshof  geben,  der  imstande  sein  wird,  die 
Einhaltung  der  von  den  neuen  und  erweiterten  Staaten  auto- 
matisch einzugehenden  Verpflichtungen  durchzusetzen. 

Für  die  9  Millionen  Juden  in  den  Ländern,  die  jetzt 
politisch  wiederhergestellt  werden  sollen,  bitten  wir,  dass  diese 
Freiheitsurkunde  ihnen,  wie  den  anderen  Einwohnern,  ge- 
währt und  dass  ihnen  die  vollständige  Emanzipation  und  die 
Möglichkeit  der  Entwicklung  gesichert  werden.  Jahrhunderte 
lang  sind  sie  der  elementarsten  Menschenrechte  beraubt  und 
einer  unerträglichen  Unterdrückung  und  einem  gehässigen 
Ausnahmsregime  unterworfen  gewesen.  Wenn  zu  einer  Zeit, 
wo  die  Welt  auf  einer  Basis  der  Gerechtigkeit  und  Freiheit  wie- 
deraufgebaut wird,  die  nationalen  Minderheiten  allein  diese 
Segnungen  entbehren  sollten,  so  würde  die  Hoffnungslosig- 
keit ihres  Schicksals  die  Grenzen  des  Tragischen  übersteigen. 


Denkschrift  die  Schadloshaltung  der  Popromopfer 

betreffend. 

An  Ihre  Excellenzen  den  Herrn  Präsidenten  und  die  Her- 
ren Delegierten  der  Friedenskonferenz. 

Das  Komitee  der  jüdischen  Delegationen  bei  der  Friedens- 
konferenz, dias  im  Namen  der  verschiedenen  unterzeichneten 
Organisationen  handelt  und  für  neun  Millionen  Juden  plädiert . 
hat  die  Ehre,  Ihnen  nachstehenden  Vorschlag  zu  unterbreiten, 
der  den  Schutz  der  jüdischen  Bevölkerung  in  Bulgarien,  Est- 
land, Finnland,  Griechenland,  Litauen,  Polen,  Rumänien, 
Russland,  der  Tschechoslovakei ,  der  Ukraine,  Jugoslavien  und 
anderen  Ländern  Ost-  und  Zentraleuropas  bezweckt,  und  bit- 
tet Sie  ergebenst,  ihn  bei  der  Abfassung  der  Verträge,  die 
mit  diesen  Ländern  abgeschlossen  werden,  berücksichtigen 
zu  wollen  : 

Die  Opfer  aller  Pogrome,  welche  in  der  Zeit  vom  1.  August 
1914  bis  zur  Unterzeichnung  dieses  Vertrages  stattgefunden 
haben  und  gegen  die  Juden  in gerichtet  waren,  so- 
wie auch  die  Opfer  der  Pogrome,  welche  nach  diesem  Datum 

in sich  ereignen  sollten,  müssen  für  die  erlittenen 

Verluste  und  Schäden  durch vollständig  entschädigt 

werden. 

6 
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Genehmigen  Sie,  Herr  Präsident  und  Herren  Delegierte r 
den  Ausdruck  unseres  Vertrauens  in  Ihren  Gerechtigkeitssinn 
und  die  Versicherung  unserer  ausgezeichneten  Hochachtung. 

Im  Namen  des  Komitees  der  jüdischen  Delegationen  bei 
der  Friedenskonferenz,  das  aus  Vertretern  der  nachstehenden 
Länder  und  Organisationen  zusammengesetzt  ist. 

(Unterschriften  wie  oben) 

Paris,  d.  10.  Mai  1919. 


Begründung. 

Die  in  einigen  Ländern  Osteuropas  gegen  friedliche  jüdi- 
sche Einwohner  stattgehabten  Pogrome  haben  mehr  als  ein- 
mal das  Gewissen  der  Welt  in  Aufruhr  versetzt. 

Diese  höchste  Schmähung  gegen  die  Menschheit,  diese 
über  unglückliche  Opfer  geschwungene  Geissei  kann  nicht  län- 
ger als  ein  Übel  hingenommen  werden,  dem  durch  nichts  ab- 
zuhelfen sei. 

Wenn  es  auch  nur  zu  beklagen  ist,  dass  die  Urheber  die- 
ser Verbrechen  unbestraft  bleiben,  so  würde  es  eine  völlige 
Verleugnung  jeglicher  Gerechtigkeit  sein,  wenn  die  Gemein- 
den, in  deren  Bereich  derartige  Schrecken  begangen  worden 
sind,  durch  den  Staat  nicht  gezwungen  werden  sollten,  das 
Unrecht  wiedergutzumachen.  Tausende  von  Familien  haben 
durch  diese  Ereignisse  ihre  Existenzmittel  verloren  oder  sind 
völlig  ruiniert  worden.  Es  muss  eine  vollständige  Wiedergut- 
machung geleistet  werden.  Die  durch  diese  Heimsuchungen 
verwittweten  Frauen  und  verwaisten  Kinder  müssen  von 
Staatswegen  eine  Pension  erhalten,  die  ihnen  zur  Milderung 
ihres  Kummers  zukommt.  Die  elementarste  Gerechtigkeit  ver- 
langt die  Wiedergutmachung  des  geschehenen  Unrechts ;  die 
öffentliche  Sicherheit  verlangt,  dass  es  in  Zukunft  vermieden 
wird. 

Es  ist  zu  befürchten,  dass  die  gegenwärtig  am  Ruder  be- 
findlichen Regierungen  dieser  Länder  in  Verkennung  der 
wirklichen  Staatsinteressen  es  verabsäumen,  die  erforderlichen 
Massregeln  zu  ergreifen ,  um  eine  Wiederholung  der  Grässlich- 
keiten  zu  verhindern.  Aus  den  Gebieten  Osteuropas  wird  täg- 
lich über  blutige  Ausschreitungen  berichtet,  denen  die  Juden 
allein  zum  Opfer  fallen  und  die  den  Verlust  zahlreicher  Men- 
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schenleben  und  bedeutender  materieller  Werte  zur  Folge 
haben. 

Wenn  die  Staaten,  in  denen  die  Verbrechen  begangen  wer- 
den, nicht  gezwungen  werden  sollten,  ihnen  durch  Schutzmass- 
nahmen vorzubeugen  und  die  Verantwortung  für  ihre  Folgen 
zu  tragen,  so  werden  diese  Abscheulichkeiten  zweifellos  fort- 
dauern und  zu  einer  allgemeinen  Erscheinung  werden. 

Die  Rechtspflege  verschiedener  Staaten  anerkennt  die 
Wohlbegründetheit  der  Grundsätze,  um  deren  Annahme  wir 
an  die  Friedenskonferenz  appellieren. 


IL  TEIL: 

DIE  STELLUNG    DER 
INTERNATIONALEN  DEMOKRATIE 


Inhalt: 


Vorbemerkung , 87 

Die  jüdische  Autonomie  in  der  russischen  Konstituante. .  89 
Resolution    von     Parlamenten     der     nordamerikanischen 

Staaten 89 

Kundgebungen  in  Rom 91 

Resolutionen  der  Völkerbundkonferenz  in  Bern 92 

Kundgebung    hervorragender    englischer    Persönlichkeiten 

für  ein  jüdisches  Palästina 93 

Resolution  der  National-Exekutive  der  Sozialistischen  Partei 

Amerikas 94- 

Resolution  der  neutralen  sozialistischen  Konferenz  1916 .  96 

Resolution  der  sozialistischen  Partei  Frankreichs 96 

Aus     dem     Memorandum     der     armenischen     Föderation 

»Daschnaktzoutiun« 97 

Stellungnahme  der  neutralen,  sozialistischen  Delegationen 

in  Stockholm 97 

Resolutionen  der  American  Federation  of  Labour 98 

Die  Judenfrage  im  Friedensprogramm  der  Sozialisten  der 

alliierten  Länder 100 

Resolutionen  der   internationalen    Sozialistenkonferenz   in 

Amsterdam 100 


Vorbemerkung. 

Während  des  Krieges  war  die  Jadenfrage  Gegenstand 
lebhafter  Erörterungen  in  der  internationalen  politischen 
Welt.  Die  Zustimmung  bürgerlicher  Kreise  zu  den  jüdischen 
Forderungen  kam  zumeist  in  der  Tagespresse  zum  Ausdruck. 
Es  würde  den  Kahmen  dieser  Schrift  sprengen,  wenn  wir  die 
diesbezüglichen  Stimmen  der  Presse  auch  nur  auszugsweise 
bringen  wollten.  Es  werden  im  folgenden  Kundgebungen 
einzelner  autoritativer  Organisationen  zumeist  proletarischen 
Charakters  wiedergegeben,  da  gerade  diese  zur  Judenfrage  in 
offiziellen  Kundgebungen  Stellung  genommen  haben.  Die 
Zusammenstellung  erhebt  keinen  Anspruch  auf  Vollstän- 
digkeit. 


Proklamierung 
der  jüdischen  Autonomie  in  der 
Eröffnungssitzung  der  russischen 

Konstituante. 

(Dezember  1917.) 

In  seiner  Eröffnungsrede  sagte  der  Vorsitzende  Tscher  - 
now  : 

„Schliesslich,  Bürger,  erlauben  Sie  mir,  das  Gleiche  von 
dem  Stiefkind- Volke,  von  dem  unter  den  Völkern  am  meisten 
gehetzten  Volke  zu  sagen,  von  dem  Volke,  das  bisher  allen 
Ausbeutern  der  ganzen  Welt  als  Sündenbock  gedient  hat,  die  auf 
es  als  Volk  die  ganze  Unzufriedenheit ,  die  ganze  Empö- 
rung der  arbeitenden  Massen  zu  lenken  suchten,  die  billiger- 
weise auf  kein  Volk  als  solches  gerichtet  werden  dürfen,  da 
unter  allen  Völkern  ohne  Ausnahme  die  arbeitenden  Massen 
die  ungeheuere  Mehrheit  der  Bevölkerung  bilden.  Auch 
das  jüdische  Volk,  das  über  ein  geschlossenes  Terri- 
torium nicht  verfügt,  wird  auf  dem  Territorium 
der  russischen  Eepublik  gleich  den  anderen 
Völkern  das  Kecht  haben,  die  Organe  seiner 
nationalen  Selbstverwaltung  zu  gestalten 
und  in  ihnen  den  Willen  der  werktätigen 
Elemente   zur   Geltung  zu  bringen." 

(Nach  dem  stenographischen  Protokoll). 


Resolutionen   von    Parlamenten 
nordamerikanischer  Staaten. 

Folgende  Resolution  wurde  im  Frühjahr  1919  von  dem 
Parlament  des  Staates  Massachusets  gefasst : 
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„Da  das  zukünftige  Wohlergehen  und  der  zukünf- 
tige Fortschritt  der  Welt  auf  einem  gerechten  und  bil- 
ligen Abschluss  des  Friedens  beruht,  der  jeder  noch  so 
kleinen  Nation  die  Freiheit  der  Selbstbestimmung  und 
des  Eigenlebens  sichert ; 

da  die  Regierung  der  Vereinigten  Staten  als  eine 
eifrige  Verfechterin  der  kleinen  Nationen  anerkannt  ist : 

so  sei  hiermit  beschlossen, 

dass  es  die  Absicht  des  Repräsentantenhauses  des 
Gemeinwesens  Massachusets  ist,  dass  die  nationalen  Be- 
strebungen und  historischen  Ansprüche  des  jüdischen 
Volkes  in  Bezug  auf  Palästina  in  Übereinstimmung  mit 
der  Erklärung  der  britischen  Regierung  vom  2.  November 
1917  auf  der  Friedenskonferenz  anerkannt  werden  mögen, 
dass  in  Palästina  derartige  politische,  administrative  und 
ökonomische  Bedingungen  geschaffen  werden  sollen, 
welche  die  Entwicklung  Palästinas  zu  einem  jüdischen 
Gemeinwesen  sicherstellen,  und  dass  die  amerikanischen 
Vertreter  auf  der  Friedenskonferenz  ihr  Bestes  tun  sollen , 
um  die  Erreichung  dieses  Zieles  zu  ermöglichen ; 

ferner  sei  beschlossen,  dass  es  die  Absicht  des  Re- 
präsentantenhauses von  Massachusets  ist,  dass  auf  der 
Friedenskonferenz  ausdrückliche  Bestimmungen  zu  dem 
Zwecke  festgesetzt  werden  mögen ,  dem  jüdischen  Volke  in 
jedem  Lande  Lebensglück,  Freiheit  und  die  Möglichkeit 
der  nationalen  Entwicklung  zu  gewähren,  damit  einem 
der  am  meisten  leidenden  Völker  der  Erde,  —  dem  jü- 
dischen Volke  —  Gerechtigkeit  widerfahren  möge ; 

und  ferner  sei  beschlossen,  dass  eine  Abschrift  dieser 
Resolution  durch  den  Sekretär  des  Gemeinwesens  von 
Massachusets  dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten 
übermittelt  werden  soll." 


Aehnliche  Resolutionen  fassten  auch  die  Parlamente  der 
Staaten  New- York,  Ohio  und  andere  Staaten  der  Union. 


(II 

Kundgebungen  in  Rom. 

Das  Komitee  „Pro  Israel"  in  Rom,  dem  hervorragende 
Führer  der  öffentlichen  Meinung  Italiens  angehören  und  das 
eine  rührige  Propaganda  für  die  jüdische  Emanzipation  ent- 
faltet, veranstaltete  im  Nationaltheater  in  Rom  eine  grosse 
Versammlung,  der  Mitglieder  des  diplomatischen  Corps,  sowie 
viele  Kammerabgeordnete  und  Senatoren  beiwohnten.  Be- 
grüssungen  lagen  vor  von  Aussenminister  S  o  n  n  i  n  o  und 
anderen  Kabinetsmitgliedern.  Die  Versammlung  fasste  fol- 
gende Entschliessung : 

„In  der  Überzeugung,  dass,  wenn  der  Friede  Bestand 
haben  soll,  es  notwendig  ist,  die  Bestrebungen  aller  Nationali- 
täten, grosser  und  kleiner,  zu  befriedigen  und  jedem  Volke 
die  Möglichkeit  zu  geben,  sich  frei  und  ungehindert  zu  ent- 
wickeln ,  fordert  das  Volk  von  Rom : 

1.  Die  Errichtung  einer  nationalen  Heimstätte  für  das 
jüdische  Volk  in  Palästina  innerhalb  der  historischen  Grenzen 
nach  Massgabe  der  politischen  und  ökonomischen  Bedürf- 
nisse, sowie  die  Schaffung  der  für  ihre  freie  Entwicklung 
erforderlichen  Bedingungen ; 

2.  Nationale,  kulturelle,  soziale  und  politische  Recnte 
für  die  jüdische  Bevölkerung  in  den  Ländern  ihrer  Massen - 
siedlung  und  wo  sie  solche  Rechte  verlangen." 

Eine  zweite,  vom  gleichen  Komitee  veranstaltete  im- 
posante Versammlung,  die  hauptsächlich  der  Judenfrage  in 
den  polnischen  Gebieten  gewidmet  war,  wurde  am  8.  Februar 
unter  dem  Vorsitz  des  Herzogs  Giovanni  Colonna  Di  Cosaro, 
Abgeordneten  des  italienischen  Parlamentes,  abgehalten.  Die 
angenommene  Resolution  lautet : 

„Die  am  8.  Februar  1919  auf  Einladung  des  nicht- 
jüdischen Komitees  zum  Schutze  der  Rechte  des  jüdischen 
Volkes,  „Pro  Israel",  im  italienischen  Kolonialinstitut  Ver- 
sammelten, die  der  zivilisierten  Welt  und  der  alliierten  Diplo- 
matie, die  Lage  der  Juden  Galiziens  in  Erinnerung  brin- 
gen,   die    Metzeleien    und    Verfolgungen    preisgegeben    sind, 

konstatieren , 

dass  die  Lage  der  Juden  in  Mittel-  und  Osteuropa  nicht 
verbessert  werden  kann,  wenn  den  in  Polen,  der  Ukraine, 
Litauen,   Ungarn,  Rumänien  lebenden   Millionen  Juden  da« 
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nationale  Minderheitsrecht  nicht  sichergestellt  wird,  wo- 
runter die  Selbsterhaltung  der  jüdischen  Gemeinden,  die  staat- 
liche Anerkennung  der  jüdischen  Unterrichtsanstalten  und 
eine  gerechte  Vertretung  der  besagten  jüdischen  Minoritäten 
verstanden  wird; 

dass  die  jüdische  Frage  als  Ganzes  gemäss  den  Erforder- 
nissen der  Gerechtigkeit  und  des  Friedens  nur  gelöst  werden 
kann,  wenn  dem  jüdischen  Volk  Palästina  unter  derartigen 
Bedingungen  übergeben  wird,  die  dem  Volk  Israel  eine  freie 
und  unabhängige  Entwicklung  sichern." 


Aus  den  Resolutionen  der 
Völkerbundkonferenz. 

(Bern,  Mitte  März  1919). 
1.  Ueber  den  Umfang  des  Völkerbundes. 

In  Kenntnis  des  Pariser  Vertrages  sowie  des  Entwurfes 
der  schweizerischen  Expertenkommission  ersucht  diese  Kon- 
ferenz die  Vertragsch liessenden,  alle  nach  den  folgenden  Be- 
stimmungen als  Mitglieder  des  Bundes  in  Betracht  kom- 
menden Völker  bei  der  Ausarbeitung  und  endgiltigen  Fest- 
setzung des  Vertrages  mitwirken  zu  lassen,  und  zwar  in  der 
vom  schweizerischen  Entwurf  vorgesehenen  Form. 

Der  Bund  umfasst  alle  Nationen,  welche  da®  Selbstbestim- 
mungsrecht haben  und  die  zur  Ausführung  der  Bestimmungen 
des  Bundes  hinreichenden  organisatorischen  Einrichtungen 
aufweisen.  Sofern  über  die  Erfüllung  dieser  Voraussetzungen 
keine  allseitige  Uebereinstimmung  besteht,  wird  über  die  Auf- 
nahme einer  Nation  als  Mitglied  durch  das  zuständige  Organ 
des  Bundes  auf  Grund  eines  Gutachtens  des  Schiedshofs  ent- 
schieden. 

In  Anbetracht  der  historisch  bedingten  exzeptionellen 
Lage  des  jüdischen  Volkes  interpretiert  die  Konferenz  ihre 
obigen  Grundsätze  betreffend  Zutritt  zum  Völkerbund  authen- 
tisch dahin,  dass  dem  auf  demokratischer  Basis  national  orga- 
nisierten jüdischen  Volke  das  Kecht  auf  Beitritt  zum  Völker- 
bunde grundsätzlich  zukommt   (einstimmig). 
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2.  Zur  Frage  des  jüdischen  Boykottes 
in  Polen. 

Die  vertragschließenden  Staaten  werden  in  ihrer  Ge- 
setzgebung, Verwaltung  und  Rechtsprechung  Sorge  dafür 
tragen,  dass  jeder  Missbrauch  wirtschaftlicher  Mittel  (wie 
Boykott)  zu  Zwecken  des  nationalen  Zwanges  und  der  na- 
tionalen Unduldsamkeit  verhindert  und  bestraft  wird  (ein- 
stimmig) . 


Kundgebung  hervorragender 
englischer    Persönlichkeiten 
für  ein  jüdisches  Palästina. 

(April  1919). 

Nachstehende  Kundgebung  ist  von  275  hervorragenden 
englischen  Persönlichkeiten  unterzeichnet.  Darunter  befinden 
sich  die  Namen  von  22  Mitgliedern  des  Privy  Council,  74  Mit- 
gliedern des  Parlaments,  34  Bischöfen  und  Vorstehern  von 
Kirchen,  8  hervorragendsten  Führerinnen  der  Frauenbewe- 
gung und  von  Vertretern  der  Wissenschaft,  Kunst,  Literatur 
und  Presse. 

„Unter  allen  nationalen  Forderungen,  die  befriedigt 
werden  müssen,  wenn  die  Welt  einen  dauernden  Frieden 
haben  soll,  verdient  keine  mehr  Sympathie  und  Unterstüt- 
zung aller  rechtlich  denkenden  Menschen  als  die  Forderung 
des  jüdischen  Volkes,  sein  nationales  Leben  in  Palästina 
wiederaufzubauen.  Während  der  20  Jahrhunderte  des  Exils 
haben  die  Juden  niemals  die  Hoffnung  auf  die  E-ückkehr  in 
ihr  historisches  Heimatland  aufgegeben,  mit  welchem  der 
beste  Teil  ihrer  eigenartigen  Kultur  und  ihre  Zukunft  ver- 
knüpft ist.  Das  ihnen  zugefügte  nationale  Unrecht  ist  sicher- 
lich das  älteste,  und  durch  dessen  Gutmachung  wird  die 
Menschheit  zugleich  einen  Akt  der  einfachen  Gerechtigkeit 
vollziehen  und  eine  Saat  von  unberechenbaren  Zukunftsmög- 
lichkeiten  ausstreuen.    Politisch    wird    die   Wiederbesiedeluner 
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Palästinas  durch  die  Juden  und  seine  Entwicklung  zu  einem 
jüdischen  Gemeinwesen  einen  notwendigen  Faktor  von  Sta- 
bilität und  geordnetem  Fortschritt  in  das  Leben  des  nahen 
Ostens  bringen.  Nicht  minder  wichtig  für  die  höchsten  In- 
teressen der  Menschheit  sind  unserer  Ansicht  nach  die  Vor- 
teile, welche  dem  menschlichen  Geist  und  den  sozialen  Idealen 
aus  der  freien  Entfaltung  des  jüdischen  Genius  in  seiner  Ge- 
stalt erwachsen  würde.  Die  Grossmächte,  die  sich  in  dem 
Krieg  für  die  Gerechtigkeit  und  Freiheit  vereinigt  haben  r 
haben  versprochen,  die  Errichtung  einer  nationalen  Heim- 
stätte für  das  jüdische  Volk  in  Palästina  zu  ermöglichen.  Wir 
sind  überzeugt,  dass  dieses  Versprechen  voll  und  unzweideutig 
verwirklicht  werden  muss,  wenn  die  Ordnung  der  Welt  den 
Idealen  der  Alliierten  und  der  Vereinigten  Staaten  entsprechen 
soll." 


Resolution 

der  National-Exekutive  der 

sozialistischen  Partei  Amerikas^ 

(Angenommen  im  September  1915). 

In  Erwägung,  dass  trotz  der  verschiedenen  Verlaut- 
barungen und  Behauptungen  die  Juden  noch  immer  in  ver- 
schiedenen Ländern  ihrer  nationalen  und  menschlichen  Rechte 
beraubt  sind ; 

in  Erwägung,  dass  der  gegenwärtige  Krieg,  insbesondere 
das  blutige  Eingen,  das  sich  auf  dem  russischen  Territorium 
abspielt,  die  aussergewöhnlichen  Leiden  und  unerhörten  Ver- 
folgungen des  jüdischen  Volkes  vervielfacht  hat,  wobei  dies 
ungeachtet  dessen  geschieht,  dass  sich  die  Juden  zu  Hundert- 
tausenden als  Soldaten  in  den  kämpfenden  Armeen  schlagen  ; 

in  weiterer  Erwägung,  dass  die  unmenschlichen  Verfol- 
gungen der  Juden  in  der  schrecklichen  Tyrannei  wurzeln,  die 
das  jüdische  Volk  noch  vor  dem  Beginn  des  Krieges  aus- 
zustehen hatte,  dass  die  unwissenden  Massen  der  Bevölkerung 
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in  den  verschiedenen  Ländern  —  nicht  zu  sprechen  von  dem 
anmassenden  und  nicht  verantwortlichen  Militär  —  von  den 
Machthabern  und  Regierenden  in  dem  Glauben  erzogen  wur- 
den, dass  der  Jude  eine  niedrige  menschliche  Kreatur  ist,  die 
Zielscheibe  für  vorsätzliche  Beleidigungen  und  mutwillige  An- 
griffe, den  jeder  verfolgen  und  angreifen  kann,  ohne  Gefahr, 
dass  der  Angreifende  von  irgend  wem  bestraft  wird ; 

in  Erwägung,  dass  die  internationale  sozialistische  Be- 
wegung und  die  sozialistischen  Parteien  der  Länder,  wo  nur 
die  Frage  entstanden  war,  niemals  die  Gelegenheit  verfehlten, 
sich  rückhaltlos  und  klar  für  die  volle  Befreiung  jeder  unter- 
drückten Nationalität,  ebenso  für  die  Befreiung  des  jüdischen 
Volkes  auszusprechen ; 

in  Anbetracht  der  Tatsache,  dass  die  jüdischen  Arbeiter 
der  Vereinigten  Staaten  eine  Organisation  bildeten,  genannt 
das  Nationale  Arbeiter-Comite  für  jüdische  Rechte,  dem  sich 
alle  radikalen  und  Arbeiterorganisationen  anschlössen  ;  .  .  . 

sei  darum  beschlossen,  dass  wir,  die  National-Exekutive 
der  Sozialistischen  Partei  der  Vereinigten  Staaten,  die  Ziele 
der  oben  genannten  Organisation,  wie  sie  in  dieser  Resolu- 
tion angedeutet  sind,  herzlich  begrüssen  und  indossieren  (aner- 
kennen) sowie  uns  verpflichten,  den  jüdischen  Arbeitern  in 
ihrer  gerechten  Sache  unsere  volle  Unterstützung  zu  leihen  ; 

es  sei  auch  beschlossen,  Genossen  Mever,  London,  unseren 
erwählten  Congressman  der  Stadt  New  York,  aufzufordern, 
eine  Reihe  von  Resolutionen  vorzubereiten,  die  die  Ziele  und 
Aufgaben  des  Nationalen  Arbeiter-Comites  ausdrücken,  und 
diese  Resolution  im  Kongress  vorzubringen,  sobald  die  Sitzun- 
gen desselben  im  Monat  Dezember  eröffnet  werden ; 

es  sei  auch  beschlossen,  dass  die  Sozialistische  Partei  der 
Vereinigten  Staaten  ihre  Delegierten  zum  Internationalen 
Sozialistischen  Kongress  und  ihre  Vertreter  im  Internationalen 
Sozialistischen  Bureau  beauftragt,  diese  Resolution  dem  Bu- 
reau und  Kongress,  sobald  sie  sich  versammeln,  zu  unter- 
breiten, damit  die  sozialistischen  Parteien  aller  Länder  eine 
gemeinschaftliche  internationale  Aktion  unternehmen,  um 
dem  jüdischen  Volke  in  seinem  Kampfe  in  jeder  möglichen 
Weise  zu  helfen  für  die  Erwerbung  voller  und  gleicher  Rechte, 
wie  sie  alle  anderen  Völker  in  den  Ländern  besitzen,  wo  die 
Juden  wohnen  und  wo  sie  dieser  Rechte  jetzt  beraubt  sind. 
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Aus  der  Resolution  der  neutra- 
len sozialistischen  Konferenz, 

(31.  Juli— 2.  August  1916  im  Haag.) 

„Die  Konferenz  erklärt  weiter,  dass  die  Autonomie 

der  Nationen  am  besten  zu  verwirklichen  ist  auf  dem  Boden 
einer  demokratischen  dezentralisierenden  Staatsverfassung, 
welche  den  Kulturbedürfnissen  der  Nation  völlig  Rechnung 
trägt." 

Der  Vorsitzende  und  Referent  der  politischen  Kommis- 
sion, P.  J.  Troelstra,  gab  zu  diesem  Satz  folgende  Inter- 
pretation : 

„Ich  denke  dabei  in  erster  Linie  an  die  nationalen 
Minderheiten  in  verschiedenen  Gebieten,  auch  in  solchen, 
die  jetzt  vielleicht  ihre  politische  Selbständigkeit  erreichen 
werden.  In  einem  wiederhergestellten  autonomen  Polen  sollen 
die  Kulturrechte  der  ukrainischen,  jüdischen,  litauischen 
Minorität  geschützt  werden.  Die  nationale  Freiheit  keines 
Volkes  soll  zur  Unterdrückung  eines  anderen  missbraucht  und 
erniedrigt  werden." 


Sozialistische  Partei  Frankreichs. 

(Aus  dem  Memorandum  an  das  Holländisch- Skandinavische 
Komitee,  im  August  1917.) 

Der  Friedensvertrag  muss  denjenigen  Regierungen,  die 
dies  noch  nicht  getan  haben,  die  Verpflichtung  auferlegen, 
ihren  jüdischen  Staatsangehörigen  dieselben  Rechte,  wie  den 
anderen  Bürgern  zu  gewähren  und  den  Juden  überall,  wo  sie 
eine  bedeutende  Minderheit  bilden,  das  Recht  der  freien  Ent- 
wicklung ihrer  nationalen  Kultur  zu  gewährleisten. 
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Aus  dem  Memorandum 

der  armenischen  revolutionären 

Föderation  „Daschnakzutiun". 

(an  das  Holländisch- Skandinavische  Komitee, 
im  Sommer  1917. ) 

„Wir  fordern  also :  .  .  .  . 

da-ss  Syrien  und  das  jüdische  Palästina  beson- 
dere Einheiten  bilden  sollen.  Die  Verfassung  dieser  Ein- 
heiten und  ihre  gegenseitigen  und  internationalen  Beziehungen 
sollen  nach  dem  Krieg  geregelt  werden." 


Stellungnahme  der  neutralen, 

sozialistischen  Delegationen 

in  Stockholm. 

(10.  Oktober  1917.) 

Aus  dem  Manifest: 

„Schaffung  eines  freien,  unabhängigen  Polen  mit  Sicher- 
stellung der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  der  Autonomie 
der  jüdischen  und  der  anderen  Minderheiten." 

„Internationale  Lösung  der  Judenfrage :  Personalauto- 
nomie in  den  Gebieten  Russlands,  wo  die  Juden  in  geschlos- 
senen Massen  wohnen ;  Schutz  der  jüdischen  Kolonisation  in 
Palästina." 


Aus  der  begleitenden  Denkschrift: 

„Wir  anerkennen  auch  den  internationalen  Charakter  der 
Judenfrage  und  die  Notwendigkeit  ihrer  Regelung  durch  den 
Friedensvertrag.  Darin  müssten  die  Gebiete  aufgezählt  wer- 
den, wo  die  Juden  in  Massen  siedeln  und  wo  ihnen  die  nau- 
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tionalpersonale  Autonomie  gewährt  werden  soll.  Diese  Gebiete 
gehören  Bussland,  Österreich,  Kumänien  und  Polen  an.  Die 
Entwicklung  der  jüdischen  Kolonisation  in  Palästina  muss 
völkerrechtlich  gesichert  werden." 

(Aus  dem  französichen  Buch  „Stockholm".) 


Resolutionen  der  American 
Federation  of  Labour. 

A)     (Angenommen  von  der  36.  Convention  in  Baltimore, 
13.— 20.  November  1916.) 

„In  Erwägung,  dass  der  europäische  Krieg  mit  jedem 
Tage  an  Umfang  und  Entsetzlichkeit  zunimmt  und  die 
unglücklichen  Nationen,  die  von  ihm  heimgesucht  werden, 
anscheinend  machtlos  sind,  der  schrecklichen  gegenseitigen 
Zerstörung  und  dem  Blutvergiessen  Einhalt  zu  tun ; 

in  Erwägung,  dass  viele  Nationen  in  Europa  von  den 
Grossmächten  politisch  unterdrückt,  ihrer  Selbstverwaltungs- 
rechte beraubt  und  in  ihrer  freien  nationalen  und  kulturellen 
Entwicklung  gehindert  werden,  dass  sie  unterjocht,  miss- 
handelt und  verfolgt  werden,  so  dass  die  Existenz  derartiger 
unterdrückter  Nationalitäten  und  ihr  natürlicher  rechtmässiger 
Kampf  für  Befreiung  einen  fruchtbaren  Boden  für  inter- 
nationale Streitigkeiten  und  Kriege  bilden ; 

in  Erwägung,  dass  einige  europäische  Länder  das  jü- 
dische Volk  in  seinen  politischen,  nationalen  und  bürgerlichen 
Hechten  beschränken,  die  die  übrige  Bevölkerung  dieser  Län- 
der besitzt,  ungeachtet  dessen,  dass  zu  gleicher  Zeit  die  Juden 
ungezählte  Opfer  an  Eigentum  und  Blut  für  die  Länder 
bringen,  in  denen  sie  geboren  sind  und  sich  eingebürgert 
haben ; 

und  in  weiterer  Erwägung,  dass  die  internationale  Be- 
wegung der  organisierten  Arbeiterschaft  die  Abschaffung  aller 
Formen  der  Unterdrückung  und  Rechtsbeschränkung,  der  na- 
tionalen und  Rassenbeschränkungen,  ebenso  wie  der  poli- 
tischen und  wirtschaftlichen  erstrebt ; 
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sei  darum  beschlossen,  dass  die  Convention  der  American 
Federation  of  Labour,  versammelt  in  Baltimore  im  November 
1916,  die  Eesolution  unterstützt,  eingebracht  im  Repräsen- 
tentenhause  von  Congressmann  Meyer,  London,  und  im 
Senat  von  Senator  Line,  die  den  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  auffordert,  dem  Bruderkampf  in  Europa  ein  Ende  zu 
machen  und  einen  dauernden  Frieden  auf  gerechten  Grund- 
lagen zu  errichten,  in  dem  vorgesehen  sind:  die  Schlichtung 
internationaler  Streitigkeiten  in  der  Zukunft  in  wirksamer 
Weise,  bestimmte  Bürgerschaften  für  die  politische  Selbst- 
verwaltung der  unterdrückten  Nationen  und  für  die  Ab- 
schaffung aller  politischen,  nationalen  und  bürgerlichen  Be- 
schränkungen für  das  jüdische  Volk ; 

und  es  sei  ferner  beschlossen,  dass  die  organisierten  Ar- 
beiter der  Vereinigten  Staaten  von  der  A.  F.  L.  aufgefordert 
werden,  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln,  mora- 
lisch und  materiell,  ihre  leidenden  arbeitenden  Brüder,  die 
Opfer  des  Krieges  oder  politischer,  religiöser  oder  Rassen  - 
Verfolgungen  zu  unterstützen  ; 

und  es  sei  ferner  beschlossen,  dass  Abschriften  dieser 
Resolution  dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten,  dem 
Secretary  of  State,  dem  Präsidenten  des  Senats  und  dem 
Speaker  des  House  of  Representatives  mitgeteilt  werden 
sollen." 

B)     Buffalo,  Ende  November  1917). 

„In  Erwägung,  dass  das  jüdische  Volk  das  einzige  unter 
den  kleinen  Völkern  ist,  das  kein  eigenes  Heim  besitzt,  for- 
dern wir  den  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  und  den 
Internationalen  Congress,  der  die  Friedensbedingungen  festzu- 
setzen haben  wird,  auf,  die  gerechte  Forderung  des  jüdischen 
Volkes  auf  die  Wiederherstellung  seiner  nationalen  Heimat 
in  Palästina  auf  autonomer  Grundlage  anzuerkennen.  Mr. 
Gompers,  der  Präsident  der  American  Federation  of  Labour, 
soll  auf  die  amerikanische  Regierung  einwirken,  dass  sie  eine 
Erklärung  im  Geist  dieser  Resolution  veröffentlicht." 
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Die  Judenfrage  im  Friedenspro- 
gramm der  Sozialisten  der 
alliierten  Länder. 

(20.— 24.  Februar  1918  in  London.) 

„Die  Konferenz  fordert  für  die  Juden  in  allen  Ländern 
dieselben  elementaren  Bechte  der  Freiheit  der  Religion,  der 
Erziehung,  des  Aufenthaltes  und  der  Beschäftigung,  sowie 
die  gleichen  Bürgerrechte,  deren  alle  Einwohner  jeder  Nation 
teilhaftig  werden  müssen.  Ausserdem  erachtet  sie,  dass 
Palästina  von  der  Unterdrückung  der  türkischen  Regierung 
befreit  und  als  ein  freier  Staat  unter  internationaler  Garantie 
aufgerichtet  werden  soll,  in  welchen  alle  Juden,  die  dieses 
wünschen,  zurückkehren  können,  um  für  ihr  eigenes  Wohl 
zu  arbeiten  ohne  Einmischung  fremder  Rassen  oder  Reli- 
gionen." 

Obige  Resolution  deckt  sich  fast  wörtlich  mit  dem  auf 
die  Judenfrage  bezüglichen  Passus  der  Resolution  der  Kon- 
ferenz der  britischen  Arbeiterpartei  (Labour  Party)  vom  28. 
August  1918. 


Resolutionen  der  internationalen 

Sozialistenkonferenz  in 

Amsterdam  (April   1919). 

a)betreffend  die  Judenfrage  im  allgemeinen. 

Die  Internationale  Konferenz  anerkennt  den  internatio- 
nalen Charakter  der  Judenfrage  und  fordert  in  Anwendung  der 
allgemeinen  Grundsätze  des  Selbstbestimmungsrechtes  ihre 
internationale  Eegelung  auf  folgender  Grundlage  : 

„1-  Volle  bürgerliche  Gleichberechtigung  in  allen  Län- 
dern ;  gleiche  Behandlung  der  jüdischen  Bevölkerung  der  vom 
Kriege  heimgesuchten  Gebiete  bei  ihrem  Wiederaufbau  :  in- 
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ternationaler  Schutz  der  Juden  wie  aller  anderen  nationalen 
Minderheiten  gegen  physische  Verfolgung  und  wirtschaftliche 
Bedrückung. 

2.  Gleichberechtigung  der  .luden  in  Hinsicht  auf  die 
Freiheit  der  Einwanderung  und  Ansiedlung  in  allen  Ländern. 

3.  Nationale  Selbstverwaltung  auf  Grund  des  Personal- 
prinzips und  nationale  Gleichberechtigung  in  Staat,  Provinz 
und  Gemeinde  für  die  Juden  in  den  Ländern  jüdischer  Massen  - 
Siedlung. 

4.  Anerkennung  des  Rechtes  des  jüdischen  Volkes  auf 
die  Errichtung  einer  nationalen  Heimstätte  in  Palästina  und 
Schaffung  der  Bedingung  hierfür  unter  dem  Schutz  und  der 
Kontrolle  des  Völkerbundes,  dem  ebenso  die  Wahrung  der  be- 
rechtigten Interessen  der  übrigen  Einwohner  des  Landes 
obliegt. 

5.  Vertretung  des  jüdischen  Volkes  im  Völkerbund. 


b)  Rumänien  betreffend. 

Die  Konferenz  protestiert  auf  das  entschiedenste  gegen 
die  schmachvolle  Behandlung  der  Juden  in  Rumänien  und 
fordert  die  Regelung  der  Judenfrage  dieses  Staates  sowie  der 
ihm  etwa  zufallenden  Gebiete  im  Sinne  voller  bürgerlicher 
Gleichberechtigung  und  nationaler  Selbstverwaltung  unter 
internationaler  Garantie.  Sie  fordert  die  uneingeschränkte  aus- 
nahmslose Naturalisierung  und  Gleichberechtigung  aller  Juden 
Rumäniens  und  verwahrt  sich  gegen  jeden  Versuch  der  ru- 
mänischen Regierung,  durch  einschränkende  Massnahmen  wie 
das  Verlangen  der  Vorlegung  von  Akten  und  sonstigen  Be- 
weisen über  die  Geburt  im  Lande  und  dergl.  die  Rechtlosig- 
keit eines  grossen  Teiles  der  Juden  zu  verewigen.  Der  Völker- 
bund muss  darüber  wachen,  dass  eine  Wiederholung  des  Ver- 
tragsbruches seitens  der  rumänischen  Regierung  unmöglich 
gemacht  wird. 


III.  TEIL: 

REGIERUNGSERKLÄRUNGEN, 
GESETZE,  VERORDNUNGEN, 
INTERNATIONALE  VERTRÄGE 


Inhalt: 

Regierungserklärungen  für  ein  jüdisches  Palä- 
stina: Erklärungen  Grossbritanniens,  Frank- 
reichs, Italiens,  des  Präsidenten  Wilson, 
Deutschlands,  Griechenlands,  Serbiens,  des 
Schweizer  Bundespräsidenten,  Armeniens, 
Japans,  Chinas,  Siams  und  der  arabischen 
Friedensdelegation  105 — 113 

Regierungserklärungen  die  Judenfrage  in  Ost- 
europa betreffend:  Britische  Erklärung.  — 
Erklärung  des  Präsidenten  Masaryk.  —  Deut- 
sche Erklärung  über  die  Judenfrage  Litauens. 
—  Aus  den  deutschen  Friedensforderungen...  114 — 117 

Die  Juden  im  alten  Polen:  Jüdische  Privilegien 
und  jüdische  Autonomie.  —  Generalprivilegien 
der  polnischen  Judenheit  117 — 135 

Die  jüdische  Autonomie  in  der  Ukraina:  Einlei- 
tung. —  Das  Gesetz  über  die  national-perso- 
nale Autonomie.  —  Die  Kompetenz  der  jüdi- 
schen Gemein  de- Autonomie.  —  Kesolutionen 
der  ukrainischen   Konstituante   Ost-Galiziens  135 — 144 

Gleichberechtigung  und  nationale  Autonomie  der 
Juden  in  Litauen:  Zuschrift  der  litauischen 
Friedensdelegation  an  das  Komitee  der  jüdi- 
schen Delegationen  bei  der  Friedenskonferenz  144 — 146 

Die  Juden  in  Rumänien  146 — 157 

Das  Gesetz  über  die  „Emanzipation"  der  Juden 

Finnlands  157 — 158 

Aus  den  Pariser  Friedensverträgen  (1919)  :  Artikel 
93  des  Vertrages  mit  Deutschland.  —  Die  Be- 
stimmungen des  "Vertrages  mit  Polen  betreffs 
der  nationalen  Minderheiten.  —  Artikel  13 
und  14  der  Völkerbundsakte.  —  Aus  dem 
Briefe  des  Präsidenten  der  Friedenskonferenz 
Clemenceau  an  den  polnischen  Ministerpräsi- 
denten Paderewski  159 — 166 


Regierungserklärungen  für  ein 
jüdisches  Palästina. 

Britische  Erklärung. 

Ministerium  des  Äussern, 
2.  November  1917. 
Mein  lieber  Lord  Rothschild, 
Zu    meiner   grossen    Genugtuung   übermittle    ich    Ihnen 
namens  S.  M.  Regierung  die  folgende  Sympathie-Erklärung 
für  die  jüdisch-nationalen  Bestrebungen,  die  von  dem  Kabinett 
geprüft  und  gebilligt  worden  sind. 

Seiner  Majestät  Regierung  betrachtet  die  Schaffung  einer 
nationalen  Heimstätte  in  Palästina  für  das  jüdische  Volk  mit 
Wohlwollen  und  wird  die  grössten  Anstrengungen  machen, 
um  die  Erreichung  dieses  Zieles  zu  erleichtern,  wobei  klar  ver- 
standen wird,  dass  nichts  getan  werden  soll,  was  die  bürger- 
lichen und  religiösen  Rechte  bestehender  nichtjüdischer  Ge- 
meinschaften in  Palästina  oder  die  Rechte  und  die  politische 
Stellung  der  Juden  in  irgend  einem  anderen  Lande  beeinträch- 
tigen könnte. 

Ich  bitte  Sie,  diese  Erklärung  zur  Kenntnis  der  zionisti- 
schen Föderation  zu  bringen. 

(gez.)  James  Balfour. 

Französische  Erklärung. 

Französische  Republik. 
Paris,  16.  Februar  1918. 
Sehr  geehrter  Herr  ! 
Wie  es  im  Laufe  unserer  Unterhaltung  am  Sonnabend. 
9.  d.  M.  beschlossen  wurde,  hat  die  Regierung  der  Republik, 
im   Hinblick    auf    die    Präzisierung   ihrer    Stellungnahme    zu 
den  zionistischen  Zielen,  die  da-hin  gehen,  für  die  Juden  eine 
nationale    Heimstätte    in    Palästina    zu    schaffen,    ein    Com- 
munique  in  der  Presse  veröffentlicht. 

Indem  ich  Ihnen  diesen  Text  mitteile,  ergreife  ich  mit 
Eifer  die  Gelegenheit,  Sie  zu  der  hochherzigen  Ergebenheit 
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zu  beglückwünschen,  mit  der  Sie  die  Verwirklichung  der 
Wünsche  Ihrer  Glaubensgenossen  betreiben,  und  Ihnen  für 
den  Eifer  zu  danken,  mit  dem  Sie  dazu  beitragen,  sie  mit  den 
sympathischen  Gefühlen  bekanntzumachen,  welche  Ihre  Be- 
mühungen in  den  Ländern  der  Entente  und  besonders  in 
Frankreich  hervorrufen. 

Ich  verbleibe,  sehr  geehrter  Herr, 

hochachtungsvoll 

(gez.)  Pichon. 

Herrn  Sokolow,  Hotel  Meurice,  Paris. 

Communique. 
Herr  Sokolow,  Vertreter  der  Zionistischen  Organisa- 
tionen, ist  heute  früh  im  Ministerium  des  Auswärtigen  von 
Herrn  Stefan  Pichon  empfangen  worden,  der  glücklich  war, 
ihm  zu  bestätigen,  dass  ein  vollkommenes  Einvernehmen 
zwischen  der  französischen  und  englischen  Regierung  betreffs 
der  Frage  der  Errichtung  einer  jüdischen  Siedlung  in  Palä- 
stina herrscht. 

Italienische  Erklärung. 

London,  9.  Mai  1918. 
Hochgeehrter  Herr ! 

Im  Auftrage  Seiner  Excellenz,  des  Barons  Sonnino, 
Königl.  Ministers  des  Auswärtigen,  habe  ich  die  Ehre,  Sie 
davon  in  Kenntnis  zu  setzen,  dass  bezugnehmend  auf  die 
Wünsche,  die  ihr  übermittelt  wurden,  die  Regierung  Seiner 
Majestät  sich  freut,  die  vorhergehenden  Erklärungen  zu  be- 
stätigen, die  sie  durch  Vermittlung  ihrer  Vertreter  in 
Washington,  Haag  und  Saloniki  gemacht  hat,  dahingehend, 
dass  sie  bereit  ist,  mit  Vergnügen  daran  mitzuarbeiten,  die 
Errichtung  eines  nationaljüdischen  Zentrums  in  Palästina  zu 
erleichtern,  unter  der  Voraussetzung  jedoch,  dass  dadurch  die 
rechtliche  und  politische  Lage,  die  die  Juden  zurzeit  in  irgend 
einem  anderen  Lande  geniessen,  in  keiner  Weise  beeinträch- 
tigt wird. 

Genehmigen  Sie,  hochgeehrter  Herr,  den  Ausdruck 
meiner  ausgezeichneten  Hochachtung. 

(gez.)  Imperiali. 
Herrn  Nahum  Sokolow, 
33/38  Empire  House,  175  Piccadilly,  W.  I.,  London. 
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Erklärung  des  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten,  Woodrow  Wilson. 

Washington,  Weisses  Haus,  31.  August  1918. 
Mein  lieber  Rabbiner  Wise ! 

Ich  habe  mit  tiefem  und  aufrichtigem  Interesse  die  wie- 
deraufbauende Arbeit  beobachtet,  welche  die  Weizmann- 
Kommission  in  Palästina  auf  Veranlassung  der  Britischen 
Regierung  ausgeführt  hat,  und  ich  ergreife  gern  die  Gelegen- 
heit, um  die  Genugtuung  auszudrücken,  die  ich  empfunden 
habe  über  den  Portschritt  der  zionistischen  Bewegung  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  in  den  alliierten  Ländern  seit  der  Er- 
klärung Mr.  Balfours  im  Namen  der  Britischen  Regierung 
über  Grossbritanniens  Billigung  der  Errichtung  einer  nationa- 
len Heimstätte  in  Palästina  für  das  jüdische  Volk  und  seit 
seinem  Versprechen ,  dass  die  Britische  Regierung  die  grössten 
Anstrengungen  machen  werde,  um  die  Erreichung  dieses  Zieles 
zu  erleichtern,  wobei  verstanden  werde,  dass  nichts  getan 
werden  soll,  was  die  bürgerlichen  und  religiösen  Rechte  der 
nicht  jüdischen  Bevölkerung  in  Palästina  oder  die  Rechte  und 
die  politische  Stellung  der  Juden  in  den  anderen  Ländern 
beeinträchtigen  könnte. 

Ich  denke,  dass  alle  Amerikaner  tief  bewegt  von  der 
Nachricht  sein  werden,  dass  sogar  in  dieser  Zeit  der  Gewalt 
die  Weizmann-Kommission  die  Möglichkeit  hatte,  die  Grund- 
steinlegung der  hebräischen  Universität  in  Jerusalem  mit  der 
in  ihr  liegenden  Verheissung  der  geistigen  Wiedergeburt  vor- 
zunehmen. 

Herzlich  und  aufrichtig 

Ihr 

Woodrow   Wilson. 

Deutsche  Erklärung. 

(abgegeben  vom  Staatssekretär  von  dem  Busche  an  eine  Ab- 
ordnung des  „Zionistischen  Aktionskomitees"  und  des  „Komi- 
tees für  den  Osten"  in  Berlin  5.  Januar  1918). 

Wir  würdigen  die  auf  Entwicklung  ihrer  Kultur  und 
Eigenart  gerichteten  Wünsche  der  jüdischen  Minderheit  in 
den  Ländern,  in  denen  die  Juden  ein  stark  entwickeltes  Eigen- 
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leben  haben,  bringen  ihnen  volles  Verständnis  entgegen  und 
sind  zu  einer  wohlwollenden  Unterstützung  ihrer  diesbezüg- 
lichen Bestrebungen  bereit. 

Hinsichtlich  der  von  der  Judenheit,  insbesondere  von  den 
Zionisten,  verfolgten  Bestrebungen  in  Palästina  begrüssen  wir 
die  Erklärungen,  die  der  Grosswesir  Talaat  Pascha  kürzlich 
abgegeben  hat  (in  einer  Unterredung  mit  dem  Vertreter  der 
„Vossischen  Zeitung"  in  Konstantinopel) ,  insbesondere  die  Ab- 
sicht der  kaiserlich  osmanischen  Regierung,  gemäss  ihrer  den 
Juden  stets  bewiesenen  freundlichen  Haltung,  die  aufblühende 
jüdische  Siedlung  in  Palästina  durch  Gewährung  von  freier 
Einwanderung  und  Niederlassung  in  den  Grenzen  der  Auf- 
nahmefähigkeit des  Landes,  und  von  freier  Entwicklung  ihrer 
kulturellen  Eigenart  zu  fördern. 


Griechische  Erklärung. 

Der  Deputierte  Koffmas  (Zionist)  drückte  in  der  griechi- 
schen Kammer  den  Wunsch  aus,  Griechenland  möge  bei  der 
Errichtung  eines  Judenstaates  in  Palästina  seine  Unterstüt- 
zung geben. 

Der  Minister  des  Äussern  M.  Politis  erklärte  hierauf : 
Als  ich  noch  in  Saloniki  war,  hatte  ich  die  Gelegenheit,  die 
aufrichtige  Sympathie  der  liberalen  Partei  für  die  Juden  zum 
Ausdruck  zu  bringen.  Alle  Hellenen  teilen  den  Schmerz  der- 
jenigen, die  für  die  Verwirklichung  ihrer  nationalen  Ideale 
leiden.  Meine  aufrichtigste  Sympathie  begleitet  die  jüdische 
Nation,  das  Opfer  von  Missverständnissen  und  Verfolgungen 
seit  2  Jahrtausenden.  Ich  bin  glücklich,  mein  gegebenes  Ver- 
sprechen wiederholen  zu  können  :  die  liberale  Regierung  Grie- 
chenlands wird  alles,  was  in  ihren  Kräften  liegt,  tun,  um  das 
nationale  Werk  der  Juden  im  Einvernehmen  mit  seinen 
grossen  Verbündeten  zu  fördern.  Erlauben  Sie  mir  ein  Wort 
der  Sympathie  an  die  jüdische  Rasse  zu  richten,  die  in  Grie- 
chenland immer  unter  dem  Zepter  der  Gerechtigkeit  und  der 
vollständigen  Rechtsgleichheit  lebte  und  mit  den  anderen  Ele- 
menten des  Landes  in  vollständiger  Treue  zusammenarbeitete. 
Die  jüdische  Rasse  hat  umsomehr  Anspruch  auf  unsere  Sym- 
pathie, als  sie  sich  ebensowenig  wie  die  hellenische  den  schreck- 
lichen Verfolgungen  unterworfen  hat. 
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Serbische  Erklärung. 

(Aus  einem  Schreiben  des  serbischen  Gesandten  in  Amerika 
an  die  zionistische  Organisation.) 

„Das  serbische  Volk  hat  die  gleichen  Ideale  wie  das  jüdi- 
sche. Freiheit  für  jede  Nation  und  Gleichheit  aller  Bürger  eines 
Landes  waren  immer  Prinzipien  der  Serben,  die  sie  in  ihrem 
nationalen  Leben  bei  jeder  Gelegenheit  manifestiert  haben. 
Wir  betrachten  die  Juden  in  Serbien  als  unsere  Brüder,  und 
ich  wünsche  zu  betonen,  dass  die  Verwirklichung  der  Ideale 
des  jüdischen  Volkes  von  der  ganzen  serbischen  Nation  mit 
Enthusiasmus  und  mit  grosser  Freude  begrüsst  werden  wird." 

Schweizer  Erklärung. 
Offizielle  Mitteilung: 

Der  schweizerische  Bundespräsident  hat  am  16.  Oktober 
1918  den  Präsidenten  des  Schweizerischen  Zionistenverbandes 
Dr.  S.  Brunschwig  und  die  Herren  Marx  und  Fürsprech  E. 
Götschel  als  Delegation  des  Schweizerischen  Zionistenver- 
bandes in  längerer  Audienz  empfangen.  Er  hat  seiner  warmen 
Sympathie  für  die  zionistischen  Bestrebungen  Ausdruck  ge- 
geben und  die  Hoffnung  ausgesprochen,  dass  das  zionistische 
Ziel  einer  gesicherten  Heimstätte  für  das  jüdische  Volk  in 
Palästina  in  Bälde  sich  gänzlich  realisieren  möge.  Die  zioni- 
stischen Bestrebungen  werden,  nach  Auffassung  des  Bundes- 
präsidenten, für  die  künftige  neue  internationale  Rechtsord- 
nung (Völkerbund) ,  die  auf  der  Gleichberechtigung  und  ge- 
genseitigen Achtung  der  Völker  beruhen  und  die  freie  Ent- 
wicklung ihrer  nationalen  Eigenart  schützen  soll,  wirksam 
gefördert  werden . 

Schreiben  des  Bundespräsidenten  an  die 
zionistische  Organisation  der  Schweiz: 

Sehr  geehrte  Herren  ! 
Anlässlich  der  Ihren  Delegierten  Herren  Dr.  Brunschwig, 
Herrn  Marx  und  Herrn  Fürsprech  Götschel  gestern  gewährten 
Audienz  habe  ich   meiner  warmen   Sympathie  für  die  zioni- 
stischen   Bestrebungen    Ausdruck    gegeben.    Der    Glaube    der 
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Juden  an  ihre  Zukunft  und  an  ihre  Mission  verdient  die 
Unterstützung  der  Menschheit. 

Sie  haben  den  Wunsch  geäussert,  von  mir  zur  Ver- 
öffentlichung einer  Mitteilung  an  die  Presse  über  diese  Unter- 
redung ermächtigt  zu  werden.  Indem  ich  diesem  Wunsche 
entspreche,  übersende  ich  Ihnen  anbei  den  Wortlaut  dieser 
Zeitungsnotiz. 

Genehmigen  Sie,  sehr  geehrte  Herren,  den  Ausdruck 
meiner  vorzüglichen  Hochachtung. 

1  Beilage.  (gez.)  Galonder. 

Armenische  Erklärung. 

Der  Vertreter  der  armenischen  Gesandtschaft  in  Rom. 
Mihran  Damadian,  hat  an  das  Komitee  „Pro  Israele" 
einen  Brief  gerichtet ,  in  dem  es  heisst : 

„Die  Armenier  senden  dem  jüdischen  Volke  den  Ausdruck 
ihrer  lebhaften  Sympathie  und  ihre  besten  Glückwünsche. 
Wir  stehen  am  Anfang  einer  neuen  Aera,  in  der  die  ganze 
Welt  Freiheit,  Gleichheit  und  Brüderlichkeit  verkünden  und 
anerkennen  wird,  und  in  der  die  Leiden,  die  eure  grausam 
verfolgte  Rasse  seit  2000  Jahren  zu  erdulden  hatte,  nur  eine 
traurige  Erinnerung  sein  werden.  Die  Menschheit  wird  nicht 
mehr  solche  Skandale  wie  Armenier-Massaker  oder  Juden- 
pogrome dulden.  Niemand  wird  mehr  eine  grosse  oder  kleine 
Nation  bedrücken  können.  Palästina,  das  Land  eurer 
Väter,  das  die  Türken  zu  einer  Wüste  gemacht  haben,  wird, 
dank  der  bewundernswerten  Willenskraft  und  dem  demokra- 
tischen Geiste  eures  Volkes,  wiederum  eine  Stätte  des  Wohl- 
standes und  Lichtes  werden,  der  Ort,  an  dem  sich  die  drei 
Religionen  und  Rassen,  die  hebräische,  die  arabische  und  die 
europäische,  harmonisch  vereinen.  Das  unabhängige  Arme- 
nien wird  für  Palästina  ein  unüberwindliches  Bollwerk  gegen 
einen  neuen  feindlichen  Angriff  bilden.  Armenien  und  Palä- 
stina, verwandt  durch  ihre  Leiden,  ihrer  Kulturaufgabe  sich 
bewusst,  begrüssen  einander  und  versprechen  sich  brüderliches 
Einverständnis." 

Japanische  Erklärung. 

Der  japanische  Gesandte  in  London  veröffentlichte  im  Na- 
men seiner  Regierung  folgende  Erklärung : 
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„Die  japanische  Regierung  nimmt  mit  Befriedigung  die 
auf  die  Erlangung  eines  nationalen  Heimes  in  Palästina  ge- 
richteten Bestrebungen  des  jüdischen  Volkes  zur  Kenntnis  und 
sieht  mit  wohlwollendem  Interesse  der  Verwirklichung  dieser 
Wünsche  entsprechend  den  projektierten  Vorschlägen  entge- 
gen." 

Der  japanische  Gesandte  fügte  seinerseits  hinzu,  dass 
seine  Regierung  am  31.  Dezember  1917  eine  ähnliche  Mittei- 
lung der  Zionistischen  Organisation  in  Shanghai  hat  zukom- 
men lassen. 


Chinesische  Erklärung. 

Peking,  14.  Dez.  1918. 
Geehrte  Herren. 
Ich  habe  die  Ehre,  den  Empfang  Ihres  Briefes  vom 
6.  Juni  1918  zu  bestätigen,  in  dem  Sie  mir  mitteilen,  dass  die 
englische  Zionistische  Föderation,  der  Sie  angeschlossen  sind, 
im  Besitze  eines  vom  2.  November  1917  datierten  Briefes  von 
Herrn  A.  J.  Balfour,  dem  britischen  Staatssekretär  für  aus- 
wärtige Angelegenheiten,  ist,  in  dem  er  das  Wohlwollen  der 
britischen  Regierung  für  die  von  den  Zionisten  erstrebte  Er- 
richtung einer  nationalen  Heimstätte  für  das  jüdische  Volk 
in  Palästina  ausgesprochen  habe,  und  dass  Sie  Gewicht  dar- 
auf legen,  unsere  Sympathie  zu  erlangen. 

In  Erwiderung  hierauf  habe  ich  die  Ehre,  Ihnen  mit- 
zuteilen, dass  die  chinesische  Regierung  den  zionistischen  Be- 
strebungen gegenüber  dieselbe  Haltung  einnimmt,  wie  die  bri- 
tische Regierung. 

Ich  habe  die  Ehre,  mein  Herr,  Ihr  gehorsamster  Diener 
zu  sein. 

Für  den  Minister  des  Äusseren 

(gez.)   Tscheng  Lo, 
Viceminister  für  auswärtige  Angelegenheiten. 

Herrn  E.  S.  Kasoorie, 
Präsident  der  Shanghaier  Zionistischen  Vereinigung, 
Shanghai. 
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Siamesische  Erklärung. 

(Brief  des  siamesischen  Ministers  des  Aeusseren,  Prinz  Deva- 
wongse,  an  Herrn  Bankier  E.  S.  Kasoorie,  den  Vorsitzenden 
der  zionistischen  Organisation  in  Shanghai.) 
Sehr  geehrter  Herr ! 
Ich  bestätige  den  Empfang  des  Briefes  der  Zionistischen 
Organisation  in  Shanghai  vom  12.  Juli  1918,  der  sich  auf  die 
Errichtung  Palästinas  als  einer  nationalen  Heimstätte  für  das 
jüdische  Volk  bezieht.  In  Beantwortung  desselben  beehre  ich 
mich  zu  bemerken,  dass  die  königliche  siamesische  Regierung 
ihre  Uebereinstimniung  mit  der  freundschaftlichen  Haltung 
erklärt,  welche  die  Verbündeten  bezüglich  der  Errichtung 
Palästinas  als  einer  nationalen  Heimstätte  für  das  jüdische 
Volk  einnehmen,  und  dass  sie  im  Einvernehmen  mit  den 
alliierten  Mächten  ihr  Bestes  tun  wird,  um  die  Erreichung 
dieses  Zieles  zu  erleichtern,  natürlich  unter  der  Vorausset- 
zung, dass  nichts  geschieht,  was  die  bürgerlichen  oder  religiö- 
sen Rechte  der  bestehenden  nichtjüdischen  Gemeinden  in 
Palästina  beeinträchtigen  könnte. 

In  vorzüglicher  Hochachtung 
(gez.)   Devawongse. 

Arabische  Erklärung. 
Schreiben  des  Vorsitzenden  der  arabischen  Frie- 
densdelegation Emir  Faisul  an  den  amerikanischen 
Zionistenführer  Frankfurter. 

Sehr  geehrter  Herr  Frankfurter  ! 

Paris,  1.  März  1919. 

Ich  möchte  die  Gelegenheit  meiner  ersten  Berührung  mit 
den  amerikanischen  Zionisten  benutzen,  um  Ihnen  zu  sagen, 
was  ich  Dr.  Weizmann  schon  wiederholt  sowohl  in  Palästina 
wie  in  Europa  sagen  konnte :  „Wir  sind  der  Ueberzeugung , 
dass  Araber  und  Juden  nahe  Kassenverwandte  sind,  die  Ver- 
folgungen durch  Mächte  erlitten  haben,  die  stärker  waren  als 
sie  selbst  und  die  durch  ein  glückliches  Zusammentreffen  in 
der  Lage  waren,  zusammen  den  ersten  Schritt  zur  Verwirk- 
lichung ihrer  nationalen  Ideale  zu  tun. Wir  Araber,  besonders 
die  Gebildeten  unter  uns,  blicken  mit  tiefster  Sympathie  auf 
die    zionistische    Bewegung.    Unsere  Delegation    hier    kennt 
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genau  die  Vorschläge,  die  gestern  von  der  zionistischen  Orga- 
nisation der  Friedenskonferenz  unterbreitet  wurden,  und  wir 
halten  sie  für  massig  und  berechtigt.  Wir  werden  unsererseits 
unser  Bestes  tun,  ihnen  zum  Siege  zu  verhelfen.  Wir  wollen 
den  Juden  unser  herzlichstes  Willkommen  bei  ihrer  Rückkehr 
in  die  Heimat  zurufen. 

Mit  den  Führern  Eurer  Bewegung,  besonders  mit  Dr. 
Weizmann,  standen  und  stehen  wir  noch  immer  in  engster 
Verbindung.  Er  hat  unserer  Sache  grosse  Dienste  geleistet, 
und  ich  hoffe,  dass  die  Araber  bald  imstande  sein  werden,  den 
Juden  ihre  Güte  zu  vergelten. 

Wir  arbeiten  zusammen  für  einen  neugestalteten  und 
wiederauflebenden  Orient  und  unsere  beiden  Bewegungen  er- 
gänzen einander.  Die  jüdische  Bewegung  ist  national  und 
nicht  imperialistisch  und  auch  unsere  Bewegung  ist  national 
und  nicht  imperialistisch,  und  in  Syrien  ist  für  uns  beide 
Raum  genug.  Ich  glaube,  dass  jeder  von  uns  der  Unter- 
stützung des  anderen  Volkes  zum  wirklichen  Erfolge  bedarf. 
Weniger  unterrichtete  und  weniger  verantwortungsvolle  Men- 
schen als  Eure  und  unsere  Führer,  die  nicht  die  Notwendig- 
keit des  Zusammenwirkens  der  Araber  und  der  Zionisten 
kennen,  haben  versucht,  auf  die  lokalen  Schwierigkeiten 
hinzuweisen,  die  notwendigerweise  in  Palästina  in  den  ersten 
Entwicklungsstadien  unserer  Bewegung  entstehen  müssen. 
Einige  von  ihnen  haben,  wie  ich  fürchte,  den  arabischen 
Bauern  Ihre  Wünsche  und  den  jüdischen  Bauern  unsere 
Wünsche  in  einem  falschen  Lichte  gezeigt,  mit  dem  Erfolg, 
dass  die  hieran  interessierten  Parteien  Kapital  aus  dem  ge- 
schlagen haben,  was  sie  unsere  Differenzen  nennen.  Ich 
möchte  Ihnen  meine  volle  Überzeugung  aussprechen,  dass 
diese  Differenzen  nicht  in  prinzipiellen  Fragen,  sondern  in  De- 
tailfragen bestehen  und  solcher  Art  sind,  wie  sie  unvermeidlich 
bei  jeder  Berührung  benachbarter  Völker  vorkommen  müssen 
und  durch  beiderseitigen  guten  Willen  leicht  beseitigt  werden 
können.  Sicherlich  werden  bei  genauerer  gegenseitiger  Kennt- 
nis fast  alle  Missverständnisse  schwinden. 

Ich  und  mein  Volk  sehen  einer  Zukunft  entgegen,  in  der 
Sie  uns  und  wir  Ihnen  helfen  werden,  sodass  die  Länder,  an 
denen  wir  gemeinsames  Interesse  haben,  aufs  Neue  ihre  Rolle 
in  der  Gemeinschaft  der  Kulturvölker  der  Welt  spielen  werden. 

(gez.)  Faisvl. 


Regierungserklärungen,   die  Ju- 
denfrage in  Osteuropa  betreffend. 

Britische  Erklärung. 

Auswärtiges  Amt,  18.  Juni  1918. 
Sehr  geehrter  Herr ! 
Unter  Bezugnahme  auf  Ihren  Brief  vom  18.  ds.  Mts.  die 
Lage  der  Juden  im  Ausland  betreffend,  bin  ich  vom  Herrn 
Sekretär  Balfour  beauftragt,  Sie  zu  versichern,  dass  Seiner 
Majestät  Regierung,  wie  es  bereits  öffentlich  erklärt  worden 
ist,  die  tiefste  Sympathie  für  die  Emanzipation  der  Juden  im 
Osten  und  Südosten  Europas  hegt  und  bemüht  ist,  alles,  was 
in  ihrer  Macht  steht,  zu  tun,  um  einer  gerechten  und  dauern- 
den Regelung  der  jüdischen  Frage  aller  in  Betracht  kommen- 
den Gebiete  sicherzustellen. 
Ich  bin,  geehrter  Herr, 

Ihr  gehorsamster,  bescheidenster  Diener 
gez.   Graham. 
Herrn  Luden  Wolf. 


Erklärung  des  Präsidenten 
des  tschechoslovakischen  Nationalrates. 

Auf  eine  Begrüssung  der  Zionistischen  Organisation  Ame- 
rikas erwiderte  Thomas  Gr.  Masaryk,  der  Präsident  des  tsche- 
cho-slovakischen  Nationalrates   (im  Oktober  1918)  wie  folgt : 

Im  Namen  unseres  Nationalrates  und  ich  darf  sagen  im 
Namen  unserer  ganzen  Nation  danke  ich  Ihnen  herzlich  für 
Ihre  freundliche  und  grossmütige  Anerkennung  unserer  natio- 
nalen Politik  und  der  Leistungen  unserer  in  Russland,  Prank- 
reich und  Italien  kämpfenden  Armeen. 

Wir  stellen  uns  unseren  zukünftigen  Staat  in  der  Weise 
vor,  dass  er  sich  im  grossen  Ganzen  bis  zu  den  gegebenen  hi- 
storischen Grenzen  erstrecken  wird ;  das  schliesst  die  Zuge- 
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hörigkeit  mancher  nationalen  Minderheit  ein.  In  Böhmen 
und  Slovakien  leben  die  Nationen  so  nebeneinander,  dass  eine 
radikale  territoriale  Abgrenzung  dort  unmöglich  ißt,  da  wir 
auf  Tausende  und  Tausende  unserer  Volksangehörigen  nicht 
verzichten  können  und  wir  auch  nicht  wünschen,  die  Minori- 
täten anderer  Völker  zu  unterdrücken.  Deshalb  ist  nur  eine 
gerechte  Regelung  möglich,  —  die  Gewährung  gleicher  Rechte 
im  öffentlichen  Leben  und  im  Schulwesen  an  die  Minoritä- 
ten, —  und  das  ist  immer  unser  nationales  Programm  und 
unser  Anerbieten  an  die  Deutschen  gewesen. 

Tatsächlich  gilt  auch  dieses  Programm  für  die  jüdische 
Minorität;  die  Juden  werden  die  gleichen  Rechte  wie  die  an- 
deren Bürger  unseres  Staates  gemessen.  Ich  muss  überdies 
betonen,  dass  wir  das  unmoralische  österreichische  Unter- 
drückungssystem des  Kirchenstaates  abschaffen  werden,  das 
Kirche  und  Religion  zu  politischen  Zwecken  missbraucht.  Was 
den  Zionismus  betrifft,  kann  ich  nur  meine  Sympathie  für 
ihn  und  die  nationale  Bewegung  des  jüdischen  Volkes  im  all- 
gemeinen zum  Ausdruck  bringen,  da  sie  von  grosser  morali- 
scher Bedeutung  ist.  Ich  habe  die  zionistische  und  nationale 
Bewegung  der  Juden  in  Europa  und  in  unserem  Lande  be- 
obachtet und  erkannt,  dass  sie  nicht  eine  Bewegung  des  poli- 
tischen Chauvinismus,  sondern  der  moralischen  Wiedergeburt 
Ihrer  Nation  ist. 

Geehrte  Herren,  Sie  waren  so  freundlich  meines  persön- 
lichen Anteils  an  unseren  nationalen  Bestrebungen  zu  erwäh- 
nen. Ich  kann  Sie  versichern,  dass  ich  mich  nach  Kräften 
bemühen  werde,  das,  was  ich  für  recht  und  billig  halte,  nicht 
nur  für  meine  eigene  Nation,  sondern  auch  für  alle  Nationen 
zu  tun. 

Herr  Wilson,  dessen  staatsmännische  Weisheit  wir  ge- 
bührend anerkennen,  sagte,  dass  Amerika  für  die  Befreiung 
der  Menschheit  kämpft.  Ich  bin  sicher,  dass  Sie  mit  uns  in 
unserer  Auffassung  des  Nationalismus  als  des  wichtigsten  Mit- 
tels der  wirklichen  Befreiung  und  allgemeinen  Verbrüderung 
übereinstimmen.  Nur  freie  Nationen  können  eine  freiheitliche 
Menschheit  bilden. 

(Aus  dem  Englischen  übertragen.) 
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Deutsche  Erklärung 
über  die  Judenfrage  in  Litauen. 

(abgegeben  vom  deutschen  Ereichskommissar  für  die  Ostsee- 
gebiete u.  Litauen  v.  Falkenhausen  an  die  Vertreter  des  „Ko- 
mitees für  den  Osten" ;  6.  Juli  1918) . 

„Wir  verkennen  nicht  die  grosse  Wichtigkeit  des  Ostju- 
denproblems. 

Grundsätzlich  überlässt  die  Kaiserliche  Regierung  dem 
soeben  anerkannten  litauischen  Staate  die  endgültige  Regelung 
seiner  inneren  Verhältnisse.  Das  schliesst  indessen  nicht  aus, 
dass  sie  beim  inneren  Ausbau  gemäss  den  Wünschen  des  Lan- 
desrates mitwirkt  und  ihren  Einfluss  für  die  Erfüllung  der  be- 
rechtigten Wünsche  des  Judentums  einsetzt,  wie  sie  dies  übri- 
gens auch  bisher  getan  hat.  In  dem  Litauen  grösseren  Umfan- 
ges,  das  voraussichtlich  bei  der  endgültigen  Regelung  der  Ver- 
hältnisse im  Osten  entstehen  wird,  muss  allen  nationalen  Mi- 
noritäten ihr  Recht  auf  bürgerliche  Gleichberechtigung,  freie 
Religionsübung  und  Pflege  ihrer  Eigenart  und  Heb  er  lief  er  ung 
voll   bewahrt   werden. 

Deshalb  soll  auch  der  jüdischen  Nationalität  das  Recht 
auf  selbständige  Ordnung  ihrer  kulturellen  Angelegenheiten, 
also  eine  weitgehende  kulturelle  Autonomie,  zustehen,  und  sie 
kann  darüber  hinaus  auf  Zugeständnisse,  z.  B.  auf  dem  Ge- 
biete der  Selbstbesteuerung  für  ihre  eigenen  Angelegenheiten 
rechnen.  Die  Regierung  verfolgt  die  nach  dieser  Richtung  hin 
geäusserten  Wünsche  mit  ihrer  vollen  Sympathie.  Sie  teilt 
auch  die  auf  berufliche  Umschichtung  der  Juden  Litauens 
gerichteten  Wünsche  und  ist  bereit,  die  auf  landwirtschaftliche 
Betätigung  gerichteten  Bestrebungen  nachdrücklich  zu  för- 
dern." 

Aus  den  deutschen  Friedensforderungen. 

(Vorschläge   der   Sachverständigenkommission   für  jüdische 
Angelegenheiten. ) 

Ende  März  1919. 
Gleichberechtigung  und  Gleichstellung  der  Juden  und  des 
Judentums  in  allen  Ländern  der  Welt,  also  auch  Beseitigung 
aller    Gesetze.    Verordnungen    und    Bestimmungen,    die    Be- 
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schränkungen  lediglich  für  Juden  enthalten ;  Forderungen 
über  die  nationale  und  kulturelle  Autonomie  in  den  neugebil- 
deten Staaten  in  dem  Umfang,  den  die  Mehrheit  der  dortigen 
Juden  fordert,  sowie  Festsetzung  solcher  politischen,  admini- 
strativen und  ökonomischen  Bedingungen  für  Palästina,  dass 
seine  Entwicklung  zu  einem  von  der  gesamten  J  u- 
denheit  getragenen,  autonomen  Gemeinwe- 
sen ( Commonwealth)  gesichert  wird  ;Entschädigung  von  Po- 
gromopfern durch  den  betreffenden  Staat ;  endlich  Einsetzung 
eines  internationalen  Ausschusses  mit  der  Aufgabe  darüber  zu 
wachen,  dass  die  Grundsätze  und  Beschlüsse  der  Friedens- 
konferenz hinsichtlich  der  Juden  durchgeführt  werden. 


Die  Juden  im  alten  Polen, 

Jüdische   Privilegien  und  jüdische  Auto- 
nomie. 

Mit  den  Juden  waren  nach  dem  alten  Polen  auch  die 
Rechtsbegriffe  über  die  Stellung  der  Judenheit  in  der  mittel- 
alterlichen Gesellschaft  aus  dem  Westen  und  Mitteleuropa 
hinübergewandert.  Die  Juden  bildeten  damals  eine  besondere 
Klasse  von  Bürgern,  die  durch  Privilegien  geschützt  wurden. 
In  dem  am  16.  August  1264  vom  Herzog  Boleslaus  dem  From- 
men den  Juden  der  Provinz  Grosspolen  in  Kaiisch  verliehenen 
Privileg  war  die  rechtliche,  ökonomische  und  religiöse  Stel- 
lung der  Juden  auf  Jahrhunderte  hinaus  festgelegt  worden. 
Dieses  Privileg,  das  auf  identischen  Urkunden  der  österreichi- 
schen Herrscher  fusste  und  auf  dem  hinwiederum  die  spätere 
polnische  Gesetzgebung  sich  aufbaute,  gewährleistete  den 
Juden  vollen  Schutz  der  persönlichen  und  Bewegungsfreiheit, 
sowie  die  Unantastbarkeit  des  materiellen  Besitzes.  Wer  einen 
Juden  erschlug  oder  auch  nur  verletzte,  Synagogen  zerstörte 
und  jüdische  Grabmäler  schändete,  erlitt  die  strengste  Strafe. 
Wer  einem  Juden  bei  nächtlichem  Ueberfalle  nicht  zu  Hilfe 
eilte,  wurde  mit  einer  hohen  Geldsumme  bestraft.  Das  Pri- 
vileg gewährte  ferner  autonome  Rechte  in  der  Regelung  der 
inneren  Angelegenheiten  und  in  der  Rechtssprechung.  Auf 
Geheiss  des  polnischen  Königs  Alexander  wurde  das  Privileg 
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in  die  vom  Reichstag  zu  Radom  sanktionierte  Gesetzsammlung 
aufgenommen,  welche  unter  dem  Titel  „Commune  incliti  regni 
Poloniae  privillegium"  im  J.  1506  veröffentlicht  wurde.  Das 
im  Folgenden  publizierte  Privileg  war  aber  nicht  das  Original 
der  Urkunde  von  Herzog  Boleslaus  selbst,  sondern  eine  Bestä- 
tigung des  Königs  Kasimir  des  Grossen,  der  am  9.  Oktober 
1334  die  Rechtsbeständigkeit  des  Roleslausschen  Statuts  aner- 
kannt hat.  Es  gibt  ausser  dieser  Urkunde  einige  andere,  die 
ebenso  mit  dem  Namen  Kasimirs  verbunden,  nach  ihrem 
Wortlaut  aber  abweichend  und  als  spätere  Varianten  zu  be- 
trachten sind.  Nachstehend  bringen  wir  den  Wortlaut  der 
letzten  Variante,  das  sogenannte  Boleslaus-Kasimirsche  Sta- 
tut, das  nach  gewissen  Auseinandersetzungen  zwischen  Krone 
und  Adel  von  dem  Sohne  Kasimirs  IV,  dem  König  Sigis- 
mund  I,  im  J.  1539  bestätigt  wurde.  Seitdem  ist  dieses  Sta- 
tut, das  man  als  die  General-Privilegien  der  polnischen  Juden- 
heit  bezeichnet,  bis  zuletzt  bestätigt  und  als  rechtsverbindlich 
anerkannt  worden.  Die  letzte  Bestätigung  rührt  vom  König 
Stanislaus  August  aus  dem  Jahre  1765  her,  der  auch  der  letzte 
König  des  unabhängigen  Polens  war.  Die  Geschichte  der  Ge- 
neral-Privilegien der  Polnischen  Judenheit  erstreckt  sich  auf 
rund  500  Jahre,  von  1264—1765. 

Die  in  den  Generalprivilegien  bereits  festgelegte  Autono- 
mie der  jüdischen  Gemeindeverwaltung  gelangte  erst  im  16. 
Jahrhundert  zu  ihrer  eigentlichen  Entfaltung.  Zwar  ver- 
suchten die  polnischen  Herrscher  zu  Beginn  des  16.  Jahr- 
hunderts im  fiskalischen  Interesse  die  jüdischen  Gemeinden 
zu  zentralisieren  und  von  besonderen  Generalrabbinern  und 
General- Judenmeistern  verwalten  zu  lassen.  Die  jüdischen  Ge- 
meinden widersetzten  sich  jedoch  diesen  Versuchen  auf's 
energischste  und  wussten  ihre  Autonomie  zu  verteidigen.  Sie 
verlangten  von  der  Krone,  die  Steuern,  die  an  dieselbe  zu 
leisten  waren,  durch  eigene,  aus  ihrer  Mitte  gewählte  Ver- 
treter erheben  zu  dürfen.  Sie  forderten  ferner  die  freie  Wahl 
ihrer  Rabbiner  und  der  Gemeindeältesten.  Die  Krone  musste 
nachgeben,  das  Prinzip  der  Autonomie  war  gerettet.  Das  war 
auch  aus  dem  Grunde  unbedingt  notwendig,  weil  die  Juden 
als  städtisches  Element  infolge  des  Magdeburgischen  Rechts, 
welches  nur  die  nicht-jüdischen  Bürger  in  ihrer  ökonomischen 
Betätigung  schützte,  jede  Daseinsberechtigung  verloren  hat- 
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ten,  wenn  nicht  die  jüdische  Gemeindeverwaltung  die  Rechte 
ihrer  Mitglieder  gewahrt  hätte.  Zu  diesem  Zwecke  musste 
sie  als  autonome,  vom  Staate  anerkannte  Körperschaft  auf- 
treten. Die  Kompetenz  der  jüdischen  Gemeinde,  des  Kanals, 
der  die  Gemeinde  und  das  administrative  Organ  derselben  zu 
gleicher  Zeit  bedeutet,  war  durch  eine  ganze  Anzahl  von  kö- 
niglichen Privilegien  weit  ausgesteckt  und  betraf  ökonomische, 
administrativ-finanzielle,  gerichtliche  und  religiös-erzieherische 
Angelegenheiten . 

Der  Kahal  regelte  das  öffentliche  Leben  der  jüdischen  Be- 
völkerung in  seiner  Gemeinde  und  in  den  ihm  unterstellten 
kleineren  Nachbargemeinden.  Zur  Leitung  der  jüdischen  An- 
gelegenheiten in  einem  grösseren  Verwaltungsbezirk,  der  so- 
genannten Wojewodschaft,  ergab  sich  die  Notwendigkeit  Pro- 
vinzialverbände  der  jüdischen  Gemeinden  zu  organisieren, 
deren  gewählte  Vertreter  sich  periodisch  auf  partiellen  Juden- 
tagen versammelten.  Die  Krone  sanktionierte  diese  Körper- 
schaften durch  besondere  Gesetze.  Aus  einer  Urkunde  vom 
Jahre  1703  erfahren  wir,  dass  „die  Kanäle  zu  Olyka,  Lulsk, 
Wladimir  Wolynsk,  Kremieniec  und  Ostrog,  welche  insgesamt  den 
wolhynischen  Judenverband  gebildet  haben,  ein  von  den  polnischen 
Königen  erteiltes  Privileg  besitzen,  das  den  partiellen  Judentag  in 
Olyka  begründet  hat,  unter  gleichzeitiger  Anordnung,  dass  daselbst 
alle  drei  Jahre  die  Judenältesten  aller  Kahale  behufs  Beratung  „in 
Sachen  des  öffentlichen  Gedeihens  zusammentreten  sollen."  Be- 
achtenswert ist  auch  das  Gründungsstatut  des  Podolischen 
Provinzial Verbandes  vom  Jahre  1713.  Der  polnische  König 
August  II  erklärt  in  demselben  :  „In  Ansehung  dessen,  dass  die 
podolische  Woiewodschaft  mit  Eintreten  des  Friedens  aufzublühen 

beginnt, sollen  die  daselbst  angesiedelten  Juden  in  den 

vorigen  Stand  eingesetzt  werden  .  .  .  und  zwar  sollen  sie  in  causis 
regiminis,  sowie  in  Angelegenheiten  der  Gerichtsbarkeit  nicht  mehr 
extra  palatinatum  dem  Judenverband  in  der  russischen  Woiewod- 
schaft angehören,  sondern  sie  sind  befugt  intra  suum  palatinatum 
Podoliae  ihren  eigenen  Rabbiner  una  cum  jurisdictione  in  jüdischen 
Sachen  und  desgleichen  eigene  Judenmeister  ...  zu  wählen  und 
zu  haben." 

Auf  den  Judentagen  wurden  die  Steuerangelegenheiten 
der  jüdischen  Gemeinden  der  betreffenden  Provinz  geregelt, 
die  Organe  der  Judentage  gewählt,  rechtliche  Auseindersetz- 
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ungen  zwischen  den  Gemeinden  (in  den  Tribunalen,  die  an 
die  Judentage  anschliessend  stattfanden) ,  geschlichtet,  alle 
Angelegenheiten  kultureller,  ökonomischer  und  charitativer 
Natur  geordnet,  und  Vertreter  zum  allgemeinen  Judentage" 
dem  sogenannten  „Waad"  gewählt.  Im  16.  Jahrhundert  gab 
es  noch  einen  allgemeinen  Judentag  für  sämtliche  Juden  des 
polnisch-litauischen  Reiches.  Diese  Judentage  fanden  an- 
schliessend an  die  Messen  in  Lublin  und  Jaroslaw  statt.  Die 
besonderen  Verhältnisse  und  Eigenheiten  der  lithauischen 
Judenheit  waren  aber  die  Ursache  einer  Zweiteilung  der  all- 
gemeinen Judentage.  Vom  Jahre  1623  ab  gab  es  einen  Judentag 
der  polnischen  und  einen  solchen  der  lithauischen  Juden.  Die- 
ser Judentag,  das  jüdische  Parlament,  war  die  gesetzgebende 
höchste  Körperschaft  der  jüdischen  autonomen  Verfassung. 
Auf  den  Judentagen  wurden  alle  jüdischen  Angelegenheiten 
ausgetragen,  die  Steuerfragen  endgiltig  geregelt,  die  Direk- 
tiven für  das  Verhalten  in  den  Judengemeinden  und  gegen- 
über der  Aussen  weit  gegeben.  Anschliessend  an  die  Judentage 
fanden  die  Sitzungen  des  höchsten  jüdischen  Tribunals  statt. 
Die  Erschütterungen  der  polnischen  Judenheit  infolge 
der  seit  Mitte  des  17ten  Jahrhunderts  sich  häufenden  Kata- 
strophen, äusserten  sich  in  der  Verkümmerung  der  jüdischen 
Autonomie.  Die  ungeheuren  Schulden,  die  von  den  Gemein- 
den, partiellen  Judentagen  und  dem  allgemeinen  Judentage 
zur  Erfüllung  aller  Forderungen  der  Krone,  des  Adels,  des 
Klerus  u.  s.  w.  aufgenommen  wurden  und  die  zuletzt  das  klag- 
lose Funktionieren  aller  dieser  Organe  der  jüdischen  Selbst- 
verwaltung unmöglich  machten,  waren  der  Ruin  dieser  Selbst- 
verwaltung. Hierzu  kam  noch  das  Nachlassen  der  Disziplin 
in  den  jüdischen  Gemeinden ;  die  Autorität  der  jüdischen 
Selbstverwaltungsorgane  begann  immer  mehr  zu  schwinden. 
Durch  die  im  Jahre  1764  von  dem  konföderierten  Landtag 
beschlossene  Ablösung  der  jüdischen  Gesamtheitssteuer,  für 
welche  der  allgemeine  Judentag  haftbar  war,  durch  einen  indi- 
viduellen Steuermodus,  wurde  dem  Judentage  die  Steuer- 
hoheit entzogen  und  damit  wurde  er  auch  seines  öffentlich- 
rechtlichen Charakters  entkleidet.  Die  Judentage  wurden  auf- 
gelöst, während  die  Kahals  sich  noch  über  den  Fall  Polens 
hinaus  in  den  Staaten  erhielten,  unter  welche  das  polnische 
Reich   aufgeteilt  wurde.   In  Russland  wurde  der  Kahal,  der 
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letzte  Rest  der  jüdischen  Autonomie,  im  Jahre  1844  aufgelöst, 
in  Oesterreich  und  dem  preussischen  Teil  Polens  erhielten  sich 
die  jüdischen  Gemeindeverwaltungen  in  einer  vom  Kanal  aller- 
dings stark  abweichenden  Form  bis  auf  die  jüngsten  Tage. 

M.  W. 

Generalprivilegien  der  polnischen 
Judenheit. 

Im  Namen  des  Herrn,  Amen!  Wir  Kasimir,  von  Gottes 
Gnaden  König  von  Polen ;  wie  auch  der  Lande  Krakau , 
Sandomir,  Sieradz,  Lenczyc  und  Kujavien,  Grossherzog  von 
Lithauen,  Erbherr  von  Pommerellen  und  Reussen  u.  s.  w. 
thun  zum  beständigen  Gedächtnis  der  Sache  mit  Gegen- 
w artigem  allen,  denen  es  von  Vortheil  ist,  kund  und  zu  wissen, 
den  Gegenwärtigen  und  Zukünftigen,  welche  Kenntnis  vom 
Gegenwärtigen  nehmen  werden,  dass  vor  unserer  Majestät 
persönlich  erschienen  sind  unsere  Juden  aus  den  Landen 
Grosspolen,  nämlich  aus  den  Wojewodschaften  Posen,  Kaiisch, 
Sieradz,  Lenczyc,  Brest,  Wloclawek  und  den  Bezirken,  die 
dazu  gehören,  und  in  ihrer  Auseinandersetzung  darlegten, 
dass  die  Gerechtsame,  welche  sie  von  dem  durchlauchtigsten 
Fürsten  glorreichen  Andenkens,  dem  Herrn  Kasimir,  König 
von  Polen,  einem  unserer  Vorgänger,  erhalten  haben,  und 
welche  sie  zur  Zeit  anderer  Könige,  unserer  Vorgänger,  und 
zu  unserer  Zeit  stets  bis  heute  benutzt  haben,  damals  als  unsere 
Stadt  Posen  während  unserer  Anwesenheit  von  einer  Feuers- 
brunst verheert  wurde,  ihnen  ebenfalls  durch  das  Feuer  ver- 
nichtet worden  sind.  Sie  baten  daher  und  flehten  uns  demüthig 
an,  dass  wir  gnädigst  geruhen  möchten,  dieselben  Gerechtsame 
nach  der  Abschrift  der  Gerechtsame,  welche  sie  uns  vorlegten, 
zu  erneuern,  zu  genehmigen  und  zu  bestätigen.  Der  wort- 
getreue Inhalt  dieser  Gerechtsame,  die  in  solcher  Weise  ab- 
schriftlich vorliegen,  folgt  nun  und  lautet  also: 

Im  Namen  des  Herrn,  Amen  !  Wir  Kasimir,  von  Gottes 
Gnaden,  König  von  Polen,  wie  auch  der  Lande  Krakau, 
Sieradz,  Sandomir,  Lenczyc,  Kujavien  Herr,  und  Erbherr 
von  Posen,  wollen  zur  Kenntnis  Aller,  sowohl  der  Gegen- 
wärtigen als  der  Künftigen,  gelangen  lassen,  dass  vor  das 
Angesicht  unserer   Majestät  und   unseres  landsäs-sigen   Adels 
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einige  von  unseren  Juden  aus  unserem  Reiche,  welche  ihre 
Wohnung  in  Grosspolen  haben,  gekommen  sind  und  ein 
Privileg  überreichten,  welches  von  dem  durchlauchtigsten 
Herzog  Boleslaus  seligen  Andenkens,  der  vormals  Herzog 
und  Herr  der  Lande  Polens  war,  eben  diesen  Juden  gegeben 
ward,  und  welches  ihre  Gerechtsame  und  Statuten  in  sich 
enthält.  Da  nun  unsere  königliche  Majestät  und  die  Einsicht 
unserer  Herren  und  des  landsässigen  Adels  das  Privileg  mit 
seinen  Statuten  in  sorgsamer  Berathung  erwogen,  und  wir 
den  Wortlaut  des  besagten  Privilegs  gelesen  und  in  demselben 
nichts  gefunden  haben,  was  unserer  Majestät  missfiele  oder 
dem  Rechte  auch  nur  in  irgend  einem  Artikel  Abbruch  zu 
thun  scheint,  so  haben  wir  im  Hinblick  darauf  mit  der  sorg- 
fältigen Beistimmung  unserer  Majestät  und  unserer  Herren 
und  des  landsässigen  Adels  befohlen  und  veranlasst,  besagtes 
Privileg  zu  erneuern  und  zu  bestätigen ,  indem  wir  es  für  gültig , 
genehm  und  rechtskräftig  erklären. 

1.  Zuerst  also  verordnen  wir,  dass  um  Geld,  um  eine 
bewegliche  Sache  oder  um  jegliches  unbewegliche  Gut  oder 
in  einer  Kriminalsache,  welche  die  Person  oder  das  Gut  der 
Juden  angeht,  kein  Christ  gegen  die  Juden  in  irgend  welcher 
beweglichen  oder  unbeweglichen  Sache,  welche,  wie  oben 
angegeben  wird,  das  Leben  oder  die  Güter  selbiger  Juden 
angeht,  —  dass  ein  solcher  Christ  gegen  die  vorgenannten 
Juden,  wenn  er  irgend  einen  in  welcher  Sache  immer,  selbst 
in  einer  Kriminalsache,  beschuldigt,  nicht  zum  Zeugnis  zu- 
gelassen wird,  ausser  mit  zwei  rechtschaffenen  Christen  und 
auch  mit  zwei  rechtschaffenen  Juden,  welche  obengenannten 
alle  in  ihrer  Lebensführung  nicht  beschulten  sein  dürfen ; 
sondern  wenn  sie  in  solcher  Weise  für  genehm  befunden 
worden  sind,  falls  nun  der  vorgenannte  Christ  einen  von  den 
Juden  überführt,  dann  erst  soll  jener  Jude  bestraft  werden 
in  dem,  worin  er  von  dem  vorgenannten  Christen  gescholten 
oder  angeschuldigt  worden.  Diese  beiden  Christen  sollen 
schwören  auf  das  heilige  Kreuz,  nämlich  also:  So  wahr  uns 
Gott  helfe  und  das  heilige  Kreuz  u.  s.  w.  nach  der  Weise 
der  Christen  ;  die  Juden  aber  sollen  schwören  auf  die  Thora- 
rolle  mit  den  zehn  Geboten  nach  der  Gepflogenheit  eben  üei 
Juden,  bei  einer  Streitsumme  von  50  Mark  gegossenen  reinen 
Silbers ,  und  darüber  ;  was  aber  darunter  bleibt ,  unter  der  vor- 
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besagten  Streitsumme  von  50  Mark  gegossenen  Silbers,  so 
sollen  eben  die  Juden  auf  die  Kette,  polnisch  colcze  geheissen, 
welche  bei  der  Synagoge  an  der  Thüre  hängt,  nach  ihrer  Sitte, 
d.  h.  nach  folgender  Formel  schwören  :  So  wahr  uns  Gott 
helfe,  der  erleuchtet  und  beobachtet,  und  die  Bücher  Moses. 
So  soll  der  Schwur  der  Juden  geleistet  werden  und  nicht 
anders,  um  welche  Sache  es  sich  immer  handelt,  sie  sei  klein 
oder  gross,  indem  man  die  Thürkette  hält.  Und  dies  muss 
der  Beamte,  polnisch  wozni  geheissen,  anbefehlen  oder  der 
jüdische  Vollzugsbeamte,  dem  es  aufgetragen  wird.  (Kasi- 
mirsches  Privileg  von  1367,  §  1  und  §  20). 

2.  Ferner,  wenn  irgend  einer  von  den  Christen  einen 
Juden  belangt,  indem  er  behauptet,  er  habe  ihm  seine  Pfänder 
versetzt,  und  der  Jude  dies  leugnet,  falls  alsdann  der  Christ 
dem  blossen  Wort  des  Juden  keinen  Glauben  schenken  will, 
soll  der  Jude  dem  Christen  schwören  und  dadurch  frei  von 
ihm  sein.  (Kas.  Priv.  §  2). 

3.  Im  übrigen,  wenn  ein  Christ  irgend  ein  Pfand  für  eine 
geringere  Summe  versetzt  hat,  und  der  Jude  dagegen  ein- 
wendet und  behauptet,  es  sei  eine  grössere  Summe  gewesen, 
alsdann  soll  der  Jude  ihm  einen  Eid  nach  ihrer  Weise  leisten, 
und  selbiger  Christ  muss  dann  dem  Juden  bezahlen  und 
ist  gehalten,  die  Hauptsumme  des  Geldes,  sowie  die  Zinsen 
ohne  jeden  Aufschub  zu  erlegen.     (Kas.  Priv.  i§  3). 

4  Ueberdies  kann  der  Jude  alle  Pfänder  annehmen,  die 
ihm  angeboten  werden,  wie  sie  auch  heissen  mögen,  mit  Aus- 
nahme von  blutbefleckten  oder  feuchten  und  heiligen  Kleidern , 
welche  für  den  göttlichen  Dienst  geweiht  sind,  die  er  in 
keinem  Fall  annehmen  darf,  ausgenommen,  dass  er  dieselben 
einem  Priester  zum  Aufbewahren  gäbe,  weil  er  sie  allein 
nicht  aufbewahren  darf.  (Kas.  Priv.  §  5). 

5.  Ferner,  wenn  irgend  ein  Christ  einen  Juden  wegen 
eines  Pfandes,  das  der  Jude  hat,  belangt,  dass  es  ihm  mit 
Gewalt,  durch  Diebstahl  entwendet  worden,  der  Jude  da- 
gegen betreffs  des  Leinens  auf  das  Pfand  sagen  wird :  Zu 
der  Zeit  als  selbiges  Pfand  bei  mir  versetzt  wurde,  habe  ich 
nicht  gewusst,  dass  es  durch  Diebstahl  entwendet  oder  durch 
Gewalt  geraubt  worden,  sondern  ich  habe  geglaubt,  es  sei 
ein  ehrliches  und  freies  Pfand :  dann  soll  der  Jude  in  seinem 
Eid  beschwören,   um  wie  viel   das  derartige  Pfand  bei  ihm 
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versetzt  worden,  und  so  soll  der  Christ  nach  geschehener 
Reinigung  dem  Juden  die  Hauptsumme,  um  welche  selbiges 
Pfand  verpfändet  worden,  und  den  Zins,  der  von  der  Zeit 
der  Verpfändung  aufgelaufen,  bar  und  richtig  erstatten. 
(Kas.  Priv.  §  6). 

6.  Ferner,  was  nicht  geschehen  möge,  wenn  durch  einen 
unglücklichen  Zufall  eine  Feuersbrunst  ausbricht  oder  die 
Sachen  und  Güter  eines  Juden  zugleich  mit  irgend  welchen 
Pfändern  durch  Diebstahl  abhanden  kommen,  dann  soll  der 
vorgenannte  Jude  durch  das  Zeugnis  einiger  ihm  benach- 
barten Juden  darthun,  dass  ihm  die  Sachen  oder  Güter  zu- 
gleich mit  den  versetzten  Pfändern  durch  Diebstahl  abhanden 
gekommen  und  entwendet  worden ;  und  wenn  der  Christ 
nichtsdestoweniger  selbige  versetzte  Pfänder  zurück  haben 
will,  soll  der  Jude  einen  Eid  nach  der  Sitte  der  Juden  leisten 
und  dann  von  dem  Christen  frei  und  gelöst  sein.  Und  wTenn 
selbiger  Jude  sich  zu  schwören  weigert,  alsdann  soll  er  dem 
Christen  ebensoviel,  wie  er  ihm  vorher  auf  das  verlorene  Pfand 
gegeben,  hinzuzufügen  gehalten  sein,  und  er  wird  damit  von 
dem  Christen  frei  sein.  (Kas.  Priv.  §  7). 

7.  Ferner,  wenn  die  Juden  unter  einander  eine  thätliche 
Streitigkeit  oder  einen  Zank  mit  einander  haben,  oder  ein 
Jude  mit  einem  Christen,  und  sie  gegenseitig  so  aneinander 
gerathend  sich  geschlagen  oder  verwundet  haben,  dann  darf 
weder  der  Richter  der  Stadt  noch  der  Rath,  auch  kein  anderer 
Mensch,  sondern  nur  der  Wojewode  dieser  Juden  oder  jener, 
der  seine  Stelle  vertritt,  dieselben  aburtheilen,  und  jene  sollen 
so  aburtheilen,  dass  sie  mit  den  Juden  sich  gemeinschaftlich 
zu  Gericht  setzen.  (Kas.  Priv.  §  8). 

8.  Wenn  aber  der  vorbesagte  Jude,  der  solchen  Streit 
mit  irgend  einem  der  besagten  Menschen  hat,  fordert,  dass 
selbige  Prozessache  für  unsere  Majestät  zurückgelegt  werde, 
dann  soll  der  Wojewode  oder  auch  der  von  ihm  jeweilig  mit 
der  Stellvertretung  betraute  Richter  eine  derartige  Prozess- 
sache des  Juden  uns  zur  Entscheidung  vorlegen ;  und  auch 
wenn  eine  Prozessache  vor  dem  Wojewoden  schwebt  zwischen 
den  Juden  und  dem  Wojewoden  oder  seinem  Stellvertreter, 
so  soll  sie,  sobald  es  jene  fordern,  bis  zur  Ankunft  unserer 
Majestät  aufgeschoben  werden. 

9.  Ferner,    kein    Wojewode    oder    Starost    darf    irgend 
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welche  Abgaben,  auf  polnisch  poplatky,  und  Steuern,  pol- 
nisch dany,  bei  den  Juden  (einfordern),  ausser  was  ihm  die 
Juden  freiwillig  schenken,  und  zwar  darum,  weil  wir  sie 
für  unseren  Schatz  aufsparen. 

10.  Und  wir  verordnen  auch,  dass,  welche  Prozessache 
auch  immer  infolge  von  Misshelligkeiten  und  Streit  zwischen 
den  Juden  entsteht,  dies  niemand  ausser  ihren  eigenen  Aelte- 
sten  richten  darf,  ausgenommen,  wenn  sie  selbst  die  Wahrheit 
untereinander  nicht  ermitteln  können,  sollen  sie  es  alsdann 
an  den  Herrn  Wojewoden  übertragen. 

11.  Eerner,  wenn  einer  von  den  Juden  seinen  Oberen 
nicht  gehorsam  wäre,  alsdann  wird  ein  solcher  dem  Herrn 
Wojewoden  eine  Strafe  von  drei  Mark  und  seinen  Oberen 
ebenfalls  eine  Strafe  von  drei  Mark  büssen. 

12.  Weiter,  wenn  ein  Christ  mit  einem  Juden  auf  irgend 
eine  Weise  in  Streit  geräth,  und  wenn  derselbe  Christ  den 
Juden  verwundet,  so  dass  eine  blutige  oder  blutunterlaufene 
Wunde  entsteht,  oder  ihn  in's  Gesicht  schlägt  oder  die  Haare 
ihm  vom  Kopfe  reisst,  dann  ordnen  wir  für  selbigen  Juden  ein 
solches  Rechtsverfahren  von  unserer  Seite  an,  dass  der  vor- 
genannte Jude,  der  so  verwundet  worden,  einen  Eid  ableiste 
nach  ihrer  Gewohnheit  auf  die  Kette  an  der  Thür  der  Schule 
selbiger  Juden,  auf  polnisch  colcze  geheissen,  und  dass  als- 
dann ein  solcher  Christ,  wenn  er  durch  den  Eid  des  Juden 
überführt  ist,  schuldig  und  gehalten  sei,  demselben  Juden  zu 
erstatten  bei  einer  Ohrfeige  für  jeden  Einger  fünf  Mark, 
für  eine  blutunterlaufene  Wunde  zehn  Mark,  für  eine 
blutige  Wunde  aber  die  Hälfte  seiner  Güter,  sowohl  der  be- 
weglichen als  auch  der  unbeweglichen,  dem  vorgenannten  Ju- 
den, die  übrige  Hälfte  aber  derartiger  Güter  nehmen  wir  für 
uns  und  unsere  Nachfolger  und  für  den  Wojewoden  dieses 
Distriktes  in  Anspruch,  und  werden  im  Uebrigen  nach  unse- 
rem Gutdünken  über  Vorbemerktes  richten.  Jedoch  für  Haare, 
welche  einem  Juden  von  Kopf  gerissen  wurden,  soll  der  vor- 
genannte Christ  nach  dem  Dekret  der  den  Gerichtshof  bilden- 
den Richter,  wie  es  das  Recht  bestimmt,  ihm  zu  zahlen  ge- 
halten sein.    (Kas.  Priv.  §  9  und  §  11). 

13.  Ferner,  was  nicht  geschehen  möge,  wenn  irgend  ein 
Christ  einen  von  den  Juden  erschlägt,  wenn  alsdann  der  näch- 
ste Verwandte  des  erschlagenen  Juden  selbigen  Christen  durch 
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einen  Schwur  auf  die  Thorarolle  der  zehn  Gebote  nach  der 
Sitte  der  Juden  überführt,  dann  wollen  und  verordnen  wir, 
dass  ein  solcher  Christ,  der  so  durch  den  Eid  des  Juden  über- 
führt ist,  hingerichtet  werde,  indem  man  Kopf  um  Kopf  rich- 
tet, und  anders  darf  in  einer  solchen  Sache  nicht  verfahren 
werden.    (K.  P.  §  10). 

14.  Wenn  aber  ein  solcher  Christ,  der  einen  Juden  er- 
schlagen hat,  irgendwie  entflieht,  so  dass  man  ihn  nicht 
fassen  und  nicht  festhalten  kann,  so  sollen  alsdann  die  Güter 
selbiges  Christen,  die  beweglichen  und  die  unbeweglichen, 
welche  er  hat,  vorerst  zur  Hälfte  besagter  Güter  und  Grund- 
stücke zu  Gunsten  der  nächsten  Blutsverwandten  des  getö- 
teten Juden  eingezogen  werden,  die  übrige  Hälfte  aber  soll 
an  unsere  königliche  Kammer  fallen. 

15.  Ferner,  wenn  ein  solcher  flüchtiger  Mörder  eines 
Juden  ein  Freigeleit  haben  will,  darf  es  ihm  nicht  gegeben 
werden,  ausser  mit  Einwilligung  besagter  Blutsverwandten 
jenes  getöteten  Juden. 

16.  Ferner  wollen  und  verordnen  wir,  wenn  irgend  einer 
von  den  Juden  in  das  Haus  irgend  eines  Christen  eintritt,  so 
darf  ihm  keiner  der  christlichen  Leute  irgend  ein  Hindernis, 
Leid  und  Beschwer  anthun. 

17.  Ferner,  jeder  beliebige  Jude  kann  von  einer  Stadt 
nach  der  anderen,  von  einer  Provinz  nach  der  anderen  in  un- 
serem Keiche  frei  und  sicher  gehen,  reisen  oder  reiten  ohne 
jegliches  Hindernis  oder  Beschlagnahme,  nach  der  Weise 
freier  Sicherheit  ohne  Hindernis  und  Beschlagnahme,  in  allen 
unseren  Städten  und  denen  unserer  Unterthanen,  oder  Pro- 
vinzen. Und  jeder  beliebige  Jude  darf  in  unserem  Eeiche 
frei  und  sicher  ohne  jegliches  Hindernis  seine  Güter  und  son- 
stige Dinge  oder  Waren,  wie  er  wollen  oder  sie  haben  wird, 
mit  sich  führen  und  selbige  verkaufen  und  andere  kaufen,  ein- 
tauschen und  nach  seinem  Gutdünken  verwenden ,  und  in  einer 
Stadt  oder  einem  Städtchen  verweilen  und  sich  aufhalten  frei 
und  sicher  ohne  jegliches  Hindernis  und  Beschlagnahme,  so 
lange  es  ihm  genehm  ist.  In  allen  Städten,  Städtchen,  Dör- 
fern und  anderen  Orten  unseres  Reiches  möge  ein  jeglicher 
von  ihnen  unserer  königlichen  Sicherheit  und  unseres  Frei- 
geleits geniessen,  und  nur  die  üblichen  Steuern,  wie  sie  die 


127 

Christen  bezahlen  und  nichts  anderes,  zu  entrichten  haben. 
(K.  P.   §  12). 

18.  Wenn  es  aber  bei  selbigen  Juden  sich  ereignet,  dass 
sie  nach  ihrer  Gewohnheit  einen  toten  Juden  oder  eine  Jüdin 
aus  einer  Stadt  nach  einer  anderen  Stadt  oder  Provinz  über- 
führen, dann  darf  der  Zolleinnehmer  eines  derartigen  Ortes 
keine  Zölle  für  einen  solchen  toten  Juden  einzufordern 
wagen ;  und  wenn  irgend  einer  von  den  Zolleinnehmern  im 
Gegensatz  zu  unseren  gegenwärtigen  Statuten  und  Verord- 
nungen für  einen  solchen  gestorbenen  Juden  einen  Zoll  er- 
hoben hat,  alsdann  verordnen  und  wollen  wir,  dass  ein  solcher 
Zolleinnehmer  wie  ein  Dieb,  Schnapphahn  und  Käuber  ab- 
geurtheilt  werde,  und  seine  Güter,  welche  es  immer  seien, 
sollen  für  uns  eingezogen  werden.    (K.  P.  §  13). 

19.  Ferner  wollen  und  verordnen  wir,  dass  jeder  belie- 
bige Jude  freien  und  sicheren  Zutritt  mit  den  Christen  zum 
allgemeinen  Stadtbad  habe,  und  er  soll  nichts  weiter  bezahlen 
als  eben  die  anderen  Bewohner  der  Stadt. 

20.  Auch  wo  nur  immer  die  Juden  in  irgend  einer  Stadt 
oder  einem  Städtchen  unseres  Reiches  ihre  Wohnung  haben, 
können  sie  für  sich  grosses  und  kleines  Vieh  zu  Fleisch  für 
ihren  Gebrauch  schlachten,  und  wenn  irgend  welches  Fleisch 
ihrer  Sitte  entsprechend  ihnen  nicht  nach  Wunsch  und  Willen 
sein  wird,  dann  dürfen  sie  es  verkaufen,  wie  sie  am  besten 
können  oder  meinen  werden. 

21.  Ferner,  wenn  jemand  von  den  Christen  den  Friedhof 
selbiger  Juden,  wo  ihr  Begräbnis  ist,  (verwüstet  und)  die 
Steine  gewaltsam  herauswirft  oder  fortschafft,  oder  andere 
Plätze  in  ihrem  besagten  Friedhof  in  irgend  welcher  Weise 
zerstört,  so  sollen  die  Sachen  und  Güter  desjenigen,  der  sol- 
sches  begangen  hat,  für  unsere  königliche  Kammer  eingezogen 
werden,  und  wir  wollen,  dass  dies  so  geschehe  und  fest  ge- 
handhabt  werde,  dem  Recht  entsprechend,  welches  selbigen 
Juden  durch  uns  gegeben  ist.    (K.  P.  13  A). 

22.  Ferner,  wenn  irgend  einer  der  Christen  freventlich 
und  böswillig  auf  ihre  Schulen  wirft,  so  soll  ein  solcher  Christ 
unserem  Wojewoden,  als  ihrem  Beschützer,  zwei  Pfund  Pfef- 
fer als  Strafe  hiefür  zu  zahlen  gehalten  sein.  (K.  P.  §  14). 

23.  Ferner,  wenn  irgend  ein  Jude  durch  ihren  Richter 
ein  erstes  und  ein  zweites  mal  vorgeladen  wird,  und  er  nicht 
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erscheint,  in  welcher  Angelegenheit  er  auch  vorgeladen  wor- 
den, so  ist  er  schuldig  und  gehalten,  für  jegliches  mal  je  ein 
Pfund  Pfeffer  an  seinen  Richter  zu  zahlen.  Wenn  er  aber 
ein  drittes  mal  vorgeladen  nicht  erscheint,  in  welcher  Sache 
er  auch  vorgeladen  würde,  so  soll  er  dieselbe  ohne  weiteres 
verlieren.  (K.  P.  §  16). 

24.  Ferner  soll  der  Richter  selbiger  Juden  kein  Urtheil 
verkünden  oder  fällen,  wenn  er  nicht  vorher  dazu  die  aus- 
drückliche Beistimmung  selbiger  Juden  erlangt  hat.  (K.  P. 
§  19). 

25.  Ferner  darf  der  Judenrichter  keinen  Juden  in  seinem 
Recht  richten,  wenn  nicht  ein  solcher  Jude  durch  eine  Vor- 
ladung seitens  des  jüdischen  Vollzugsbeamten  (und)  des  Ge- 
richtsboten vorgefordert  worden,  dann  erst  darf  der  Richter 
besagten  Juden  in  Gemässheit  dessen  richten,  weswegen  er 
vorgeladen  wird. 

26.  Und  wenn  es  sich  ereignet,  dass  irgend  ein  Christ 
(behauptet) ,  durch  einen  Juden  irgendwie  verwundet  worden 
zu  sein,  dann  soll  er  die  Wunden  dem  jüdischen  Vollzugs- 
beamten und  auch  dem  Gerichtsboten  zeigen,  und  der  Richter 
selbst  darf  in  solchem  Prozesse  nirgends  anders  richten  und 
die  Sitzung  nicht  abhalten,  ausser  in  der  Nähe  der  Schule 
selbiger  Juden,  oder  auch  wo  besagte  Juden  mit  ihrem  Richter 
in  beiderseitiger  Uebereinstimmung  einen  ihnen  hierzu  pas- 
senden Ort  ausgesucht  oder  bestimmt  haben ;  und  wenn  da- 
selbst der  Christ  durch  zwei  Juden  und  zwei  Christen  den 
Beweis  führt,  dass  derselbe  Jude  die  Wunden  ihm  beigebracht 
hat,  dann  soll  sie  ihm  der  Jude  bezahlen  nach  der  landrecht- 
lichen Satzung.    (K.  P.  §  31,  theilweise). 

27.  Uebrigens,  wenn  irgend  einem  Christen  irgend  ein 
Gegenstand  gestohlen  und  bei  selbigen  Juden  verpfändet  wor- 
den, soll  er  den  Aeltesten  ihrer  Schule  fragen,  und  jener  ihr 
Schulältester  soll  unter  Androhung  ihres  eigenen  Bannes  unter 
den  Juden  wegen  eines  solchen  Pfandes  Umfrage  halten,  und 
(auch)  der  Synagogendiener  darf  dasselbe  mit  Wissen  des 
Judenältesten  thun ;  und  wenn  je  einer  von  den  Juden  vor 
dem  Synagogendiener  und  dem  Judenältesten  selbigen  gestoh- 
lenen Gegenstand  ableugnet,  und  er  nachher  bei  irgend  einem 
von    ihnen    beschlagnahmt    wird,    dann    verliert    ein    solcher 
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Jude  sein  ganzes  Geld,  das  er  auf  das  Pfand  gegeben,  und  ist 
gehalten,  dem  Herrn  Wojewoden  drei  Mark  als  Strafe  (zu 
zahlen). 

28.  Ferner  verordnen  und  wollen  wir  es  haben,  dass  nie- 
mand von  den  Christen  selbst  nach  irgend  welchen  Pfändern, 
welcher  Art  auch  immer,  gewaltsamer  Weise  in  den  Woh- 
nungen oder  in  den  Häusern  selbiger  Juden  suche,  wenn  er 
nicht  vorher  eine  Mark  in  reinem  Gold  vor  der  Hausthür 
selbiges  Juden  erlegt  hat,  welche  selbiger  Jude  erheben  darf  ; 
dann  erst  darf  selbiger  Christ  nach  dem  besagten  Pfand  Haus- 
suchung halten.  (K.  P.  §  34) . 

29.  Und  wenn  einer  von  den  Christen,  auf  unsere  Sta- 
tuten nicht  merkend  und  nicht  achtend,  gewaltsam  in  das 
Haus  eines  Juden  eindringt,  indem  er  irgend  welche  von 
seinen  Sachen  sucht,  ohne  das  oben  erwähnte  Gold  zu  erlegen, 
so  soll  ein  solcher  Christ  wie  ein  Schnapphahn  und  Eäuber 
gerichtet  werden. 

30.  Auch  darf  kein  Christ  irgend  einen  Juden  vor  das 
geistliche  Gericht  laden,  auf  welche  Weise  und  für  welche 
Sache  es  auch  immer  sei  und  wie  die  Vorladung  auch  immer 
lautet ;  es  braucht  auch  der  Jude  vor  dem  Kichter  beim  geist- 
lichen Gericht  nicht  Rede  zu  stehen,  sondern  ein  solcher  Jude 
soll  vor  seinen  eigenen  Wojewoden,  welcher  es  zur  Zeit  sein 
wird,  geladen  werden.  Und  weiterhin  ist  der  Vorgenannte 
Wojewode  in  Gemeinschaft  mit  unserem  jeweiligen  Starosten 
gehalten,  selbigen  Juden  gegen  eine  solche  Vorladung  des 
geistlichen  Gerichts  zu  vertheidigen ,  zu  schützen  und  gegen 
dieselbe  Einspruch  zu  erheben. 

31.  Ueberdies  verordnen  wir,  dass  jeder  beliebige  Jude, 
welcher  irgend  ein  Pfand,  welches  es  auch  sei  und  welchen 
Werth  es  auch  immer  habe,  und  welches  über  den  fälligen 
Verfalltermin  bei  ihm  liegen  geblieben  ist,  auf  polnisch  By 
ssye  thaka  zasthawa  visthala,  sodass  es  der  Jude  nicht  länger 
verwahren  will,  weil  es  nicht  liegen  bleiben  solle,  so  soll  der 
vorgenannte  Jude  ein  solches  Pfand  vor  ihrem  Wojewoden 
oder  dessen  Stellvertreter  zeigen  und  vorlegen.  Und  hernach 
soll  der  besagte  Jude  den  Christen  durch  den  Gerichtsboten 
an  die  Auslösung  des  vorgenannten  Pfandes  erinnern  lassen, 
und  wenn  selbiger  Christ  nach  der  durch  den  Gerichtsboten 
bereits  geschehenen  Erinnerung  es  unterlässt,  das  vorbesagte 
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Pfand  auszulösen,  kann  es  der  Jude  nach  seinem  Gutdünken 
verwenden,  wo  er  es  immer  wollen  wird.  Auch  wenn  vorbe- 
sagter Jude  das  vorgenannte  Pfand  nicht  in  solcher  Weise, 
wie  es  vorgeschrieben  ist,  gezeigt  und  es  verkauft  hat,  so  wird 
selbiger  Jude  gehalten  sein,  dem  Herrn  Wojewoden  drei  Mark 
als  Strafe  (zu  zahlen).    (K  P.  §  28). 

32.  Ferner  verordnen  und  wollen  wir  ganz  besonders 
kraft  unserer  königlichen  Majestät,  dass  jedweder  unserer  Ju- 
den sein  Geld  oder  sein  Gut  unseren  landsässigen  Adelichen, 
wessen  Standes  oder  welcher  Stellung  er  sei,  leihen  und  ein- 
tragen lassen  und  die  Sicherstellung  jenes  Geldes  bewirken 
kann  durch  die  Landgerichts-,  Grod-,  Stadt-,  Kaths-  und 
Schöffenbücher.  Und  auf  Pfänder  können  sie  ihre  Gelder  lei- 
hen, welchen  Werth  selbige  auch  immer  haben;  und  von  sel- 
bigen Pfändern  darf  der  Jude  nicht  mehr  an  Zins  nehmen  als 
wöchentlich  einen  Groschen  von  jeglicher  Mark,  so  lange  sel- 
bige Pfänder  bei  den  Juden  in  Verwahrung  bleiben. 

33.  Und  wenn  es  sich  ereignen  sollte,  dass  einer  von 
unseren  Juden  irgend  welchen  von  seinen  Schuldnern  mahnt, 
wer  es  auch  sei,  in  welcher  Weise  immer  die  Schuldner  ihm 
verpflichtet  seien,  sei  es  durch  Schuldbriefe  mit  ihren  Insie- 
geln,  sei  es  durch  Eintragung  in  die  oben  angegebenen  Bücher 
—  denn  wir  haben  den  Juden  nachgegeben,  dass  sie  ihre  Gelder 
den  Landkassen  leihen  können  auf  Pfandgut,  und  darüber  Ur- 
kunden mit  angehängtem  Ingesiegel  annehmen  können  — 
und  sobald  die  vorgenannten  Schuldner  unbedachtsamer  Weise 
nicht  Sorge  getragen  haben,  den  Juden,  so  wie  sie  sich  ver- 
schrieben haben,  völlige  Zahlung  zu  leisten,  ebenso  wie  sie  für 
die  Pfänder  verpflichtet  sind,  alsdann  befehlen  wir  euch  Woje- 
woden, Starosten,  Burggrafen  und  eueren  Stellvertretern  und 
allen  übrigen  derzeitigen  Beamten  und  wollen  ob  haben,  dass 
ihr  diesen  unseren  Juden  mit  unseren  vorgenannten  landsässi- 
gen Adelichen,  ihren  Schuldnern,  volle  Gerechtigkeit  bis  zum 
Aeussersten  schaffet  und  durch  euere  Boten  oder  Untergebe- 
nen schaffen  lasset,  ebenso  für  das  entliehene  Geld  als  auch 
für  den  Zins.  Und  anders  sollt  ihr  nicht  verfahren.  Und 
wenn  sie  zur  Einweisung  in  die  Erbgüter  in  unseren  Landen 
schreiten  und  Frohnboten  verlangen  auf  ihre  Pfänder,  pol- 
nisch naczansza,  so  seid  ihr  Obengenannte  und  jeder  von  euch 
nach  unserer  königlichen  Verordnung  schuldig  und  gehalten, 
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diesen  unseren  Juden  volle  Hülfe  und  Unterstützung  zu  ge- 
währen nach  der  Form  Rechtens,  indem  ihr  dieselben  Juden 
vor  aller  Beeinträchtigung  schützt  und  vertheidigt,  und  diese 
Juden  in  selbige  Güter  unserer  Landsassen  einweiset.  (K.  P. 
§  26). 

34.  Wenn  aber  irgend  welche  von  den  Juden  durch  euch 
und  euere  Untergebenen  in  irgend  welche  Erbgüter  unserer 
Landsassen  eingewiesen  worden,  so  verordnen  und  bestimmen 
wir,  dass  selbiger  unser  Landsasse,  in  dessen  Güter  irgend 
welche  von  den  Juden  eingewiesen  worden,  eben  dem  Juden 
Bürgen  von  zureichendem  Besitz,  welche  der  Jude  selbst  auch 
angenommen  hat,  aus  jenem  Distrikt,  in  welchem  seine  Güter 
gelegen  sind,  dafür  stellen  soll,  dass  selbiger  unser  Jude  die- 
selben Erbgüter  friedlich  und  ruhig  behalten  und  besitzen 
kann  ohne  Hinderung  irgend  eines  Menschen  mit  solcher 
Macht,  wie  auch  sonst  die  Erbgüter  ihre  Rechtsstellung  hat- 
ten, ohne  dass  etwas  von  ihrem  Recht  und  ihrer  Herrschaft 
daselbst  gemindert  werde. 

35.  Und  wenn  es  sich  ereignet,  dass  irgend  einer  von 
unseren  Landsassen,  dessen  Erbgüter  irgend  einer  von  den 
Juden  kraft  wirklich  geschehener  Einweisung  in  Besitz  hat, 
und  eben  dieser  Landsasse  dieselben  Güter  auslösen  (will) 
bis  zum  Ablauf  der  nach  alter  landrechtlicher  Gewohnheit 
festgesetzten  Jahre,  so  verordnen  wir,  dass  nach  Ablauf  dreier 
Jahre  dieser  Jude  die  vorgenannten  Erbgüter  frei  verkaufen 
und  in  seinem  eigenen  Nutzen  verwenden  kann,  wie  es  ihm 
besser  und  nützlicher  zu  seinem  Frommen  scheinen  wird. 

36.  Und  wir  verordnen  auch,  dass  welcher  Jude  immer 
in  den  Besitz  von  Erbgütern  durch  Einweisung  gekommen  ist, 
nicht  gehalten  sein  wird,  zu  einem  Kriegszug  auszureiten, 
auch  nicht  etwas  für  den  Kriegszug  zu  steuern,  und  zwar 
deswegen,  weil  die  Juden  selbst  zu  unserem  Schatz  gehören. 

37.  Weiter  verordnen  wir,  wenn  jemand  von  unseren 
Unterthanen,  es  sei  dies  ein  landsässiger  Adelicher  oder  ein 
Bürger,  der  den  vorgenannten  Juden  irgend  eine  Summe  Gel- 
des auf  eine  Schuldverschreibung  oder  auf  einen  urkundlichen 
Eintrag  oder  sonst  wie  schuldig  ist,  und  wenn  sich  ereignen 
sollte,  dass  er  selbst  stirbt  und  seine  Kinder  ihn  überleben, 
welche  noch  nicht  mündig  sind,  so  sollen  jene  Kinder  die  vor- 
besagten Juden  wegen  ihrer  Unmündigkeit  nicht  hintanhalten 
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dürfen,  sondern  es  soll  ihnen  Rechtshülfe  geleistet  werden 
ihren  Schuldverschreibungen  gemäss,  und  zwar  deshalb,  weil 
selbige  Juden  mit  ihren  Geldern  für  unsere  Bedürfnisse  be- 
reit sein  müssen,  wie  unsere  Untergebenen. 

38.  Ferner,  wenn  sich  ereignen  sollte,  dass  jemand  von 
den  Christen  zu  irgend  einem  der  Juden  ein  junges  Kind  oder 
einen  jungen  Menschen  hinführt,  gleichsam  in  diebischer 
Weise,  ohne  Wissen  der  Juden  selbst,  so  soll  ein  solcher 
Christ,  wer  es  auch  sei,  nicht  anders  bestraft  werden,  als  wie 
sonst  ein  Dieb. 

39.  Ferner  verordnen  wir,  dass  übrigens  kein  Jude  von 
irgend  einem  Christen  in  solchem  Falle  beschuldigt  werden 
darf,  indem  er  nämlich  sagt,  dass  die  Juden  jedes  Jahr 
noth  wendiger  weise  Blut  von  Christen  oder  Hostien  der  christ- 
lichen Kirche  gebrauchen,  da  ja  die  Statuten  des  Papstes  In- 
nocenz  und  die  Konstitutionen  uns  belehren,  dass  sie  in  sol- 
chen Dingen  nicht  zu  beschuldigen  sind,  weil  dies  ihrem  Ge- 
setz entgegen  ist.  Und  wenn  in  Zukunft  irgend  ein  Christ  in 
seiner  Verwegenheit,  auf  polnisch  vpornossczya,  irgend  einen 
Juden  solcher  Dinge  beschuldigt,  auf  polnisch  obwynylby, 
so  geben  und  gestehen  wir  ihnen  folgendes  Recht  zu,  dass 
selbiger  Christ,  wenn  er  Zeugen  und  Beweis  beibringen  und 
diese  seine  Sache  ausführen  will,  so  muss  er  es  beweisen  mit 
drei  rechtschaffenen  und  in  unserem  Reiche  begüterten  Ju- 
den, welche  in  ihrer  Lebensführung  unbescholten  und  im 
Glauben  unerschütterlich  sind,  und  mit  vier  Christen,  welche 
ebenfalls  in  unserem  Reiche  wohlbegütert  und  in  ihrer  Le- 
bensführung unbescholten  und  im  Glauben  unerschütterlich 
sind,  auf  polnisch  nye  porwscheni.  Und  wenn  der  Christ 
durch  ein  derartiges  Zeugnis  gegen  den  Juden  den  Beweis 
geführt,  so  wird  der  Jude  des  Todes  schuldig  und  mit  dem- 
selben zu  bestrafen  sein ;  und  wenn  der  Christ  ein  derartiges 
Zeugnis  nicht  beibringt  und  gegen  den  Juden  den  Beweis 
nicht  führen  kann,  so  wird  er  selbst  zu  derselben  Todesstrafe 
zu  verurtheilen  sein,  zu  welcher  der  Jude  hätte  verurtheilt 
werden  sollen.  Und  wenn  um  solcher  Dinge  willen  unsere 
landsässigen  Adelichen  oder  die  Bürger  unseres  Reiches  gegen 
selbige  unsere  Juden  gewaltthätig  verfahren,  ohne  dass  sie 
rechtlich   überführt   sind,   so   sollen   deren   Güter  für   unsere 
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Königliche  Kammer  eingezogen  werden,  und  ihr  Leben  bleibt 
unserer  besonderen  Gnade  überlassen.   (K.  P.  §  32). 

40.  Und  wenn  einer  von  den  Landsassen  unseres  Rei- 
ches irgend  einen  Juden  vor  Gericht  ladet,  so  verordnen  wir 
auch  dies,  dass  der  vorgenannte  Jude  nicht  gehalten  ist,  vor 
irgend  einem  Richter  Rede  zu  stehen,  ausser  dem  derzeitigen 
Wojewoden,  und  nicht  anderwärts. 

41.  Wenn  es  sich  ebenfalls  ereignen  sollte,  dass  einige 
von  unseren  Christen  ihre  Pfänder  lösen  wollten,  die  sie  bei 
einem  von  den  Juden  verpfändet  haben,  an  einem  Sabbath 
selbiger  Juden  oder  an  irgend  einem  Pesttage  von  ihnen,  an 
welchen  Festtagen  die  Juden  selbst  sich  nicht  getrauen  wür- 
den, das  Geld  für  die  Lösung  der  Pfänder  zu  berühren  und 
selbiges  Geld  zu  erheben,  und  der  Christ  ohne  Rücksicht  auf 
einen  solchen  Festtag  von  ihnen,  welcher  es  auch  immer  sei, 
sein  Pfand  zurück  haben  will,  freventlich  und  gewaltthätig 
die  Wohnungen  der  Juden  erbricht  und  das  vorgenannte  Pfand 
wegnimmt,  so  soll  ein  solcher  Christ  nicht  anders  abgeurtheilt 
werden,  als  wie  ein  Räuber  und  Dieb,  wie  es  das  Recht  be- 
treffs eines  Diebes  und  Räubers  fordert.    (K.  P.  §  29). 

42.  Ferner  können  sie  ihre  Gelder  leihen  auf  Pferde  od'ei 
anderes  Vieh,  aber  nur  am  Tage,  so  dass  darüber  klares  Zeug- 
niss  abgelegt  werden  kann,  aber  zur  Nachtzeit  sollen  sie  nicht 
leihen.  (K.  P.  §  33). 

43.  Ueberdies  verordnen  und  beschliessen  wir,  wenn  je- 
mand von  den  Juden  durch  jemand  von  den  Christen  oder 
sonst  jemanden  um  irgend  welchen  falschen  Geldes  oder  um 
eines  Diebstahls  willen  oder  um  irgend  eines  kleinen  oder 
grossen  Verbrechens  willen,  bei  welchem  es  gegen  ihr  Leben 
und  Gut  geht,  beschuldigt  worden  ist,  so  darf  ein  solcher  Jude 
durch  keinen  anderen  unserer  Würdenträger  in  unserem  Reich 
gefangen  gesetzt  und  abgeurtheilt  werden,  als  durch  den  Wo- 
jewoden selbiger  Juden  oder  durch  seinen  Stellvertreter.  Durch 
eben  diesen  Wojewoden  soll  er  gefangen  gesetzt  und  auf  Bürg- 
schaft hin  frei  gegeben  werden.  Und  in  allen  Punkten,  um 
deretwillen  er  beschuldigt  sein  wird,  wird  der  Jude  näher  sein, 
sich  betreffs  solcher  Anschuldigung  zu  reinigen,  indem  er  ir- 
gend welche  andere  Juden  zum  Zeugniss  mit  sich  aufbringt 
gegen  jenen,  der  vorgenannten  Juden  beschuldigt  hat.    Und 
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in  allen  Strafen,  welche  der  Jude  selbigem  Christen  und  dem 
Wojewoden  büssen  müsste,  soll  er  demzufolge  bezahlen  wie 
die  Landsassen  nach  der  Gewohnheit  des  Landrechtes,  weil 
wir  unsere  besagten  Juden  bei  dem  Adelsrecht  unserer  Land- 
sassen belassen  haben. 

44.  Weiter,  wenn  sich  ereignen  sollte,  dass  einer  von  den 
Juden  öffentlich  wegen  einer  Gewaltthat,  die  ihm  von  irgend 
einem  Menschen  angethan  wird,  zur  Nachtzeit  um  Hülfe  ruft, 
und  seine  christlichen  Nachbarn,  die  mit  ihm  in  einer  Stadt 
sich  aufhalten,  zu  Hülfe  ruft,  selbige  christliche  Nachbarn 
aber  sich  weigern,  obwohl  sie  den  Juden  selbst  schreien  hören, 
ihn  gegen  solche  Gewaltthat  zu  verteidigen  und  ihm  zu  helfen , 
so  verordnen  und  beschliessen  wir,  dass  alle  Güter  jener  christ- 
lichen Nachbarn,  was  für  welche  es  sein  mögen,  für  unsere 
königliche  Kammer  eingezogen  werden  (sollen) ,  ihr  Leben 
aber  stellen  wir  unserer  Gnade  anheim.   (K.  P.  §  36). 

45.  Weiter  verordnen  wir,  dass  alle  Juden,  welche  in 
unserem  Eeiche  sich  aufhalten  frei,  sicher  und  ohne  jegliche 
Hinderung  und  Beschlagnahme  alle  Waaren  und  andere  ver- 
käufliche Dinge,  wie  sie  auch  immer  heissen  mögen,  kaufen, 
erwerben  und  mit  ihnen  handeln  können  nach  der  Weise  der 
in  unserem  Eeiche  befindlichen  Christen.  Und  wenn  irgend 
einer  der  Christen  selbigen  Juden  verbieten  würde,  das  Oben- 
genannte zu  thun,  oder  sie  selbst  in  solchen  Geschäften  ir- 
gendwie störte,  so  würde  er  damit  allen  unseren  königlichen 
Verordnungen  entgegen  handeln  und  sich  unsere  grosse  Un- 
gnade zuziehen.    (K.  P.  §  37). 

46.  Ferner  verordnen  wir,  dass  jeder  Kaufmann  oder  wer 
es  auch  sei,  seine  Dinge,  die  er  auf  dem  Jahrmarkt  oder  dem 
Wochenmarkt  feil  hält,  wie  dem  Christen  so  auch  dem  Juden 
verkaufen  soll ;  wenn  er  dem  entgegen  handelt  und  die  Juden 
sich  darüber  beschweren,  so  sollen  ihre  verkäuflichen  Güter 
für  uns  und  den  Wojewoden  eingezogen  werden. 

Und  dass  all  dies  Vorausgeschickte  die  Kraft  beständiger 
Gültigkeit  erlange,  ist  dem  gegenwärtigen  Privileg  unser  Sie- 
gel angehängt  worden. 

Und  wir,  der  vorgenannte  König  Kasimir,  haben  die  vor- 
genannten Gerechtsame  der  obengenannten  Juden  gehört  und 
in  Gemeinschaft  mit  gewissen  Eäthen  unseres  Eeiches  die  ein- 
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zelnen  Artikel,  Klauseln  und  Sätze,  welche  in  denselben  aus- 
gedrückt sind,  mit  gebührender  Aufmerksamkeit  durchgese- 
hen, geprüft  und  erwogen.  Da  wir  wollen,  dass  selbige  Juden, 
welche  wir  uns  und  dem  Reiche  für  den  besonderen  Schatz 
aufsparen,  zur  Zeit  unserer  glücklichen  Herrschaft  sich  be- 
wusst  werden,  dass  sie  bei  uns  Trost  gefunden  haben,  so  er- 
neuen, genehmigen  und  bestätigen  wir  mit  Gegenwärtigem  für 
dieselben  Juden  in  den  Ländern  Grosspolens,  nämlich  in  den 
Wojewodschaften  Posen,  Kaiisch,  Sieradz,  Lenczyc,  Brest, 
Wloclawek  und  allen  Bezirken,  Städten  und  Städtchen,  die 
dazu  gehören,  sowohl  für  diejenigen,  die  gegenwärtig  in  ihnen 
wohnen  und  leben,  als  auch  für  die  anderen,  welche  irgend 
woher  in  diese  Länder  Grosspolens  hinkommen,  die  so  be- 
schaffenen Rechte,  wie  sie  oben  beschrieben  sind,  in  allen  ih- 
ren Punkten,  Sätzen,  Klauseln  und  Artikeln,  indem  wir  be- 
schliessen,  dass  sie  die  Kraft  beständiger  Gültigkeit  haben. 
Zum  Zeugniss  gegenwärtiger  Urkunde  ist  derselben  unser 
Siegel  angehängt  worden.  So  geschehen  zu  Krakau  am  Mon- 
tag vor  der  Himmelfahrt  Maria  (13.  August)  1453,  wobei 
anwesend  waren  die  hocherlauchten,  edlen  und  gestrengen 
Lukas  von  Gorka,  Wojewode  von  Posen  und  Stanislaus  von 
Ostrorog,  Wojewode  von  Kaiisch,  Hyncza  von  Rogow,  Ka- 
stellan von  Sieradz,  Viceschatzmeister,  Peter  von  Sczekoczin, 
Vicekanzler  des  polnischen  Reiches,  Andreas  von  Thanczin, 
Johannes  Krasska  von  Lubnicza,  Mundschenk  von  Kaiisch 
und  Starost  von  Konin,  Czrzeslaus  Woysschik  von  Woycza. 
unser  oberster  Kammerherr,  und  mehrere  andere  glaubwürdige 
Zeugen  für  das  Vorangegangene.  Gegeben  durch  die  Hand  der 
erlauchten  Johannes  von  Konieczpolie,  des  Kanzlers,  und  Pe- 
ters von  Sczekoczim,  des  Vicekanzlers  des  polnischen  Reiches, 
unserer  aufrichtig  geliebten ;  auf  den  Vortrag  desselben  er- 
lauchten Peter  von  Sczekoczim,  des  polnischen  Reiches  Vice- 
kanzlers.   Er  zeichnet  König  Sigismund. 

Die  Jüdische  Autonomie  in  der 
Ukraine. 

Einleitung. 

Nach  der  Märzrevolution  von  1917  nahm  die  autonome 
nationale  Bewegung  in  der  Ukraine  einen  niegeahnten  Auf- 
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schwuDg.  Im  März,  bezw.  April  1917  konstituierte  sich  in 
Kiew  die  sogenannte  „Zentrairada"  aus  Vertretern  aller  ukrai- 
nischen Parteien,  die  bald  die  politische  Gewalt  ergriff.  Die 
führenden  Männer  der  Zentrairada  sahen  gleich  von  Anfang 
ein,  dass  ein  gedeihliches  Zusammenleben  und  Zusammen- 
wirken mit  den  nationalen  Minderheiten,  das  ist  den  Gross- 
russen, Juden  und  Polen,  unmöglich  sei,  falls  diesen  Nationen 
nicht  das  Kecht  der  nationalen  Selbstbestimmung  gewährt 
würde.  Am  15.  Juni  1917  wurden  von  der  Zentrairada  3 
Vizesekretäre  für  die  jüdische,  gross-russische  und  polnische 
Nation  beim  Generalsekretariat  (d.  i.  Ministerium)  für  na- 
tionale Angelegenheiten  gegründet.  Die  Vizesekretäre  erhielten 
Sitz  im  Kabinett  mit  beratender  Stimme  in  allen  Begie- 
rungsangelegenheiten,  mit  beschliessender  —  in  den  Fragen, 
die  ihre  Nation  angingen.  Diese  neuen  Organe  waren  be- 
stimmt, die  Eechte  der  nationalen  Minderheiten  zu  schützen, 
was  in  der  ersten  Kundgebung  der  Zentrairada,  dem  sogenann- 
ten „ersten  Universal",  vom  10.  Juni  1917  versprochen  war. 
Am  1.  September  1917  wurden  die  Vizesekretäre  zum  Rang 
von  Generalsekretären  erhoben,  und  als  solche  vollwertige 
Mitglieder  des  Kabinetts.  Das  jüdische  Generalsekretariat 
hatte  inzwischen  seine  Tätigkeit  begonnen,  die  in  3  Departe- 
ments (allgemeine  Kanzlei,  Departement  für  nationale  Selbst- 
verwaltung und  Unterrichtsdepartement)  geführt  wurde.  Als 
nach  der  bolschewistischen  Revolution  im  Oktober  1917  der 
Krieg  zwischen  der  Petrograder  Zentralregierung  und  der 
Zentrairada  ausgebrochen  war,  und  letztere  beschloss,  die 
Ukraine  als  selbständige  Volksrepublik  im  Rahmen  des  födera- 
tiven Russlands  zu  proklamieren,  tauchte  die  Frage  des  wirk- 
samen Schutzes  der  Rechte  der  nationalen  Minderheiten  auf's 
neue  auf.  Auf  Antrag  der  jüdischen  Vertreter  in  der  Zentral- 
rada  wurde  folgender  Passus  in  das  dritte  Universal  vom  7. 
November  1917  aufgenommen : 

„Das  ukrainische  Volk,  das  allein  lange  Jahre  für  seine  na- 
tionale Freiheit  gekämpft  und  sie  jetzt  erlangt  hat,  wird  die  Frei- 
heit der  nationalen  Entwicklung  aller  Völker,  die  in  der  Ukraine 
leben,  stark  schützen.  Deshalb  erklären  wir,  dass  wir  für  das 
russische,  jüdische,  polnische  und  andere  Völker  der  Ukraine  das 
Recht  der  national-personalen  Autonomie  anerkennen,   das  ihnen 
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das  Recht  und  die  Freiheit  der  Selbstverwaltung  innerhalb  der 
Grenzen  ihres  nationalen  Lebens  garantiert.  Wir  beauftragen 
unser  Generalsekretariat  für  nationale  Angelegenheiten,  uns  in 
nächster  Zukunft  ein  Gesetzesprojekt  über  die  national-personale 
Autonomie  vorzulegen." 

Dieses  Gesetz,  das  wir  nachstehend  vollinhaltlich  wieder- 
geben, wurde  am  9.  Januar  1918  von  der  Zentrairada  ein- 
stimmig angenommen  und  am  14.  April  im  „Anzeiger  des 
Eates  der  Volksminister  der  ukrainischen  Volksrepublik"  pu- 
bliziert. Unter  dem  reaktionären  Regime  des  Skoropadski 
wurde  das  Gesetz  am  7.  Juli  1918  aufgehoben,  was  die  jüdische 
Bevölkerung  tief  empörte.  Der  jüdische  Nationalrat,  der  als 
oberstes  beratendes  Organ  beim  jüdischen  Generalsekretariat 
fungierte,  erhob  gegen  diese  Gewalttat  scharfen  Protest,  den 
wir  im  ersten  Teile  dieser  Dokumenten- Serie  veröffentlichen. 

Das  Gesetz  über  die  national-personale  Autonomie  ver- 
dient die  grösste  Beachtung.  Zum  ersten  Male  in  der  Ge- 
schichte hat  ein  junger  Staat,  der  selbst  noch  in  den  Kinder- 
schuhen der  Entwicklung  steckt,  und  kaum  die  Fesseln  der 
langjährigen  Knechtschaft  abgeschüttelt  hatte,  ohne  Bedenken 
den  nationalen  Minderheiten,  die  innerhalb  seiner  Grenzen 
wohnen,  das  Recht  der  national-personalen  Autonomie  ge- 
währt. Bis  heute  ist  die  ukrainische  Volksrepublik  der  einzige 
Staat  geblieben,  in  dem  die  Autonomie  des  jüdischen  Volkes 
gesetzlich  festgelegt  ist. 

Nach  dem  Sturze  des  Hetmans  Ende  Dezember  1918 
wurde  das  Gesetz  über  die  national-personale  Autonomie 
wiederhergestellt.  Gleichzeitig  wurde  von  dem  Direktorium 
der  ukrainischen  Volksrepublik  das  jüdische  Ministerium,  wel- 
ches aus  dem  ursprünglichen  Generalsekretariate  hervor- 
gegangen, aber  von  der  Hetmansregierung  am  18.  Juli  sistiert 
worden  war,  wiedereingesetzt.  Das  neue  Ministerium  hat 
infolge  der  Anarchie  und  der  Bolschewuki-Invasion  keine 
grössere  Tätigkeit  entfalten  können.  Seine  einzige  positive 
Leistung  ist  das  nachstehend  auszugsweise  wiedergegebene 
Statut  betreffend  die  Kompetenz  der  jüdischen  Gemeinde,  das 
von  ihm  ausgearbeitet,  und  am  12.  Februar  1919  vom  Mini- 
sterrat der  ukrainischen  Volksrepublik  genehmigt  wurde. 
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Das  Gesetz  über  die  national-personale 
Autonomie. 

(Aus  dem  Anzeiger  des  Rates  der  Volksminister  der  ukraini- 
schen Volksrepublik  Nr.  2,  14.  April  1918). 

„Die  ukrainische  Zentrairada  hat  im  Einklang  mit  dem 
Universal  vom  7.  November  1917  am  9.  Januar  1918  folgendes 
Gesetz  über  die  national-personale  Autonomie  beschlossen  : 

Artikel  1.  Jede  der  die  Ukraine  bewohnenden  Nationen 
hat  innerhalb  der  Grenzen  der  ukrainischen  Volksrepublik 
das  Recht  der  national-personalen  Autonomie,  das  ist  das 
Recht  der  selbständigen  Regelung  ihres  nationalen  Lebens 
durch  die  Organe  des  Nationalverbandes,  dessen  Gewalt  sich 
auf  alle  seine  Mitglieder  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Wohnort 
in  den  Grenzen  der  ukrainischen  Volksrepublik  erstreckt.  Dies 
ist  ein  ewiges  Recht ;  keine  der  Nationen  kann  desselben  be- 
raubt oder  in  seinem  Genüsse  beschränkt  werden. 

Artikel  2.  Kraft  dieses  Gesetzes  gemessen  die  Nationen, 
welche  das  Territorium  der  ukrainischen  Volksrepublik  be- 
wohnen —  die  grossrussische,  jüdische  und  polnische  Nation  — 
das  Recht  der  national-personalen  Autonomie.  Die  weiss- 
russische,  tschechische,  moldauische,  deutsche,  t artarische, 
griechische  und  bulgarische  Nation  können  das  Recht  der 
national-personalen  Autonomie  gemessen,  sobald  eine  be- 
sondere Erklärung  jeder  dieser  Nationen  über  die  Zugehörig- 
keit zu  derselben  dem  Generalgericht  (Senate)  überreicht 
wird,  die  von  mindestens  10000  Bürgern  der  ukrainischen 
Volksrepublik  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  und  des 
Glaubens,  welche  ihrer  politischen  Rechte  nicht  durch  ein 
Gerichtsurteil  verlustig  geworden,  unterschrieben  ist.  Das  Ge- 
neralgericht prüft  die  Erklärung  in  einer  öffentlichen  Sitzung 
im  Verlaufe  von  nicht  länger  als  6  Monaten  vom  Tage  ihrer 
Ueberreichung,  verständigt  das  General- Sekretariat  über  seinen 
Beschluss  und  verlautbart  denselben.  Erklärungen  von  Na- 
tionen, die  in  diesem  Artikel  nicht  aufgezählt  sind,  werden  dem 
Parlamente  der  ukrainischen  Volksrepublik  zur  Prüfung  unter- 
breitet. 

Artikel  3.  Zur  Verwirklichung  des  im  Artikel  1  an- 
geführten Rechtes  bilden  die  Bürger  der  ukrainischen  Volks- 
republik,  die  einer  bestimmten   Nation  angehören,   auf  dem 
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Territorium  der  ukrainischen  Volksrepublik  einen  National- 
Verband.  Die  Mitglieder  jedes  National-Verbandes  werden 
in  namentlichen  Verzeichnissen  geführt,  die  in  ihrer  Gesamt- 
heit den  Nationa  1-K  a  t  a  s  t  e  r  bilden.  Dieser  wird  nach 
seiner  Fertigstellung  zur  allgemeinen  Kenntnis  verlautbart, 
und  jeder  Bürger  hat  das  Recht,  seine  Einbeziehung  in  einen 
bestimmten  National-Kataster,  sowie  seine  Ausschliessung  aus 
demselben  auf  Grund  einer  Erklärung  über  seine  Nichtzuge- 
hörigkeit zu  der  betreffenden  Nation  zu  verlangen. 

Artikel  4.  Der  National- Verband  geniesst  das  Recht 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  den 
Kompetenzgrenzen,  die  im  Artikel  7  dieses  Gesetzes  genau 
festgelegt  werden.  Der  National-Verband  besitzt  das  aus- 
schliessliche Recht  der  Vertretung  der  betref- 
fenden Nation,  die  das  Territorium  der  ukrainischen 
Volksrepublik  bewohnt,  vor  den  staatlichen  und  politischen 
Behörden.  Die  Beschlüsse,  die  von  den  Nationalversamm- 
lungen (Artikel  9)  innerhalb  der  Kompetenzsphäre  des  Na- 
tional-Verbandes (Artikel  3)  angenommen  werden,  werden 
im  allgemein  giltigen  Verordnungswege  publiziert. 

Arkitel  5.  Aus  den  allgemeinen  Fonds  der  ukrainischen 
Volksrepublik  und  der  Organe  der  lokalen  Selbstverwaltung 
werden  dem  National- Verbände  Mittel  zur  Bestreitung  der 
Angelegenheiten,  die  er  zu  verwalten  hat,  zur  Verfügung  ge- 
stellt, aus  den  Summen,  die  im  allgemeinen  für  die  betref- 
fenden Angelegenhiten  bestimmt  sind,  entsprechend  der  Mit- 
gliederanzahl des  betreffenden  National-Verbandes. 

Artikel  6.  Der  National-Verband  beschliesst  sein  jähr- 
liches Budget  und  ist  berechtigt ,  seine  Mitglieder  auf  den 
Grundlagen  zu  besteuern,  die  für  die  allgemeine  staat- 
liche Besteuerung  Gültigkeit  haben.  Der  National-Verband 
kann  unter  seiner  Verantwortung  Anleihen  aufnehmen  und 
andere  Finanzmassregeln  zur  Sicherung  seiner  Tätigkeit 
ergreifen. 

Artikel  7.  Der  Umfang  der  Angelegenheiten,  die  der 
Kompetenz  des  National-Verbandes  und  seiner  besonderen 
Organe  unterstehen,  so  wie  die  Verfassung  werden  durch  Be- 
schlüsse der  konstituierenden  Versammlung  der  betreffenden 
Nation  festgelegt,  die  in  gleicher  Weise  die  Abänderung  ihrer 
Beschlüsse  vornehmen  kann.    Die  Annahme  von  Beschlüssen 
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über  die  Kompetenz  des  National- Verbandes  ist  von  der  vor- 
herigen Bestätigung  durch  die  konstituierende  Versammlung 
der  ukrainischen  Volksrepublik  oder  ihres  Parlamentes  ab- 
hängig. 

Anmerkung :  Uneinigkeiten ,  die  aus  diesen  Anlässen 
zwischen  den  konstituierenden  Versammlungen  der  Nationen 
und  der  konstituierenden  Versammlung  der  ukrainischen 
Volksrepublik  oder  ihres  Parlamentes  entstehen  können, 
werden  durch  eine  Einigungs-Kommission  geprüft,  die  aus 
der  gleichen  Anzahl  von  Vertretern  der  genannten  Körper- 
schaften sich  zusammensetzt.  Die  Beschlüsse  der  Einigungs- 
kommission werden  zur  endgiltigen  Bestätigung  der  kon- 
stituierenden Versammlung  der  ukrainischen  Volksrepublik 
oder  ihrem  Parlamente  vorgelegt. 

Artikel  8.  Die  nationalen  konstituierenden  Versamm- 
lungen werden  aus  den  Mitgliedern  gebildet,  die  von  den 
Bürgern  der  ukrainischen  Volksrepublik  der  betreffenden  Na- 
tion gewählt  werden.  Wahlberechtigt  sind  alle  über  20  Jahre 
alten  Bürger  der  betreffenden  Nation ;  das  Wahlrecht  ist  all- 
gemein, ohne  Unterschied  des  Geschlechts  und  des  Glaubens, 
gleich,  unmittelbar  und  geheim,  und  wird  nach  dem  System 
der  proportionalen  Vertretung  vorgenommen. 

Artikel  9.  Die  Organe  des  National-Verbandes  sind 
staatliche  Organe.  Das  oberste  Vertretungsorgan  des 
National-Verbandes  bildet  die  National-  (oder  konsti- 
tuierende) Versammlung,  die  von  den  Mitgliedern 
dises  Verbandes  nach  den  im  Artikel  8  erwähnten  Grundsätzen 
gewählt  werden.  Das  oberste  Exekutivorgan  des  National-Ver- 
bandes ist  der  Nationalrat,  der  von  der  National-Ver- 
sammlung  gewählt  wird  und  vor  ihr  verantwortlich  ist. 

Artikel  10.  Alle  Streitigkeiten  über  Kompetenzfragen,  die 
zwischen  den  Organen  des  National-Verbandes  einerseits  und 
den  Organen  der  Staatsverwaltung,  der  lokalen  Selbstverwal- 
tung und  der  anderen  National- Verbände  andererseits  ent- 
stehen, werden  vom  administrativen  Gerichte  entschieden. 

Der  Präses  der  ukrainischen  Zentrairada  M.  Gruschewskij. 

Der  Sekretär  der  ukrainischen  Zentrairada  Onatskij. 

Gegengezeichnet :    der   interimistische   General- Schreiber 

Mirnyj." 
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Die  Konpetenz  der  jüdischen 
Gemeinde-Autonomie. 

Auszug  aus  dem  „Statut  der  jüdischen  Gemeinde". 

1.  Alle  jüdischen  autonomen  Gemeinden,  welche  bereits 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  2.  Dezember  1917  bestehen  oder 
mit  gegenwärtigem  Gesetz  geschaffen  werden,  erhalten  den 
Charakter  öffentlich-rechtlicher  Organe  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  9.  Januar  1918  betreffend  die  national-personale  Auto- 
nomie und  führen  sämtliche  politisch-wirtschaftlichen  Agenden 
der  jüdischen  Gemeinde. 

2.  Die  jüdische  Gemeinde  umfasst  alle  Juden,  Männer 
und  Frauen,  die  aufgenommen  sind  im  lokalen  nationalen 
Kataster. 

Anmerkung:  Eine  Ortschaft,  welche  weniger  als  200 
jüdische,  im  Sinne  des  zuletzt  erwähnten  Gesetzes  wahl- 
berechtigte Einwohner  zählt,  wird  der  nächstgelegenen  jü- 
dischen Gemeinde  angegliedert. 

3.  Innerhalb  der  Grenzen  des  letzterwähnten  Gesetzes 
und  aller  Sondergesetze  erstrecken  sich  die  Aufgaben  der  jü- 
dischen autonomen  Gemeinde  insbesondere  auf  folgende 
Gegenstände : 

a)  die  Führung  eines  lokalen  namentlichen  Nationalkata- 
sters, 

b)  Die  Registrierung  von  Geburten,  Todesfällen,  Ehen  und 
Ehescheidungen,  welche  im  betreffenden  Gemeinderayon 
vorkommen,  sowie  die  Führung  von  Büchern,  welche  als 
Akten  über  das  jüdische  Gemeindeleben  zu  gelten  haben. 

c)  die  Verwaltung  der  für  die  jüdische  Gemeinde  bestimmten 
Steuern. 

d)  die  Verwaltung  des  Kapitals,  sowie  alles  beweglichen  und 
unbeweglichen  Vermögens,  welches  der  Gemeinde  gehört. 

e)  die  Leitung  der  Erziehung  und  Bildung  der  jüdischen  Be- 
völkerung;  Bau,  Erhaltung  und  Verwaltung  von  Elemen- 
tarschulen und  anderen,  sei  es  allgemeinen,  sei  es  fach- 
lichen Bildungsanstalten;  die  Leitung  des  Unterrichts 
sowohl  innerhalb,  wie  ausserhalb  der  Schule;  die  Auf- 
sicht über  Bau  und  Erhaltung  von  Kultur-  und  Bildungs- 
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instituten,  als  da  sind:  Gemeindebibliotheken ,  Gemeinde- 
lesehallen, Volksuniversitäten,  Konservatorien,  wissen- 
schaftliche Ausstellungen,  Museen,  Theater  u.  dgl. 

f)  die  Sorge  für  die  Gesundheit  der  jüdischen  Bevölkerung, 
die  Ergreifung  von  Mitteln  zur  Verbesserung  der  sani- 
tären Zustände  und  zur  Bekämpfung  ansteckender  Krank- 
heiten im  Gemeinde-Rayon,  die  Gründung  von  Kinder- 
gärten, Kinder kolonien  u.  dgl. 

g)  die  Sorge  für  die  jüdische  Bevölkerung  durch  Errichtung 
von  billigen  Wohnungen,  Absteigequartieren,  Volks- 
küchen, Theehallen,  Volksbäckerein ,  Handlungen  zum 
Verkauf  oder  unentgeltlichen  Abgabe  der  notwendigsten 
Bedarfsartikel,  sowie  die  Errichtung,  Leitung  und  Er- 
haltung von  Ambulatorien. 

h)  Die  Förderung  des  Gewerbes  unter  der  jüdischen  Bevöl- 
kerung und  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit,  Errichtung, 
Leitung  und  Erhaltung  von  Fachschulen  und  Instruktions- 
kursen, Organisierung  der  Fortbildung  bei  Professionisten 
ausserhalb  der  Schule,  Errichtung,  Leitung  und  Erhal- 
tung von  Musterwerkstätten,  Farmen,  Meiereien,  Obst- 
und  Gemüsegärten,  Hilfe  bei  Anschaffung  von  notwen- 
digen Instrumenten  und  Materialien,  Errichtung  und  Er- 
haltung entsprechender  Lager. 

i)  die  Organisierung  des  gegenseitigen  Kredits,  Förderung 
der  Kooperativen  zur  Anschaffung  und  Verteilung  von 
Lebensmitteln,  und  überhaupt  der  Arbeiter-  und  Kredit- 
Kooperativen. 

j)  die  Versorgung  armer  Kinder  und  Greise,  Organisierung 
der  Mittellosen-Ünterstützung,  Gründung,  Leitung  und 
Erhaltung  von  Wohltätigkeitsinstituten  u.  dgl. 

k)  Organisierung  von  Hilfsaktionen  für  die  jüdische  Be» 
völkerung  bei  Elementarkatastrophen,  wie  Feuersbrün- 
sten, Ueberschwemmungen  u.  dgl. 

1)  Rechtshilfe  für  die  jüdische  Bevölkerung, 
m)  statistische  Arbeiten  betreffend  die  jüdische  Bevölkerung. 

n)  Regulierung  der  Auswanderung  und  Kolonisation  der  jü- 
dischen Bevölkerung,  Errichtung,  Führung  und  Erhaltung 
von  Informationsbureaus  in  Emigrationsangelegenheiten, 
Organisierung  oder  Hilfe  bei  der  Organisation  finanzieller 
Institute  und  Fonds  für  Emigrations-  und  Kolon isations- 
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zwecke,  Organisierung  von  Kursen  über  Emigrations-  und 
Kolonisationsfragen . 

o)  Kepräsentierung  der  jüdischen  Bevölkerung  vor  staatlichen 
und  kommunalen  Behörden  zum  Schutze  der  Gemeinde- 
Autonomie,  der  nationalen  und  politischen  Rechte  der 
jüdischen  Bevölkerung  und  ihrer  Interessen  innerhalb  der 
Grenzen  der  Gemeinde-Kompetenz. 

p)  Teilnahme  einer  entsprechenden  Repräsentanz  an  den 
administrativen  und  legislativen  Körperschaften  des  Staa- 
tes, Landes  und  der  Gemeinde  auf  Grund  besonders  zu 
erlassender  Bestimmungen. 


Resolutionen  der  ukrainischen  Konstituante 
Ostgaliziens. 

Auf  Grund  des  Selbstbestimmungsprinzipes  der  Nationen 
beschliesst  der  ukrainische  Nationalrat  als  Konstituante  : 

1.  Das  gesamte  ethnographische  Gebiet  innerhalb  Oester- 
reich-Ungarns,  und  zwar  Ostgalizien  mit  der  Grenzlinie  bis 
zum  San,  inklusive  der  Lemkowszczyzna  (Bezirke  Sambor, 
Sanok,  Krosno,  Jaslo,  Gorlice  und  der  angrenzende  Strich  am 
Nordhang  der  Karpathen),  der  nordwestliche  Teil  der  Buko- 
wina mit  den  Städten  Czernowitz,  Storozynetz  und  Sereth 
und  der  ukrainische  Streifen  Nordungarns,  bilden  ein  einheit- 
liches ukrainisches  Siedlungsgebiet. 

2.  Dieses  national-ukrainische  Gebiet  wird  hiemit  als  ein 
ukrainischer  Staat  proklamiert  und  es  sind  die  vorbereitenden 
Schritte  zu  unternehmen,  um  diesen  Entschluss  zu  verwirk- 
lichen. 

3.  Es  werden  alle  nationalen  Minoritäten  auf  diesem 
ukrainischen  Gebiete  —  wobei  die  Juden  als  selb- 
ständige Nation  anerkannt  werden  —  aufgefor- 
dert, dass  sie  sich  konstituieren  und  ihre  Vertreter  in  den  ukrai- 
nischen Nationalrat,  ihrer  Bevölkerungszahl  entsprechend,  ent- 
senden. 

4.  Der  ukrainische  Nationalrat  wird  die  Verfassung  für 
den  neugeschaffenen  Staat  auf  der  Grundlage  des  allgemeinen, 
gleichen,  geheimen  und  direkten  Wahlrechtes  mit  Proportional- 
vertretung  und   dem   Rechte   der   Vertretung   in   der 
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Regierung  für  die  nationalen  Minoritäten 
ausarbeiten. 

5.  Der  ukrainische  Nationalrat  verlangt,  dass  das  ukrai- 
nische Gebiet  seine  eigenen  Vertreter  zu  den  Friedensverhand- 
lungen entsende. 

Lemberg,  19.  Oktober  1918. 

Die  jüdische  Autonomie  in 
Litauen. 

Gleichberechtigung  und  nationale  Autonomie  der 
Juden  in  Litauen. 

Zuschrift  der  litauischen  Friedensdelegation  an  das  Komitee 
der  jüdischen  Delegationen  bei  der  Friedenskonferenz. 

Paris,  5.  August  1919. 

Geehrte  Herren, 
Bezüglich  unserer  Unterhaltung  von  Ende  Juli  haben  wir 
die  Ehre,  Ihnen  folgende  Information  über  die  Lage  unserer 
jüdischen  Bürger  zu  geben.  Die  Regierung  hat  im  Überein- 
kommen mit  den  Vertretern  der  Juden  folgende  Grundsätze 
angenommen,  die  einen  Teil  der  Grundgesetze  bilden  werden. 

1.  Die  Mitglieder  der  jüdischen  Nationalität  sind,  wie  alle 
Bürger  ohne  Unterschied  von  Nationalität,  Religion  oder 
Sprache,  im  vollen  Genuss  der  bürgerlichen,  politischen  und 
nationalen  Rechte. 

2.  Die  Juden  sind  in  allen  gesetzgebenden  Körperschaf- 
ten vertreten  oder  werden  dort  vertreten  sein. 

3.  Die  Juden  beteiligen  sich  an  der  Regierung  und  den 
Gerichts-Institutionen.  Zur  Verwaltung  ihrer  Angelegenhei- 
ten wurde  ein  Ministerium  für  jüdische  Angelegenheiten  ins 
Leben  gerufen. 

4.  Das  Recht  auf  verhältnismässige  Vertretung  in  den 
gesetzgebenden  Institutionen  ist  durch  die  Errichtung  einer 
nationalen  Kurie  oder  in  jeder  anderen  Weise,  die  zu  diesem 
Zwecke  geeignet  erscheint,  gewährleistet. 

5.  Die  Juden  gemessen  das  Recht  des  freien  Gebrauchs 
ihrer  Sprache  auf  öffentlichen  Versammlungen,  in  der  Presse, 
im  Theater,  in  den  Schulen,  in  der  Abfassung  von  Dokumen- 
ten, vor  dem  Gericht  und  in  den  Regierungsinstitutionen. 
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Die  litauische  Sprache  ist  als  die  Staatssprache  anerkannt. 
Alle  öffentlichen  Institutionen,  mit  Ausnahme  der  Organe  der 
nationalen  Autonomie,  sind  verpflichtet,  ausschliesslich  in 
dieser  Sprache  zu  korrespondieren.  Das  Studium  der  litaui- 
schen Sprache  ist  in  allen  jüdischen  Schulen,  sowohl  in  den 
Elementar-  als  auch  in  den  Mittelschulen,  obligatorisch. 

6.  Das  Eecht  der  Juden,  ihren  Sabbath  und  ihre  Fest- 
tage, ebenso  wie  alle  andern  Vorschriften  ihrer  Keligion  zu 
beobachten,  darf  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  begrenzt 
werden.  Die  allen  Bürgern  zum  Zwecke  der  Landesverteidi- 
gung oder  zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung 
auferlegten  Verpflichtungen  werden  nicht  als  derartige  Be- 
grenzungen betrachtet.  Die  Rabbiner  nehmen  die  gleiche 
rechtliche  Stellung  ein,  wie  die  Geistlichen  anderer  Glaubens- 
bekenntnisse. 

7.  Die  Juden  sind  in  ihren  innern  Angelegenheiten  auto- 
nom. Zu  diesen  gehören  alle  die  Religion,  die  Wohltätigkeit, 
die  soziale  Hilfe,  den  Unterricht  und  die  geistige  Kultur  im 
allgemeinen  betreffenden  Angelegenheiten.  Eine  genaue  De- 
finition des  Wirkungskreises  der  nationalen  Autonomie  wird 
durch  die  Gesetzgebung  gegeben  und  durch  die  Grundgesetze 
gewährleistet  werden. 

Die  Organe  der  jüdischen  Autonomie  sind  die  Ortsgemein- 
den und  der  Gemeindebund.  Ein  spezielles  Gesetz  wird  die 
Art  und  Weise  der  Gründung  und  der  Vertretung  der  Gemein- 
den, sowie  das  Gemeindebundes  festsetzen. 

Der  Unterricht  in  den  jüdischen  Elementarschulen  ist 
obligatorisch,  allgemein  und  unentgeltlich,  falls  durch  einen 
Beschluss  der  Gesetzgebung  den  andern  Elementarschulen 
ähnliche  Verpflichtungen  auferlegt  sind. 

8.  Nach  dem  von  andern  autonomen  Gebieten  gelieferten 
Beispiel  werden  die  Organe  der  jüdischen  Autonomie  als  Re- 
gierungsorgane betrachtet  und  sind  innerhalb  der  Grenzen 
ihrer  Departements  und  ihrer  Kompetenz  ermächtigt,  für  die 
Angehörigen  ihrer  Nationen  bindende  Beschlüsse  zu  fassen. 
Sie  sind  ebenso  ermächtigt,  zum  Zwecke  der  Deckung  ihrer 
Ausgaben,  den  Mitgliedern  ihrer  Nation  besondere  Steuern 
aufzuerlegen. 

Bezüglich  der  bürgerlichen  Rechte  geniessen  die  jüdi- 
schen Gemeinden  und  der  Gemeindebund  die  Rechte  juridi- 
scher  Personen.     Sie   sind   ermächtigt,   sowohl   Schenkungen 
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und  Gaben,  als  auch  Vermächtnisse  zu  erhalten.  Sie  werden 
ebenso  an  den  staatlichen  Beiträgen  teilhaben,  falls  solche  Bei- 
träge für  gleiche  Zwecke  den  Organen  anderer  Nationalitäten 
gewährt  werden.  Diese  Subsidien  müssen  für  alle  Nationalitä- 
ten verhältnismässig  gleich  sein. 

Wir  hoffen,  dass  Sie  die  obigen  Gesetze  für  genügend 
ansehen  werden,  um  die  Wohlfahrt  unserer  jüdischen  Mit- 
bürger, insofern  sie  von  Gesetzen  und  der  staatlichen  Ordnung 
abhängt,  sicherzustellen,  und  dass  Sie  dieses  freiwillig  aner- 
kannte Gesetz  jenen,  die  zwangsweise  auferlegt  werden  sollten, 
vorziehen  werden. 

Nehmen  Sie,  geehrte  Herren,  die  Versicherung  unserer 
ausgezeichnetsten  Hochachtung  an. 

Der  Präsident  der  Delegation  Litauens  zur 

Friedenskonferenz  : 

Prof.   Woldemar. 

Klimas,  Sekretär. 

Die  Juden  in  Rumänien. 

Die  rumänische  Judenfrage  beschäftigt  seit  Jahrzehnten 
die  jüdische  Welt  und  die  internationale  Politik.  Die  Ge- 
schichte der  Juden  Rumäniens,  die  besonders  seit  fünf  Jahr- 
zehnten eine  Geschichte  unaufhörlicher  raffiniertester,  zu 
einem  Staatssystem  ausgebauter  Drangsalierungen  und  grau- 
samster Verfolgungen  ist,  bildet  zugleich  ein  höchst  lehrreiches 
Kapitel  der  allgemeinen  politischen  Geschichte  unserer  Zeit. 
Dass  ein  kleines  Land  wie  Eumänien  den  durch  viele  diplo- 
matische Noten,  durch  unzählige  Parlaments-  und  andere  öf- 
fentliche Kundgebungen  und  selbst  durch  internationale  Ver- 
einbarungen ausgedrückten  klaren  Willen  der  Mächte  Jahr- 
zehntelang ungestraft  sich  widersetzen  und  ihn  geradezu  ver- 
höhnen konnte,  und  zwar  nur  deshalb,  weil  es  sich  um  ein 
Volkselement  handelte,  das  in  seinem  Kampf  ums  Recht  nicht 
irgend  eine  mächtige  interessierte  Regierung,  sondern  nur  das 
Gewissen  der  Kulturwelt  anzurufen  in  der  Lage  war;  dass 
Rumänien  die  vor  der  Welt  feierlich  eingegangenen  Verpflich- 
tungen zur  Emanzipation  seiner  Juden  vierzig  Jahre  hindurch 
in  herausforderndster  Weise  zu  verletzen  sich  vermass,  weil 
es  mit  fester  Sicherheit  darauf  baute,  dass  die  rivalisierenden 
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Mächte  weder  einzeln  noch  gemeinsam  fähig  waren,  sich  zu 
einer  entscheidenden  Tat  aufzuraffen  :  —  das  kennzeichnet  im 
höchsten  Grade  nicht  nur  die  Tragik  der  jüdischen  Lage,  son- 
dern ebenso  die  internationale  Situation  in  der  Periode  vor 
dem  Weltkrieg. 

Die  rumänische  Judenfrage  hat  bereits  eine  ganze  Litera- 
tur erzeugt.  Das  einschlägige  Dokumentenmaterial  könnte 
Bände  füllen.  Hier  seien  einige  der  wichtigsten  Dokumente 
wiedergegeben. 

Artikel  46  der  Pariser  Convention  (1856). 

Die  Pariser  Konvention,  welche  die  Verfassung  der  frühe- 
ren Fürstentümer  Moldau  und  Walachei  festsetzte,  schrieb  die 
bürgerliche  Gleichberechtigung  der  Juden  („aller  Moldauer 
und  Walachen")  vor,  während  sie  ihre  politische  Gleich- 
berechtigung der  inneren  Gesetzgebung  der  jungen  Staats- 
wesen vorbehielt.    Der  betreffende  Artikel  46  lautete : 

„Alle  Moldauer  und  Walachen  sind  gleich  vor  dem  Gesetze 
und  vor  der  Steuerpflicht.  Alle  haben  gleichen  Zutritt  zu  den 
öffentlichen  Ämtern  beider  Fürstentümer.  Ihre  persönliche 
Freiheit  wird  gewährleistet.  Niemand  kann  festgehalten,  ver- 
haftet oder  gerichtlich  belangt  werden,  es  sei  denn  dem  Ge- 
setze gemäss.  Niemandem  kann  sein  Eigentum  anders  als  auf 
gesetzlichem  Wege  entzogen  werden,  etwa  aus  Rücksichten 
auf  das  öffentliche  Wohl  und  nach  Erstattung  einer  Ent- 
schädigung. 

Die  Moldauer  und  Walachen  aller  christlichen  Riten 
gemessen  gleiche  politische  Rechte.  Der  Genuss  dieser  Rechte 
kann  durch  gesetzliche  Bestimmungen  auf  andere  Kulte 
ausgedehnt  werden." 

Artikel  43  und  44  des  Berliner  Vertrages  (1878). 
Der  vom  Berliner  Kongre>ss  am  13.  Juli  1878  beschlossene 
Vertrag  legte  nach  einstimmigem  Beschluss  der  Vertrags- 
mächte (England,  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Frank- 
reich, Italien,  Russland  und  die  Türkei)  Rumänien  die  Ver- 
pflichtung zur  bürgerlichen  und  politischen  Emanzipation  sei- 
ner Juden  auf  und  machte  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung 
zur  Bedingung  für  die  Anerkennung  der  rumänischen  Unab- 
hängigkeit. Nichts  anderes  konnte  der  Sinn  folgender  Ver- 
tragsbestimmungen sein. 
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„Artikel  43.  Die  Vertragschliessenden  anerkennen  die 
Unabhängigkeit  Rumäniens,  knüpfen  jedoch  diese  Anerken- 
nung an  die  Erfüllung  der  in  den  beiden  nächsten  Artikeln  dar- 
gelegten Bedingungen. 

Artikel  44.  In  Rumänien  darf  der  Unterschied  des  religiö- 
sen Glaubens  und  des  Bekenntnisses  niemanden  als  Grund  der 
Ausschliessung  oder  der  Unfähigkeit  zum  Genuss  der  bürger- 
lichen und  der  politischen  Rechte  entgegengehalten  werden, 
ebensowenig  betreffs  der  Zulassung  zu  öffentlichen  Aemtern, 
Funktionen  und  Ehren ,  oder  der  Ausübung  der  verschieden- 
sten Professionen  und  Gewerbearten,  in  welcher  Ortschaft  im- 
mer es  sei. 

Die  Freiheit  der  x\usübung  aller  Kulte  wird  allen  Ange- 
hörigen des  rumänischen  Staates  gesichert  sein,  ebenso  wie 
allen  Fremden,  und  kein  Hindernis  wird  ihnen  entgegensetzt 
werden ,  sei  es  in  der  hierarchischen  Organisation  der  verschie- 
denen Gemeinden,  sei  es  in  ihrem  Verkehr  mit  ihren  geist- 
lichen Oberhäuptern.  Die  Staatsangehörigen  aller  Mächte, 
Handelsleute  oder  sonst,  werden  in  Rumänien  ohne  Unter- 
schied der  Religion  auf  dem  Fusse  völliger  Gleichberechtigung 
behandelt  werden." 

Der  Artikel  7  der  rumänischen  Verfassung  und  die  rumänische 
„Fremden '-Gesetzgebung. 

Den  eindeutigen  Sinn  der  obigen  Bestimmungen  verstand 
die  Verschlagenheit  der  rumänischen  Staatskunst  in  sein  ge- 
rades Gegenteil  zu  verwandeln.  Sie  brachte  es  fertig,  unter 
scheinbarer  formeller  Beobachtung  der  übernommenen  Ver- 
pflichtung, die  Juden  unter  ein  Regime  zu  stellen,  das  sie 
samt  und  sonders  zu  Parias  degradiert  und  als  vogelfrei  be- 
handelt. Gemäss  Artikel  7  der  rumänischen  Verfassung  (1866) 
konnten  nur  Christen  rumänische  Staatsbürger  werden.  Da 
diese  Bestimmung  zum  Wortlaut  des  Artikels  44  des  Berliner 
Vertrages  im  Widerspruch  stand,  so  mussten  sich  die  rumäni- 
schen Staatsmänner  zu  ihrer  Abänderung  bequemen,  um  die 
Anerkennung  der  Unabhängigkeit  ihres  Landes  seitens  der 
Signatarmächte  zu  erlangen.  Der  aufgezwungene  Schritt  gab 
ihnen  einen  rettenden  Gedanken  ein.  Sie  schoben  den  Mäch- 
ten neue  Bestimmungen  über  die  Naturalisation  unter,  die 
ausdrücklich  die  Angehörigen  aller  Glaubensbekenntnisse  hin- 
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sichtlich  der  Naturalisation  „Fremder"  auf  gleichen  Fuss  stell- 
ten, die  aber  dessenungeachtet  ein  unerhörter  Anschlag  auf 
die  Juden  waren  und  zwar  nicht  nur  auf  die  einwandernden, 
sondern  ausnahmslos  auf  die  gesamte  jüdische  Bevölkerung. 
Die  Naturalisation  wurde  an  schwere  Bedingungen  geknüpft, 
sie  durfte  „nur  jeweils  durch  ein  Gesetz  und  individuell  erteilt 
werden".  Der  bestimmende  Hintergedanke  bei  der  Neuredigie- 
rung  des  Artikels  war,  die  ganze  seit  Jahrhunderten  im  Lande 
lebende  jüdische  Bevölkerung  zu  „Fremden"  zu  erklären  und 
sie  dermassen  nicht  nur  völlig  rechtlos,  sondern  auch  heimatlos 
zu  machen.  Dieser  Geniestreich  wurde  auch  bald  ausgeführt. 
Kaum  hatten  die  Mächte,  durch  offizielle  Beteuerungen  der 
rumänischen  Regierung  über  ihre  edelsten  Absichten  betreffs 
der  Juden  einigermassen  beschwichtigt,  die  Unabhängigkeit 
Rumäniens  mit  dem  Ausdruck  der  Erwartung,  dass  die  rumä- 
nische Regierung  den  Intentionen  des  Signatarmächte  entspre- 
chend handeln  werde,  anerkennt,  da  begann  der  vierzigjährige 
rumänische  Krieg  gegen  die  Juden,  geführt  mit  allem  Raffi- 
nement einer  auf  immer  neue  Mittel  zur  Ausrottung  der  jüdi- 
schen Bevölkerung  sinnenden  Gesetzgebung  und  einer  vor 
nichts,  aber  auch  vor  nichts  zurückschreckenden  Verwaltungs- 
praxis. In  der  ganzen  qualitativ  und  quantitativ  so  ungeheuer- 
lichen rumänischen  Judengesetzgeburg  seit  dem  Berliner  Ver- 
trag kommt  das  Wort  Jude  nirgends'  vor ;  die  Rede  ist  nur 
von  „straini",  (Fremde,  Ausländer,  etranger) ,  der  in  den  Ge- 
setzen der  früheren  Periode  häufig  gebrauchte  Ausdruck  Ru- 
mini de  ritul  mosaic  (Rumänen  mosaischen  Glaubens)  ist 
verschwunden.  Die  Juden  sind  Staatslose,  denen  die  elemen- 
tarsten Menschenrechte  verweigert,  die  aber  alle  Pflichten  der 
Staatsbürger  einschliesslich  der  Militärpflicht  zu  erfüllen  ha- 
ben. Nur  ein  paar  hundert  Juden  sind  im  Laufe  der  letzten 
vierzig  Jahre  naturalisiert  werden.  Diese  ganze  Gesetzgebung 
stützt  sich,  wie  gesagt,  auf  den  abgeänderten  Artikel  7  der 
Verfassung,  welcher  wie  folgt  lautet : 

„1.  Der  Unterschied  des  Glaubens  und  der  Konfession  bildet 
in  Rumänien  kein  Hindernis  zur  Erhaltung  der  poli- 
tischen und  zivilen  Rechte,  ebenso  wie  zu  deren  Aus- 
übung. 

Jeder  Fremde  (straini) ,  ohne  Unterschied  der  Reli- 
gion, sei  er  einer  fremden  Macht  untertänig  oder  nicht. 
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kann    die    Naturalisation    unter    folgenden    Bedingungen 
erhalten : 

a)  Er  hat  an  die  rumänische  Eegierung  ein  Gesuch  ein- 
zureichen, in  dem  er  um  die  Naturalisation  bittet  und 
den  Nachweis  liefert,  welches  Kapital  er  besitzt, 
welchen  Beruf  er  ausübt,  sowie  seinen  Wohnsitz  in 
Eumänien  angibt. 

b)  Nach  Einreichen  dieses  Gesuches  muss  er  zehn 
Jahre  im  Lande  wohnen  und  durch  seine  Taten  be- 
weisen, dass  er  dem  Lande  nützlich  ist. 

2.  Es  können  Ausnahmen  (betreffend  die  Aufenthaltszeit  im 
Lande)  gestattet  werden : 

a)  denjenigen,  die  irgen welche  Industrien,  nützliche  Er- 
findungen oder  Talente  ins  Land  gebracht  haben,  oder 
die  im  Lande  grössere  Handels-  und  Industrieunter- 
nehmungen gegründet  haben ; 

b)  denjenigen,  die  im  Lande  geboren  und  erzogen  sind, 
von  Eltern,  die  im  Lande  ansässig  waren,  sich  nie  des 
Schutzes  einer  fremden  Macht  erfreut  haben. 

c)  denjenigen,  die  während  des  Befreiungskrieges  unter 
den  Fahnen  gedient  haben  und  welche  infolgedessen 
en  bloc  naturalisiert  werden  können,  auf  Vorschlag 
der  Eegierung  durch  ein  einziges  Gesetz,  ohne  weitere 
Formalitäten. 

3.  Die  Naturalisation  kann  nur  jeweils  durch  ein  Ge- 
setz und  individuell  erteilt  werden. 

4.  Ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Art  und  Weise  bestim- 
men, nach  der  sich  Ausländer  auf  rumänischem  Boden 
wohnhaft  machen  können. 

5.  Einzig  die  E u m ä n e n  und  diejenigen,  die  natura- 
lisiert worden  sind,  können  Landgüter 
in  Eumänien  erwerben. 

Die  bisherigen  Eechte  werden  respektiert. 

Die  internationalen  Konventionen,  die  heute  existieren, 
bleiben  auch  weiter  bestehen,  mit  allen  ihren  Klauseln  und 
Bestimmungen . " 

Eine  amerikanische  Note  und  Rumäniens  heuchlerische 
Erklärungen. 

Die  Annexion  der  Dobrudscha  durch  Eumänien  nach  dem 
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letzten  Balkankrieg  liess  die  Entrechtung  der  Juden  dieses 
Gebietes,  welche  sich  unter  den  Bulgaren  der  Freiheit  erfreut 
hatten,  durch  die  neuen  Besitzer  befürchten.  Es  wurde  eine 
Aktion  zur  Sicherstellung  der  jüdischen  Rechte  in  der  Dobrud- 
scha  und  im  Zusammenhange  damit  auch  in  Rumänien  unter- 
nommen. Die  Frage  der  Juden  jener  Gebiete,  die  Rumänien 
einverleibt  werden  sollten,  wurde  auf  der  Friedenskonferenz 
in  Bukarest  berührt.  Das  offizielle  Verhandlungsprotokoll  Nr. 
6  berichtet  über  die  Sitzung  vom  23.  Juli  (August)  1913 
wie  folgt : 

„Er  (der  Präsident,  Majoresco)  teilt  sodann  der  Konfe- 
renz folgende  Note  mit,  die  ihm  I.  E.  Herr  Jackson,  der  Ge- 
sandte der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  Bukarest ,  über- 
reicht hat : 

„Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
wünscht  zur  Kenntnis  zu  bringen,  dass  sie  es  mit  Befriedigung 
sehen  würde,  wenn  in  jede  in  Bukarest  geschlossene  Konven- 
tion eine  Bestimmung  eingeschaltet  werden  sollte,  die  den  Ein- 
wohnern jeden  Territoriums,  das  der  Souveränität  irgend  einer 
der  fünf  Mächte  unterstellt  werden  sollte,  oder  von  der  Juris- 
diktion einer  der  Mächte  an  die  einer  anderen  übergehen  sollte , 
volle  bürgerliche  und  religiöse  Freiheit  gewährt."" 

Herr  Majoresco  meint,  dass  die  Delegierten  einstimmig 
den  Grundsatz,  der  die  angeführte  Note  eingegeben  hat,  recht- 
lich und  tatsächlich  vollständig  anerkennen,  da  das  öffentliche 
Recht  der  auf  dieser  Konferenz  vertretenen  konstitutionellen 
Staaten  seit  langem  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  sank- 
tioniert hat.  Der  Präsident  glaubt  also,  dass  die  Note  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  keine  Schwierigkeiten  be- 
reiten dürfte ;  es  ist  vielleicht  gut ,  zuweilen  die  Grundsätze 
in  Erinnerung  zu  bringen,  selbst  wenn  sie  allgemein  anerkannt 
sind.  Derart  glaubt  er,  die  Gefühle  der  Herren  Bevollmächtig- 
ten auszudrücken,  wenn  er  erklärt,  dass  die  Einwohner  jenes 
neu-erworbenen  Territoriums  ohne  Unterschied  des  Glaubens 
dieselbe  bürgerliche  und  religiöse  Freiheit  haben  werden,  wie 
alle  anderen  Einwohner  des  Staates. 

Herr  Veniselos  erachtet,  dass  infolge  der  Erklärungen  de« 
Präsidenten,  die  in  das  Protokoll  aufgenommen  werden,  jegli- 
che Einschaltung  eines  bereits  allgemein  anerkannten  Grund- 
satzes in  den  zu  schliessenden  Vertrag  überflüssig  sein  werde. 
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Da  dieser  Gesichtspunkt  des  Herrn  Hauptdelegierten  von 
Griechenland  allgemeine  Zustimmung  erhalten  hat " 

Eine  britische  Erklärung. 

Im  Zusammenhang  mit  den  Beschlüssen  der  Bukarester 
Konferenz  schrieb  am  23.  Oktober  das  britische  Auswärtige 
Amt  an  das  Jüdische  Conjoint  Committee  in  London  : 

„Geehrte  Herren  !  Ich  bin  vom  Sekretär  Sir  E.  Grey  be- 
auftragt, den  Empfang  Ihres  Briefes  vom  13.  Oktober  zu  be- 
stätigen und  als  Antwort  hierauf  zu  bemerken,  dass  die  Artikel 
des  Berliner  Vertrages,  auf  die  Sie  bezugnehmen,  durch  die 
territorialen  Aenderungen  im  Nahen  Osten  in  keinerlei  Weise 
aufgehoben  sind,  und  dass  sie  hinsichtlich  aller  in  diesen  Ar- 
tikeln behandelten  Gebiete  ebenso  bindend  bleiben,  wie  sie  es 
zur  Zeit,  wo  der  Vertrag  unterzeichnet  wurde,  gewesen  sind. 

Seiner  Majestät  Regierung  wird  jedoch  mit  den  anderen 
Mächten  bezüglich  der  Politik  beraten  (consult) ,  in  irgend 
einer  Weise  die  Bestimmungen  des  Berliner  Vertrages  zum 
Schutze  der  religiösen  und  anderen  Freiheiten  der  Minder- 
heiten in  den  erwähnten  Gebieten  wieder  zu  bekräftigen, 
wenn  die  Frage  der  formellen  Anerkennung  der  jüngsten  ter- 
ritorialen Aenderungen  auf  der  Balkan-Halbinsel  durch  die 
Mächte  aufgeworfen  sein  wird. 

Ich  bin,  meine  Herren, 

Ihr  ergebener,  gehorsamer  Diener 

(gez.)  Eyre  A.  Crowe." 

Die  in  dieser  Note  angekündigte  „Consultation"  blieb  in- 
folge des  Widerstandes  der  zarischen  Regierung  erfolglos.  Das 
britische  Auswärtige  Amt  richtete  dann  selbständig  eine  Note 
an  die  vertragschliessenden  Balkanmächte  des  Inhaltes,  dass 
England  für  seinen  Teil  die  Ratifizierung  des  Bukarester  Ver- 
trages von  der  Gewährleistung  der  Rechte  der  Minderheiten 
abhängig  machte.  Der  Vertrag  blieb  in  der  Folge 
u  nr  a  tif  iz  ier  t. 

Neue  rumänische  Beteuerungen. 

Im  Weltkrieg  hatten  die  Juden  Rumäniens  die  furchtbar- 
sten Verfolgungen  seitens  der  Zivil-  und  Militärbehörden  aus- 
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zustehen.  Nach  Ausbruch  der  russischen  Revolution  sahen 
sich  jedoch  die  rumänischen  Staatsmänner  gezwungen,  wieder 
Verbeugungen  vor  Europa  zu  machen.  Im  Juli  1917  erklärte 
laut  offiziösem  Bericht  der  Aussen  min  ister  Take  Jonescu  in  der 
Kammer : 

„Kein  vernünftiger  Mensch  hält  es  für  möglich,  dass  wir 
unserem  Vaterland  Provinzen  angliedern ,  in  welchen 
Israeliten  wohnen,  die  wir  zu  rumänischen 
Bürgern  machen  müssen,  während  unsere  eigenen 
Israeliten,  die  unter  unseren  Fahnen  gekämpft  haben,  bei  uns 
Fremde  bleiben.  Deshalb  ist  der  Punkt,  mit  dem  wir  uns 
jetzt  beschäftigen  müssen,  derjenige  der  Lösung  dei 
israelitischen  Frage,  aber  einer  breiten ,  vollständig 
gen  Lösung  im  ehrlichen  Geiste,  wie  es  einem  Lande  ge- 
bührt, das  sein  Wort  gegeben  hat  und  Wert  darauf  legt,  es 
zu  respektieren." 

Vom  antisemitischen  Deputierten  C  u  z  a  unterbrochen , 
erwiderte  Herr  Take  Jonescu  : 

„Rechnen  Sie  nicht  darauf,  dass  ich,  durch  Ihre  Unter- 
brechungen oder  Ihre  Propaganda  eingeschüchtert,  die  mora- 
lische Feigheit  begehen  werde,  eine  gewisse  Tatsache  zu  ver- 
schweigen, deren  Existenz  weder  Sie  noch  jemand  anders  aus 
der  Welt  zu  schaffen  imstande  sein  wird.  Denn  da  die  Regie- 
rungen beider  Parteien  und  der  König  ihr  Wort  gegeben 
haben,  ist  die  Ehre  Rumäniens  im  Spiele  und  wird  das  Wort 
Rumäniens  respektiert  werden. 

Ich  habe  diese  Frage  absichtlich  zur  Erörterung  gebracht, 
damit  die  Israeliten  aller  Länder  es  wissen, 
dass,  wenn  es  natürlich  und  gerecht  war,  aus  dieser  Frage 
eine  Waffe  gegen  uns  zur  Zeit  zu  machen,  wo  wir  noch  nicht 
entschlossen  waren,  es  heute  unnütz  und  ungerecht  wäre,  sich 
dieser  Waffe  zu  bedienen. 

Wenn  die  Israeliten  Bürger  sein  werden  wie  wir,  so 
wollen  wir  nicht,  dass  sie  uns  im  Herzen  fremd  bleiben  und 
dass  wir  selbst  nur  dem  Anschein  nach  ihre  Brüder  sein 
sollen.  Wir  werden  zu  diesem  Zwecke  ein  zweites  Werk 
vollenden  müssen,  ein  soziales  Werk,  und  dies  wird  uns  desto 
besser  gelingen,  je  weniger  das  Ausland  sich  hier 
einmengt. 
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Was  mich  anbetrifft ,  so  werde  ich  nicht  die  Waffen  nieder- 
legen, bis  die  israelitische  Frage  gebührend  gelöst  ist." 


Artikel  28  des  Bukarester  Vertrages  (Mai  1918). 

Die  Verschiedenheit  des  religiösen  Bekenntnisses  soll  in 
Eumänien  keinen  Einfluss  auf  die  Rechtstellung  der  Ein- 
wohner, insbesondere  auf  ihre  politischen  und  bürgerlichen 
Rechte,  ausüben. 

Der  im  Absatz  1  ausgesprochene  Grundsatz  wird  auch  in- 
soweit zur  Durchführung  gebracht  werden,  als  es  sich  um' die 
Einbürgerung  der  staatlosen  Bevölkerung  Rumäniens  mit  Ein- 
schluss  der  dort  bisher  als  Fremde  augesehenen  Juden  handelt. 
Zu  diesem  Zwecke  wird  in  Rumänien  bis  zur  Ratifikation  des 
Friedensvertrages  ein  Gesetz  erlassen  werden,  wonach  jeden- 
falls alle  Staatlosen,  die  am  Kriege,  sei  es  im  aktiven  Militär- 
dienst, sei  es  im  Hilfsdienst,  teilgenommen  haben  oder  die 
im  Lande  geboren  und  dort  ansässig  sind  und 
von  dort  geborenen  Eltern  stammen,  ohne  wei- 
teres als  vollberechtigte  rumänische  Staatsangehörige  ange- 
sehen werden  sollen  und  sich  als  solche  bei  den  Gerich- 
ten einschreiben  lassen  können ;  der  Erwerb  der  ru- 
mänischen Staatsangehörigkeit  wird  sich  auch  auf  die  Ehe- 
frauen, die  Witwen  und  die  minderjährigen  Kinder  solcher 
Personen  erstrecken. 


Britische  Erklärungen  zum  Bukarester  Frieden. 

Am  30.  Mai  1918  erklärte  Lord  Robert  Cecil  im  Unter- 
hause inbezug  auf  die  Regelung  der  rumänischen  Judenfrage 
durch  den  Bukarester  Friedensvertrag,  dass 

„Seiner  Majestät  Regierung  sich  dem  vollen  Befreiungs- 
programm, das  die  rumänische  Regierung  vor  diesem  Vertrage 
angenommen  hat,  und  nicht  diesem  begrenzten  Plan  an- 
schliesst." 

Auf  eine  Anfrage  an  die  Regierung  erhielt  Lucien  Wolf, 
der  Sekretär  des  Conjoint  Foreign  Committees,  folgende 
Antwort : 
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Auswärtiges  Amt,  13.  Juni  1918. 
Geehrter  Herr, 

Unter  Bezugnahme  auf  Ihren  Brief  an  Lord  Robert  Cecil 
vom  3.  ds.  Mts.,  die  jüdische  Frage  in  Rumänien  betreffend, 
bin  ich  vom  Herrn  Sekretär  Balfour  beauftragt .  festzustellen . 
dass  das  Programm,  auf  das  sich  die  im  Unterhaus  erteilte 
Antwort  vom  30.  Mai  bezog,  dasjenige  ist,  zu  welchem  sich 
die  rumänische  Regierung  während  der  Debatte  im  Juni  1917 
verpflichtet  hat.  Im  Laufe  dieser  Debatte  erklärte  Herr  Take 
Jonescu,  dass  „eine  der  Hauptfragen,  welche  die  rumänische 
Regierung  jetzt  lösen  muss,  diejenige  der  Stellung  der  Juden 
in  Rumänien  ist  und  dass  die  dieser  Frage  zu  gebende  Lösung 
umfassend  und  vollständig  sein  muss  ohne  Zweideutigkeit, 
ohne  Reserve  und  getragen  von  einem  Geist  der  Aufrichtig- 
keit, wie  es  einem  Land  gebührt,  das  sein  Wort  gegeben  hat 
und  das  entschlossen  ist,  sein  Wort  respektiert  zu  sehen." 

Herr  Bratianu  wurde  dann  gefragt,  ob  diese  Erklärung 
des  Herrn  Take  Jonescu  die  Ansicht  der  Gesamtregierung  dar- 
stelle. Der  Premierminister  erwiderte,  dass  das,  was  sein  Kol- 
lege über  die  Judenfrage  gesagt  habe,  die  Ansicht  der  ganzen 
Regierung  darstelle. 

Ich  bin,  geehrter  Herr, 

Ihr  gehorsamster,  bescheidenster  Diener 
(gez.)    W.  Langley. 

Herrn  Luden  Wolf. 

An  den  Zionistenführer  N.  Sokolow  schrieb  der  Britische 
Aussenminister  Balfour  im  Juni  1918  : 

„Seiner  Majestät  Regierung  vergegenwärtigt  sich  völlig, 
dass  die  den  Juden  versprochene  Befreiung  weniger  liberal  in 
dem  neuen  Traktat  ist,  als  das,  wozu  die  frühere  rumänische 
Regierung  sich  selbst  öffentlich  verpflichtet  hat. 

Seiner  Majestät  Regierung  ergreift  diese  Gelegenheit, 
Ihrer  Organisation  zu  versichern,  dass  sie  ausserordentlich 
darauf  bedacht  ist,  alles,  was  in  ihrer  Macht  steht,  zu  tun, 
um  eine  gerechte  und  dauernde  Ordnung  der  jüdischen  Frage 
in  jenem  Lande  zu  sichern." 

Eine  italienische  Erklärung. 

Vom  italienischen  Botschafter  in  London  erhielt  Sokolow 
folgende  Zuschrift : 
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„Gemäss  den  Instruktionen  des  Barons  Sonnino  habe  ich 
die  Ehre,  Sie  von  folgendem  in  Kenntnis  zu  setzen  :  Die  italie- 
nische Regierung  stellt  fest,  dass  die  im  Vertrag  von  Bukarest 
zwischen  Rumänien  und  den  Zentralmächten  vom  7.  Mai  1918 
enthaltenen  Bestimmungen  bezüglich  der  religiösen  Gleichheit 
in  Rumänien  hinsichtlich  der  Juden  weniger  Freiheiten  ge- 
währen als  diejenigen,  die  die  rumänische  Regierung  von 
selbst  zu  geben  versprochen  hat.  Die  italienische  Regierung 
erklärt  daher,  dass  sie,  wenn  die  rumänische  Frage  nicht  end- 
gültig geregelt  werden  wird,  alle  Anstrengungen  machen  wird, 
um  für  die  Juden  in  Rumänien  eine  Regelung  zu  erzielen,  die 
eine  dauernde  Gleichberechtigung  sichert." 

Das  neue  Naturalisationsgesetz. 

Auf  Grund  des  Bukarester  Vertrages  wurde  dann  ein 
neues  Naturalisationsgesetz  betreffend  die  „Fremden"  in  Ru- 
mänien, die  keinem  anderen  Staate  Untertan  sind,  erlassen. 
Das  Gesetz  schreibt  die  individuelle  Naturalisation  vor,  aber 
nicht  mehr  im  Wege  der  Gesetzgebung,  sondern  durch  ein 
gerichtliches  Verfahren.  Ausser  den  Kriegsteilnehmern  haben 
Anspruch  auf  Naturalisation  „jene,  die  in  Rumänien  ansässig, 
im  Lande  geboren  sind  und  von  im  Lande  geborenen  Eltern 
abstammen".  Diejenigen  staatslosen  Fremden,  welche  die  Na- 
turalisation begehren,  haben  dokumentarisch  die  Berechtigung 
ihres  Anspruches  nachzuweisen  und  zwar  in  einem  vorge- 
schreibenen  Verfahren,  das  dem  grössten  Teil  der  jüdischen 
Einwohner  jede  Aussicht  auf  Erlangung  der  Bürgerrechte  im 
vorhinein  abschneidet. 

Der  Bukarester  Vertrag  ist  durch  den  Frieden  von  Paris 
annuliert,  und  niemand  wird  sich  in  Rumänien  heute  um 
das  auf  ihm  basierende  Naturalisationsgesetz  kümmern.  Es 
hat  nur  insofern  Bedeutung,  als  es  zeigt,  wie  die  rumänischen 
Staatsmänner  die  Judenfrage  zu  lösen  gedenken.  Das  Gesetz 
kann  ohnehin  keine  Gültigkeit  haben.  Denn  entweder  man 
stellt  sich  auf  den  Standpunkt,  dass  die  rumänischen  Juden 
(welche  das  in  Rede  stehende  Gesetz  als  „die  Fremden  in 
Rumänien,  die  keinem  anderen  Staate  Untertan  sind"  defi- 
niert) einen  Teil  der  eingeborenen  Bevölkerung  des  Landes 
bilden,  dann  sind  sie  keine  „Fremden"  und  haben  gemäss  Ar- 
tikel 44  des  Berliner  Vertrages  und  kraft  der  Verfassung  An- 
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spruch  auf  volle  Gleichberechtigung ;  oder  aber  sie  werden 
weiter  als  Fremde  angesehen,  dann  unterstehen  sie  dem  Ar- 
tikel 7  der  Verfassung  und  können  ihre  Naturalisation  „nur 
jeweils  durch  ein  Gesetz  und  individuell"  erlangen.  Der 
letztere  Gesichtspunkt  wurde  auch  in  der  offiziösen  Presse  mit 
aller  wünschenswerten  Klarheit  ausgesprochen.  Niemand 
dachte  im  Ernst  an  die  Ausführung  des  Gesetzes. 

Als  die  rumänischen  Staatsmänner  die  Absicht  der  Mächte 
merkten,  die  Frage  der  Juden  Rumäniens  und  der  von  Rumä- 
nien beanspruchten  Gebiete  zum  Gegenstand  von  Erörterun- 
gen und  Vereinbarungen  zu  machen,  da  Hessen  sie  die  An- 
nahme neuer  Naturalisationsgesetze  oder  Dekrete  verkünden, 
um  der  Friedenskonferenz  zuvorzukommen.  Auch  die  neuen 
Dekrete  verharren  auf  dem  Standpunkt  der  individuellen  Na- 
turalisation, ein  Standpunkt,  der  vom  jüdischen  Volk  und  der 
internationalen  Demokratie  entschieden  zurückgewiesen  wer- 
den wird,  welche  die  bürgerliche,  politische  und  nationale 
Emanzipation  der  Juden  durch  einen  einzigen,  entschlossenen 
Akt  fordern. 

Das  Gesetz  über  die  »Emanzipa- 
tion« der  Juden  Finnlands. 

Unmittelbar  vor  seiner  Unabhängigkeitserklärung  „eman- 
zipierte" Finnland  seine  Juden.  Der  „Emanzipationsakt"  sieht, 
gleich  dem  rumänischen  Naturalisationsgesetz,  die  individuelle 
Naturalisation  der  Juden  vor,  jedoch  mit  dem  Unterschied, 
dass  diese  nicht  durch  Parlamentsbeschluss,  sondern  durch 
Beschluss  des  Senates  erfolgt.  Bisher  wurden  nur  wenige 
Juden  in  Finnland  naturalisiert.  Die  Behörden  machen  selbst 
den  in  Finnland  geborenen  Juden  grosse  Schwierigkeiten  bei 
der  Erlangung  der  Bürgerrechte. 

Das  in  Rede  stehende  Gesetz  lautet  wie  folgt : 

Gesetz  die  Bekenner  des  mosaischen 
Glaubens  betreffend. 

Gegeben  zu  Helsingfors,  den  12.  Januar  1918. 
In  Uebereinstimmung  mit  dem  gemäss  §  60  der  Land- 


158 

tagsordnung  vom  20.  Juli  1906  gefassten  Beschluss  wird  hier- 
durch bestimmt: 

§  i. 

Ein  Bekenner  des  mosaischen  Glaubens  kann  auf  An- 
suchen unter  denselben  Bedingungen  und  in  der  gleichen 
Weise  wie  ein  Ausländer  finnischer  Bürger  werden. 

Betreffs  jener  Bekenner  des  mosaischen  Glaubens,  die  das 
finnische  Bürgerrecht  nicht  erhalten  haben,  gilt  in  jeder  Hin- 
sicht das,  was  inbezug  auf  die  Ausländer  festgesetzt  ist. 

§2. 
Ein    finnischer    Bürger    mosaischen    Glaubens    hat    das 
gleiche  Hecht,  Beamter  oder  Unterbeamter  zu  sein,  wie  dies 
den  christlichen  finnischen  Bürgern  zusteht,  die  sich  zur  evan- 
gelisch-lutherischen Lehre  bekennen. 

§  4. 

Ehen  zwischen  den  Bekennern  der  mosaischen  Religion 
werden  den  Bestimmungen  für  die  Zivilehe  gemäss,  oder  nach 
deren  religiösen  Brauch  geschlossen.  Ehen  zwischen  einem 
Bekenner  des  mosaischen  Glaubens  und  einer  Person,  die 
nicht  von  demselben  Glaubensbekenntnis  ist,  werden  nach  den 
Vorschriften  für  die  Zivilehe  geschlossen. 

Es  steht  dem  Senat  zu,  Vorschriften  über  die  Regi- 
strierung solcher  Ehen,  die  von  den  Bekennern  des  mosaischen 
Glaubens  laut  deren  religiösem  Brauch  geschlossen  werden, 
zu  erlassen. 

§  5. 

Das  im  §  7  Kap.  17  der  Prozessordnung  enthaltene  Verbot 
für  einen  Nichtchristen ,  als  Zeuge  aufzutreten,  gilt  nicht  für 
die  Bekenner  des  mosaischen  Glaubens.    ■ 

Wenn  ein  Bekenner  des  mosaischen  Glaubens  einen  Eid 
leistet,  so  schwört  er  „bei  Gott  und  seinem  heiligen  Gesetz". 

Allen  denen,  die  dieses  angeht,  gilt  das  zur  Richtschnur. 

Helsingfors,  den  12.  Januar  1918. 

Der  Senat  Finnlands : 

E.  N.  Setälä.  Kyösti  Kallio. 

Jalmar  Gastren.  Onni  Talas. 

Juhani  Arajärvi.  Alexander  Frey. 

E.  Y.  Pehikonen.  A.  Pulkkinen. 
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Aus  den  Pariser  Friedens- 
verträgen (1919). 

Artikel  93  des  Vertrages  mit  Deutschland. 

Polen  nimmt  unter  Zustimmung,  dass  die  alliierten  und 
assoziierten  Hauptmächte  dies  in  einen  mit  ihm  zu  schliessen- 
den  Vertrag  aufnehmen,  die  Bestimmungen  an,  welche  diese 
Mächte  für  notwendig  erachten,  um  in  Polen  die  Interessen 
der  nationalen,  sprachlichen  und  religiösen  Minderheiten  zu 
schützen. 

Ebenso  gibt  Polen  seine  Zustimmung,  dass  die  alliierten 
und  assoziierten  Hauptmächte  in  einen  mit  ihm  zu  schliessen- 
den  Vertrag  die  Bestimmungen  aufnehmen,  welche  diese 
Mächte  für  notwendig  erachten,  um  die  freie  Durchfuhr  und 
eine  gerechte  Eegelung  des  Handelsverkehrs  der  anderen  Völ- 
ker zu  sichern. 

Die  Bestimmungen  des  Vertrages  mit  Po- 
len betreffs  der  nationalen  Minderheiten. 
Erstes  Kapitel  des  Vertrages. 

Artikel  1. 
Polen  verpflichtet  sich,  dass  die  in  den  Artikeln  2 — 8 
dieses  Kapitels  enthaltenen  Bestimmungen  als  Grundgesetze 
werden  anerkannt  werden,  dass  kein  Gesetz,  keine  Verord- 
nung oder  amtliche  Handlung  diesen  Bestimmungen  wider- 
sprechen oder  entgegenwirken  werden  und  dass  keinem  Ge- 
setz, keiner  Verordnung  oder  amtlicher  Handlung  vor  ihnen 
der  Vorzug  gegeben  werden  wird. 

Artikel  2. 

Die  polnische  Regierung  verpflichtet  sich,  allen  Einwoh- 
nern Polens  ohne  Unterschied  von  Geburt,  Nationalität,  Spra- 
che, Rasse  oder  Religion  vollen  und  ganzen  Schutz  des  Le- 
bens, der  Freiheit  usw.  zu  gewähren. 

Alle  Einwohner  Polens  sollen  sich  des  Rechtes  der  freien 
sowohl  privaten  als  öffentlichen  Ausübung  jeden  Glaubens, 
jeder  Religion  oder  jeden  Bekenntnisses  erfreuen,  deren  Ge- 
bräuche mit  der  öffentlichen  Ordnung  und  den  guten  Sitten 
nicht  unvereinbar  ist. 
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Artikel  3. 

Polen  erkennt  als  Staatsangehörige  ipso  facto  und  ohne 
irgend  welche  Formalitäten  die  deutschen,  österreichischen, 
ungarischen  und  russischen  Staatsangehörigen  an,  welche  am 
Tage  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Vertrages  in  einem 
Gebiete  ansässig  sind,  das  auf  Grund  der  Verträge  mit 
Deutschland,  Österreich,  Ungarn  und  Russland  als  ein  Teil 
Polens  anerkannt  ist  oder  sein  wird,  aber  mit  dem  Vorbehalt 
aller  Anordnungen  der  besagten  Verträge  betreffs  der  Perso- 
nen, welche  in  diesem  Gebiete  nach  einem  bestimmten  Zeit- 
punkte ansässig  sind. 

Allen  oben  ins  Auge  gefassten  Personen,  welche  über  18 
Jahre  alt  sind,  steht  jedoch  unter  den  in  diesen  Verträgen 
vorgesehenen  Bedingungen  das  Hecht  zu,  für  jede  andere 
Staatsangehörigkeit,  welche  ihnen  offen  sein  sollte,  zu  op- 
tieren. Die  Option  des  Ehegatten  gilt  auch  für  die  Ehefrau 
und  die  Option  der  Eltern  für  die  Kinder  unter  18  Jahren. 

Die  Personen,  welche  von  dem  obenerwähnten  Rechte  der 
Option  Gebrauch  gemacht  haben,  müssen,  ausgenommen,  wo 
in  dem  Friedensvertrag  mit  Deutschland  diesbezüglich  anders 
bestimmt  ist,  in  den  folgenden  12  Monaten  ihren  Wohnsitz 
nach  dem  Staat,  für  welchen  sie  optiert  haben,  verlegen.  Sie 
sind  berechtigt,  ihr  unbewegliches  Eigentum  in  polnischem 
Gebiete  beizubehalten,  sie  dürfen  ihr  bewegliches  Eigentum 
jeglicher  Art  mitnehmen.  Keine  Ausfuhrgebühren  dürfen  ih- 
nen aus  diesem  Anlass  auferlegt  werden. 

Artikel  4. 
Polen  anerkennt  als  polnische  Staatsangehörige  ipso  facto 
und  ohne  irgend  welche  Formalitäten  die  Personen  deutscher, 
österreichischer,  ungarischer  oder  russischer  Staatsangehörig- 
keit, welche  in  dem  genannten  Gebiete  von  Eltern,  die  dort 
ansässig  sind,  geboren  sind,  auch  wenn  sie  selbst  am  Tage  des 
Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Vertrages  dort  nicht  ansässig 
sind.  Dessenungeachtet  können  solche  Personen  innerhalb 
zweier  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Ver- 
trages vor  den  zuständigen  polnischen  Behörden  in  dem  Lande , 
wo  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  die  Erklärung  abgeben,  dass 
sie  auf  die  polnische  Staatsangehörigkeit  verzichten,  womit 
sie  aufhören,  als  polnische  Staatsangehörige  angesehen  zu  wer- 
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den.  In  dieser  Beziehung  wird  eine  Erklärung  des  Ehe- 
gatten auch  für  die  Ehefrau  und  eine  Erklärung  der  Eltern 
auch  für  die  Kinder  unter  18  Jahren  Geltung  haben. 

Artikel  5. 
Polen  verpflichtet  sich,  der  Ausübung  des  Eechts,  das  die 
betreffenden  Personen  auf  Grund  der  von  den  alliierten  und 
assoziierten  Mächten  mit  Deutschland,  Österreich,  Ungarn 
oder  Kussland  geschlossenen  oder  zu  schliessenden  Verträge 
besitzen,  die  polnische  Staatsangehörigkeit  zu  erwerben  oder 
abzulehnen,  keine  Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen. 

Artikel  6. 
Alle  in  dem  polnischen  Gebiet  geborenen  Personen,  wel- 
che nicht  Angehörige  eines  anderen  Staates  sind,  sollen  ipso 
facto  polnische  Staatsangehörige  werden. 

Artikel  7. 

Alle  polnischen  Staatsangehörigen  ohne  Unterschied  von 
Sprache,  Kasse  oder  Religion  sollen  vor  dem  Gesetze  gleich 
sein  und  die  gleichen  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  ge- 
messen. 

Der  Unterschied  von  Religion,  Glauben  oder  Bekenntnis 
darf  keinem  polnischen  Staatsangehörigen  in  Angelegenheiten, 
welche  den  Genuss  der  bürgerlichen  oder  politischen  Rechte 
betreffen,  namentlich  bei  der  Zulassung  zu  öffentlichen  Äm- 
tern, Beschäftigungen  und  Ehren  oder  bei  der  Ausübung  von 
Beruf  oder  Gewerbe  hinderlich  sein. 

Es  soll  keine  Beschränkung  gegen  den  freien  Gebrauch 
irgend  einer  Sprache  durch  alle  polnischen  Staatsangehörigen 
im  privaten  Verkehr,  im  Handel,  in  Angelegenheiten  der  Re- 
ligion, in  der  Presse  oder  in  irgend  welchen  Publikationen 
oder  in  öffentlichen  Versammlungen  erlassen  werden.  Unge- 
achtet der  Einführung  einer  offiziellen  Sprache  durch  die  pol- 
nische Regierung  sollen  den  polnischen  Staatsangehörigen 
nichtpolnischer  Sprache  angemessene  Erleichterungen  für  den 
mündlichen  und  schriftlichen  Gebrauch  ihrer  Sprache  vor  Ge- 
richt gewährt  werden. 
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Artikel  8. 
Die  polnischen  Staatsangehörigen,  welche  Eassen-,  re- 
ligiösen oder  sprachlichen  Minderheiten  angehören,  sollen  sich 
rechtlich  und  tatsächlich  der  gleichen  Behandlung  und  Sicher- 
heit erfreuen  wie  die  anderen  polnischen  Staatsangehörigen. 
Insbesondere  steht  ihnen  das  Eecht  zu,  Wohltätigkeits- ,  re- 
ligiöse- und  soziale  Anstalten,  Schulen  und  andere  Erziehungs- 
anstalten für  eigene  Eechnung  zu  gründen,  zu  leiten  und  zu 
beaufsichtigen  mit  dem  Eechte,  in  diesen  Anstalten  ihre  eigene 
Sprache  zu  gebrauchen  und  ihre  Eeligion  frei  auszuüben. 


Artikel  9. 

Hinsichtlich  des  öffentlichen  Unterrichts  wird  die  polni- 
sche Eegierung  in  den  Städten  und  Bezirken,  in  welchen  ein 
beträchtlicher  Teil  polnischer  Staatsangehöriger  nichtpolni- 
scher Sprache  wohnt,  geeignete  Vorkehrungen  treffen,  um 
sicherzustellen,  dass  den  Kindern  solcher  polnischer  Staats- 
angehöriger der  Unterricht  in  den  Anfangsschulen  in  ihrer 
eigenen  Sprache  erteilt  wird.  Diese  Bestimmung  soll  die  pol- 
nische Eegierung  nicht  daran  hindern,  den  Unterricht  der 
polnischen  Sprache  in  den  genannten  Schule  zu  einer  obliga- 
torischen zu  machen.  In  den  Städten  und  Bezirken,  in  wel- 
chen es  einen  beträchtlichen  Teil  polnischer  Staatsangehöriger 
gibt,  der  Eassen-,  religiösen-  oder  sprachlichen  Minderheiten 
angehört,  soll  diesen  Minderheiten  ein  gerechter  Anteil  am 
Ertrag  und  der  Verwendung  der  Summen  gesichert  werden, 
die  durch  das  Staats-,  Munizipal-  oder  sonstiges  Budget  aus 
öffentlichen  Mitteln  für  Erziehungs-,  religiöse  oder  wohltätige 
Zwecke  aufgebracht  werden  sollten. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  sollen  auf  polnische 
Bürger  deutscher  Sprache  nur  jener  Teile  Polens  angewendet 
werden,  welche  am  1.  August  1914  deutsches  Gebiet  waren. 


Artikel  10. 
Von  den  jüdischen  Gemeinden  an  den  Orten  eingesetzte 
Schulkomitees  werden  unter  der  allgemeinen  Staatskontrolle 
für  die  Verteilung  des  verhältnismässigen  Teiles  der  öffent- 
lichen Mittel,  welcher  den  jüdischen  Schulen  gemäss  Artikel  9 
zusteht,  sowie  für  die  Organisation  und  die  Leitung  dieser 
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Schulen  Sorge  tragen.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  9 
über  den  Sprachengebrauch  in  den  Schulen  finden  auf  diese 
Schulen  Anwendung. 

Artikel  1  1. 
Die  Juden  dürfen  nicht  gezwungen  werden,  Handlungen 
vorzunehmen,  welche  eine  Verletzung  ihres  Sabbath  darstel- 
len, ebensowenig  soll  ihnen  irgend  ein  Nachteil  daraus  er- 
wachsen, dass  sie  sich  weigern,  am  Sabbat  vor  Gericht  zu 
erscheinen  oder  irgend  welche  Rechtsgeschäfte  zu  vollziehen. 
Diese  Bestimmung  soll  jedoch  die  Juden  nicht  von  den  mit 
Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Militärdienstes,  der  natio- 
nalen Verteidigung  oder  zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen 
Ordnung  allen  polnischen  Staatsangehörigen  auferlegten  Ver- 
pflichtungen befreien.  Polen  erklärt  seine  Absicht,  die  Aus- 
schreibung allgemeiner  oder  örtlicher  Wahlen  für  den  Sonn- 
abend oder  ihre  Gutheissung  zu  unterlassen.  Zu  Eintragungen 
für  Wahl-  oder  andere  Zwecke  darf  man  am  Sonnabend  nicht 
gezwungen  werden. 

Artikel  12. 

Polen  stimmt  zu,  dass,  soweit  die  Bestimmungen  der  vor- 
stehenden Artikel  Personen  betreffen,  welche  Rassen-,  religiö- 
sen- oder  sprachlichen  Minderheiten  angehören,  diese  Be- 
stimmungen Verpflichtungen  internationalen  Interesses  dar- 
stellen und  der  Garantie  des  Völkerbundes  unterstellt  werden. 
Sie  sollen  nicht  ohne  die  Zustimmung  der  Mehrheit  des  Rates 
des  Völkerbundes  geändert  werden.  Die  Vereinigten  Staaten 
Amerikas,  das  Britische  Reich,  Frankreich,  Italien  und  Japan 
verpflichten  sich,  ihre  Zustimmung  zu  einer  Änderung  dieser 
Artikel,  über  welche  die  Mehrheit  des  Rates  des  Völkerbundes 
in  gehöriger  Form  übereinkommen  wird,  nicht  vorzuenthalten. 

Polen  stimmt  zu,  dass  jedes  Mitglied  des  Rates  des  Völ- 
kerbundes das  Recht  haben  soll,  die  Aufmerksamkeit  des  Ra- 
tes auf  jede  Übertretung  oder  jede  Gefahr  der  Übertretung 
irgend  einer  dieser  Bestimmungen  zu  ziehen  und  dass  der  Rat 
in  einer  Weise  einschreiten  oder  solche  Anordnungen  treffen 
darf,  wie  sie  unter  den  Umständen  als  angemessen  und  wirk- 
sam erscheinen  werden. 


u» 
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Polen  stimmt  ferner  zu,  dass  im  Falle  einer  in  Fragen 
des  Hechts  oder  des  Tatbestandes  zwischen  der  polnischen 
Regierung  und  irgend  einer  der  alliierten  und  assoziierten 
Hauptmächte  oder  irgend  einer  anderen  Macht,  welche  Mit- 
glied des  Rates  des  Völkerbundes  ist,  betreffs  dieser  Artikel 
bestehenden  Meinungsverschiedenheit  diese  Meinungsverschie- 
denheit als  ein  Streit  von  internationalem  Charakter  gemäss 
den  Bestimmungen  des  Artikels  14  des  Paktes  des  Völker- 
bundes betrachtet  werden  soll.  Die  polnische  Regierung  stimmt 
zu,  dass  jede  solche  Meinungsverschiedenheit,  falls  der  andere 
Teil  es  verlangt,  vor  den  permanenten  internationalen  Ge- 
richtshof gebracht  werden  soll.  Die  Entscheidung  des  perma- 
nenten Gerichtshofes  ist  unwiderruflich  und  hat  dieselbe 
Rechtskraft  und  Geltung  wie  ein  auf  Grund  des  Artikels  13 
des  Paktes  gefasster  Beschluss. 


Aus  der  Völkerbundsakte. 

Die  Bestimmungen  der  Völkerbundsakte,  auf  die  Artikel 
12  des  Vertrages  mit  Polen  verweist,  lauten  : 


Artikel  13. 

Die  Bundesmitglieder  kommen  überein,  wenn  sich  zwi- 
schen ihnen  eine  Streitfrage  erhebt,  die  zwar  nach  ihrer  An- 
sicht eine  schiedsgerichtliche  Lösung  zulässt,  sich  aber  nicht 
in  befriedigender  Weise  auf  diplomatischem  Wege  regeln  lässt , 
die  gesamte  Frage  dem  Schiedsverfahren  zu  überweisen. 

Zu  denjenigen  Streitpunkten,  die  sich  im  allgemeinen  für 
ein  Schiedsverfahren  eignen,  gehören  Streitfragen,  die  sich 
auf  die  Auslegung  eines  Vertrags,  auf  alle  Fragen  des  Völker- 
rechts, auf  alle  tatsächlichen  Verhältnisse,  deren  Eintreten 
den  Bruch  einer  internationalen  Verpflichtung  bilden  würde, 
oder  auf  Umfang  und  Art  der  Wiedergutmachung  für  einen 
solchen  Bruch  beziehen. 

Das  Schiedsgericht,  dem  die  Streitfrage  unterbreitet  wird, 
unterliegt  der  Wahl  der  Parteien  oder  der  Festsetzung  durch 
frühere  Verträge. 

Die  Bundesmitglieder  kommen  überein,  den  erlassenen 
Schiedsspruch  ehrlich  und  treu  auszuführen  und  gegen  kein 
Mitglied  des  Bundes,  das  sich  nach  ihm  richtet,  zum  Kriege 
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zu  schreiten.  Im  Falle  der  Nichtausführung  des  Spruches 
schlägt  der  Kat  die  zur  Sicherung  seiner  Durchführung  geeig- 
neten Massnahmen  vor. 

Artikel  14. 
Der  Rat  stellt  einen  Plan  zur  Errichtung  eines  ständigen 
internationalen  Gerichtshofs  auf  und  unterbreitet  ihn  den 
Bundesmitgliedern.  Dieser  Gerichtshof  ist  zuständig  für  alle 
Streitfälle  internationalen  Charakters,  die  ihm  von  den  Par- 
teien unterbreitet  werden.  Er  gibt  ferner  Gutachten  ab  über 
jede  Streitfrage  oder  jeden  Punkt,  mit  dem  der  Rat  oder  die 
Bundesversammlung  ihn  befasst. 


Aus  dem  Brief  des  Präsidenten  der  Friedenskon- 
ferenz  Clemenceau  an  den  polnischen    Minister- 
präsidenten Paderewski. 

Die  Klauseln  10 — 12  (des  Vertrages  mit  Polen)  handeln 
speziell  von  den  jüdischen  Bürgern  Polens.  Die  Informatio- 
nen, welche  im  Besitze  der  alliierten  und  assoziierten  Haupt- 
mächte über  die  zwischen  den  Juden  und  den  anderen  polni- 
schen Bürgern  obwaltenden  Beziehungen  sich  befinden ,  hat  sie 
zu  der  Folgerung  geleitet,  dass  angesichts  der  historischen  Ent- 
wicklung der  jüdischen  Frage  und  der  daraus  entstandenen 
grossen  Gehässigkeit  ein  besonderer  Schutz  für  die  Juden 
Polens  erforderlich  ist.  Diese  Klauseln  sind  auf  das  Mindest- 
mass beschränkt  worden,  das  unter  den  Umständen  der  Ge- 
genwart als  notwendig  erscheint  und  zwar  betreffen  sie  die 
Aufrechterhaltung  der  jüdischen  Schulen  und  den  Schutz  der 
Juden  in  der  religiösen  Beobachtung  ihres  Sabbath.  Es  wird 
angenommen,  dass  diese  Bestimmungen  kein  Hindernis  für 
die  politische  Einheit  Polens  bilden  werden.  Sie  stellen  keine 
Anerkennung  der  Juden  als  eine  separate  politische  Gemein- 
schaft innerhalb  des  polnischen  Staates  dar.  Die  Bestimmun- 
gen betreffs  der  Erziehung  enthalten  nichts,  was  nicht  tat- 
sächlich in  den  Erziehungsinstitutionen  vieler  hochorganisier- 
ter moderner  Staaten  vorgesehen  ist.  Die  Anerkennung  und 
Unterstützung  von  Schulen,  in  welchen  Kinder  unter  dem 
religiösen  Einflüsse  erzogen  werden,  der  in  ihrem  Elternhause 
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obwaltet,  ist  nicht  mit  der  Souveränität  des  Staates  unver- 
einbar. Gegen  den  Gebrauch  nichtpolnischer  Sprachen  zur 
Ermutigung  des  Geistes  der  nationalen  Absonderung  sind  weit- 
gehende Vorkehrungen  in  der  ausdrücklichen  Anerkennung 
vorgesehen  worden,  dass  die  Bestimmungen  dieses  Vertrages 
den  polnischen  Staat  nicht  daran  hindern  sollen,  die  polnische 
Sprache  in  allen  Schulen  und  Erziehungsanstalten  zu  einer 
obligatorischen  zu  machen. 


